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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vors itz ende: Präsident Dr. Maleta, Zwei­
ter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Dritter 
Präsident Wallner. 

Präsident: Die Sitzung ist eröf fnet. 
Hohes Haus! (Die Anwesenden erheben sich 

von ihren Plät zen.) Am letzten Samstag er­
eignete sich auf österreichischem Boden in 
der Nähe von Innsbruck ein schweres Flug­
zeugunglück, das 83 Menschenleben forderte. 
Es waren Menschen, die nach Österreich 
kommen wollten, um in unseren Bergen Er­
holung zu finden. Wir sind zutiefst erschüttert. 
Der österreichische Nationalrat als Repräsen­
tant des gesamten österreichischen Volkes 
bekundet seine tiefste Anteilnahme für die 
Hinterbliebenen. 

Sie haben sich zum Zeichen der Trauer von 
Ihren Sitzen erhoben. Ich werde dies dem 
stenographischen Protokoll einverleiben las­
sen. (Die Anwesenden nehmen ihre Plätze 
wieder ein.) 

Das amtliche P r o t o k o l l  der 43. Sitzung 
vom 19. Februar 1964 ist in der Kanzlei auf­
gelegen, unbeanständet geblieben und gilt 
daher als g e n ehmigt. 

Kr ank gemeldet sind die Abgeordneten 
Mayr und Bundesminister Proksch. 

En t s c huldigt  haben sich die Abgeordneten 
Jonas, Ing. Helbich, Grete Rehor und Tödling. 

Dem Abgeordneten Holoubek habe ich über 
sein Ersuchen einen Kr ankenurlaub für 
die Zeit vom 24. Februar bis 21. März 1964 
gemäß § 12 des Geschäftsordnungsgesetzes 
erteilt. 

Seitens der Hauptwahlbehörde ist die Mit­
teilung eingelangt, daß Herr Abgeordneter 
Hans Herke sein Nationalratsmandat zurück­
gelegt hat und an seiner Stelle Herr Herbert 
Pansi in den Nationalrat berufen worden ist. 

Da der Wahlschein bereits vorliegt, und 
der neue Herr Abgeordnete im Hause an­
wesend ist, nehme ich sogleich seine An­
g el o  b u n g  vor. Nach Verlesung der Gelöbnis­
formel durch den Schriftführer wird der Herr 
Abgeordnete die Angelobung mit den Worten 
"Ich gelobe" zu leisten haben. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin Rosa 
Jochmann um die Verlesung der Gelöbnis­
formel. 

Schriftführerin Rosa Ja c h man n verliest die 
GelÖbnis/ormel. - Abgeordneter Pansi leistet 
die A ngelobung . 

Präsident: Ich begrüße den neuen Herrn 
Abgeordneten herzlich in unserer Mitte. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde, 
Ich beginne jetzt - um 11 Uhr 5 Minuten --,­
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Anfrage 477 IM des Herrn Abgeordneten 
Glaser (ÖV P) an den Herrn Innenminister" 
betreffend Disziplinaroberkommission beim 
Bundesministerium für Inneres: 

Ist der Herr Bundesminister im Hinblick 
auf die mit Wirkung vom 7. Jänner 1964 bei 
der Disziplinaroberkommission beim Bundes­
ministerium für Inneres getroffenen Maßnalunen 
bereit, zu erklären, daß er die Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit der Mitglieder der Diszipli­
narkommission in Ausübung ihres Amtes im 
Sinne des § 101 Abs. 4 der Dienstpragmatik 
zu respektieren gewillt ist? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Die Un-
abhängigkeit der Disziplinarkommission ist 
gesetzlich garantiert. Die gegenständlichen 
Personalmaßnahmen haben nichts mit Ein­
schränkung oder Beeinträchtigung dieser Un­
abhängigkeit zu tun. Selbstverständlich bin 
ich bereit, diese Unabhängigkeit zu respek­
tieren; weisungsberechtigt bin ich lediglich 
gegenüber dem Disziplinaranwalt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Minister! Die 
gesetzliche Unabhängigkeit der Disziplinar­
kommissionen ist unter anderem auch dadurch 
garantiert, daß die Mitglieder der Disziplinar­
kommissionen für jeweils drei Jahre bestellt 
werden. 

Sie haben in einer Anfragebeantwortung, 
darauf hingewiesen, daß der bisherige ge­
schäftsführende Vorsitzende der Disziplinar­
oberkommission von seiner Funktion abbe­
rufen wurde, weil er "absolut nicht geeignet" 
sei. Wie erklären Sie die Tatsache, daß der 
betreffende Beamte, der nach einer mehr als 
30jährigen Dienstzeit bisher stets bestens 
qualifiziert wurde, nun plötzlich dafür - wie 
Sie selbst schreiben - "absolut nicht ge­
eignet" sei? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Herr' 
Abgeordneter I Ich werde Ihnen das an zwei 
Beispielen demonstrieren. Ich glaube, daß 
die Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit auch 
bei der Disziplinarkommission und -ober­
kommission gewährleistet sein muß. 

Ein Polizeibeamter zum Beispiel, der wegen. 
einer groben Verletzung seiner Amtspflichten, 
begangen durch ungerechtfertigte Krank­
meldung, aktive Teilnahme an einem Fuß-
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Bundesminister Olah 

ballspiel außerhalb seines Dienstortes während 
des Krankenstandes und offensichtliche Ver­
weigerung des Befehles seiner Dienstbehörde, 
als Innendienstfähiger einen Dienst anzu­
treten, wird nach 16jähriger Dienstzeit aus 
dem Bundesdienst entlassen. In einem ande­
ren Fall setzt sich ein Polizeibeamter - zwar 
nicht im Dienst, sondern in der Freizeit, 
aber immerhin - alkoholisiert in einen Wagen 
und verursacht einen Unfall, bei dem es zwei 
Tote und einen Schwerverletzten gibt. In 
diesem Fall, in dem der Beamte vom Gericht 
zu einem Jahr Freiheitsentzug verurteilt wurde, 
besteht das Disziplinarerkenntnis in einer 
Minderung seines Bezuges um 25 Prozent auf 
drei Jahre. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Aus dieser Antwort 
geht eigentlich hervor, daß Sie die Unab­
hängigkeit der Disziplinarkommission nicht 
respektieren. Die Disziplinarkommission oder, 
genauer gesagt, der Senat ist nach den ein­
schlägigen Bestimmungen dafür verantwort­
lich, welche Erkenntnisse er fällt, auf keinen 
Fall aber der Vorsitzende. Ich gehöre, wie 
Sie wissen, selbst dem öffentlichen Dienst an 
und habe wiederholt Gelegenheit, in irgend­
einer Form an Disziplinarverhandlungen teil­
zunehmen. Der Vorsitzende der Disziplinar­
kommission gibt als letzter die Stimme ab. 
(Abg. Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wo bleibt 
die Frage ? - Ruf bei der (j V P :  Wird schon 
kommen I) Meine Damen und Herren! Ich 
verstehe nicht, warum Sie nervös werden. 
(Widerspruch bei der 8P().) Lassen Sie mich 
doch bitte fortsetzen. 

Präsident ( das Glockenzeichen gebend): Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Glaser. 

Abgeordneter Glaser (fortsetzend): Worin 
besteht also jetzt ein Vergehen oder irgendeine 
von Ihnen nicht für richtig befundene Hand­
lung des Vorsitzenden der Disziplinarkommis­
sion oder des geschäftsführenden Vorsitzenden, 
wenn der Senat, also eine Körperschaft von 
mehreren, von fünf bis sieben Mitgliedern, 
ein derartiges Erkenntnis fällt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Nach 
wie vor ist auch unter einem anderen geschäfts­
führenden Vorsitzenden der Disziplinarsenat 
in seiner Entscheidung selbstverständlich frei. 
Aber ich glaube, wenn ein geschäftsführender 
Vorsitzender seine Geschäfte so führt, wie es 
notwendig ist, dann muß er den Mitgliedern 
des Disziplinarsenates, ohne sie zu beein­
Hussen, doch auch sagen: Wenn in einem Falle 
so entschieden worden ist, dann kann in einem 
viel krasseren Falle nicht extrem anders ent­
schieden werden. (Abg. Dr. H urde8: Das ist 

das Führerprinzip 1 - Abg. Dr. F ie dle r: 
Das soll sogar beim Obersten Gericht shof vor­
kommen, daß es Divergenzen gibt 1 - Der 
Präsiden t  gibt das Glockenzeichen.) 

Präsident: Anfrage 478jM des Herrn Abge­
ordneten Dr. Kummer ((j V P) an den Herrn 
Innenminister , betreffend Versetzung von Be­
amten: 

Welche Gründe waren dafür maßgebend, 
daß in der staatspolizeilichen Abteibmg des 
Innenministeriums gerade Beamte versetzt 
wurden, die sich zwar nichts zuschulden kom­
men ließen, dafür aber langjährige Erfahrungen 
und gute Erfolge in ihrer Tätigkeit aufweisen 
konnten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Der Herr 
Abgeordnete Dr. Kummer . . .  (Abg. Dr . Hur­
des: Unangenehm, das Führerprinzip, nicht 
wahr ? - Abg. U h l i  r: "Der Papa wir d' s  schon 
richt en I" -Abg. Dr.H urdes: Danke 1 Sehr gut I) 

Präsident ( das Glockenzeichen gebend): Wir 
sind bei der Anfrage 478JM. Bitte, Herr 
Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Der Herr 
Abgeordnete Dr. Kummer sttJlt eine Anfrage 
wegen der personalmäßigen Veränderungen 
bei der staatspolizeilichen Abteilung im Innen­
ministerium. Es waren einige sehr wesentliche 
sachliche und fachliche Gründe dafür maß­
gebend, daß Beamte, die dort Dienst gemacht 
haben, zu anderen Abteilungen versetzt worden 
sind. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kummer: Herr Minister! 
Wurde bei diesen Versetzungen auch das 
Einvernehmen mit der Personalvertretung 
hergestellt � 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Was die 
Frage der Besetzung der staatspolizeilichen 
Abteilung betrifft, war - zumal die Beamten 
im Ministerium verblieben sind und keine 
dienstliche Benachteiligung oder eine Ver­
änderung in ihrem Status eingetreten ist - eine 
Befragung der Personalvertretung nicht not­
wendig, da die Beamten in demselben Ressort 
und im Hause geblieben sind. (Abg. Dr. H Uf­
des: Führerprinzip I) 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kummer: Haben Sie es, 
Herr Minister, in diesem Fall nicht für not­
wendig gehalten, sich mit der Personalver­
tretung ins Einvernehmen zu setzen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Ich möchte 
feststellen, daß die Personalvertretung bis 

44. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 80

www.parlament.gv.at



Nationalrat X. GP. - 44. Sitzung - 4. März 1964 2365 

Bundesminister Olah 

heute gegen diese Versetzungen keinerlei Ein­
spruch erhoben hat. Das möchte ich zur Klar­
stellung sagen. 

Ich möchte aber hinzufügen, um meiner 
Antwort auch die sachliche Begründung nicht 
vorzuenthalten: Wenn einige dieser Beamten 
ihre Aufgabe in der Staatspolizei zum Beispiel 
dari�sehen haben . .. (Abg. Dr. Kummer: 
Das war nicht meine Frage, Herr Minister! 
Ich habe bezüglich der Personalvertretung ge­
fragt: Haben Sie es nicht für notwendig gehalten, 
in diesem Fall das Einvernehmen mit der 
Personalvertretung herzustellen ?) Ich stelle 
fest, daß die Personalvertretung bis heute 
gegen diese Versetzungen, weil sie genau weiß, 
daß sie wohl begründet waren, keinen Ein­
spruch erhoben hat. (Abg. Dr. H urdes : 
Führerprinzip ! - Heiterkeit. - Bundesmini­
ster für Inneres Olak: Etwas Neues fä.llt dir 
noch nicht ein ? - Abg. A lt enburger: Außer­
dem stimmt das nickt, weil die Personalver­
tretung Einspruck erhoben kat /) 

Präsident: Anfrage 479/M des Herrn Abge­
ordneten Dr. Prader (j V P) an den Herrn 
Innenminister, betreffend das Fernsehinter­
view vom 28. Jänner 1964: 

Ist der Herr Bundesminister bereit, bekannt­
zugeben, ob die von ihm im Fernsehinterview 
vom 28. Jänner 1964 bekanntgegebenen "Ver­
gehen" der genannten Gendarmeriebeamten 
im Dienstwege gemeldet wurden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. (Abg. Dr. 
van Ton ge l: Minister gegen Minister / -
Heiterkeit. - Abg. Dr. J. Grub er :  Vielleickt 
ist es der andete gar nicht mehr, wenn es der 
ist / ) Das Wort hat der Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah : Über 
das in meinem Fernsehinterview geschilderte 
Verhalten von einigen Gendarmeriebeamten 
liegen dienstliche Berichte der zuständigen 
Sicherheitsdirektion vor. In einigen dieser 
Fälle hat die Sicherheitsdirektion die Tat­
bestände der zuständigen Staatsanwaltschaft 
zur Beurteilung übergeben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Minister! 
Die Versetzungen dieser Gendarmerie beamten 
sind sehr plöi2.lich und abrupt um die J ahres­
wende herum erfolgt. Es handelt sich um 
Beamte, die bis zu diesem Zeitpunkt ständig 
eine sehr gute, ja sogar eine ausgezeichnete 
Dienstbeschreibung . hatten. Es ist bekannt 
geworden, daß erst nach den Versetzungen 
Organe der Sicherheitsdirektion Recherchen 
über die vorgeworfenen Vergehen eingeholt 
haben. Mir ist daher nicht recht verständlich, 
wieso die Dienstvergehen, wenn sie erst 
nachher geprüft wurden, bereits vorher zu 
Versetzungsmaßnahmen geführt haben konn-

ten. Es ist mir nicht erklärlich, Herr Minister, 
wenn vorher im Dienstwege keine Beschwerden 
vorlagen und keine Untersuchungen durchge­
führt worden sind, von wem diese Tatbestände 
berichtet worden sind. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Die Be­
schwerden sind schon vorher vorgelegen. Es 
wurde damals darauf verzichtet, sie zum 
Gegenstand einer amtlichen Untersuchung zu 
machen. Ich bin nämlich nicht der Meinung, 
daß es notwendig ist, mehr als unbedingt 
erforderlich Beamte in Disziplinaruntersuchung 
zu ziehen. Nachdem aber dann behauptet 
worden ist, daß diese Versetzungen aus rein 
politischen Gründen erfolgt sind, war ich 
gezwungen, die vorher vorgebrachten Be­
schwerden auch schriftlich festhalten und 
überprüfen zu lassen. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Ministed 
Wenn daher auf dem Dienstweg keine Be­
schwerden eingelangt sind, wenn vorher keiner­
lei Abmahnungen wegen angeblicher Vergehen 
erfolgt sind, wer hat dann überhaupt we Mel­
dungen über diese behaupteten Vergehen 
erstattet? Werden Sie, Herr Minister, dem 
vielfach geäußerten Wunsch auf Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens entsprechen und, 
falls im Disziplinarverfahren die im Fernsehen 
behaupteten Vergehen nicht festgestellt werden 
sollten, auf dem gleichen Wege, nämlich eben­
falls im Fernsehen, eine Rehabilitation dieser 
Bediensteten durchführen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Herr 
Abgeordneter! Gegen drei dieser Beamten 
wurde der Bericht der Staatsanwaltschaft 
vorgelegt, und bei fünf dieser Beamten 
wurde die Angelegenheit der Disziplinarkom­
mission vorgelegt, die dann entscheiden wird. 
(Abg. Dr. Fiedler: Das ist doch keine Ant­
wort/ - Abg. Uhlir :  Das ist schon eine Ant­
wort! Das ist eine eindeutige Antwort, die man 
wird zur Kenntnis nehmen müssen!) 

Präsident: Anfrage 504/M des Herrn Abge­
ordneten Dr. Kummer ((j V P) an den Herrn 
Innenminister, betreffend Entwurf eines Per­
sonenstandsgesetzes : 

Wann ist mit dem schon lange fälligen Ent­
wurf eines Personenstandsgesetzes zu rechnen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Herr 
Abgeordneter! Das ist, wie Sie selbst wissen, 
eine etwas kompliziertere Materie. Das Ressort 
selbst ist sich der Tatsache bewußt, daß das 
mit 1. Jänner 1939 für das Gebiet der Republik 
Österreich eingeführte deutsche Personen-
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standsrecht, das durch das Rechts-Überlei­
tungsgesetz auch nach 1945 als österreichische 
Rechtsvorschrift vorläufig in Geltung gesetzt 
wurde, durch eine neue zeitgemäße öster­
reichische Vorschrift ersetzt werden müßte, 
zumal einige Bestimmungen dieses Gesetzes 
verfassungsrechtlich nicht unbedenklich sind. 
Die Materie des Personenstandsrechtes ist 
aber sehr umfangreich und schwierig, da sie 
auch in verschiedene andere Rechtsgebiete 
.eingreift. 

Das Bundesministerium für Inneres ist seit 
längerer Zeit mit Vorarbeiten für die Aus­
arbeitung eines neuen Personenstandsgesetzes 
befaßt. Wir haben für dieses Gebiet leider 
nicht genügend Kräfte, um diese Arbeit in 
einem rascheren Tempo vorwärtstreiben zu 
können. Diese Vorbereitungsarbeiten müssen 
vielmehr neben den sonstigen umfangreichen 
Arbeiten von den in Betracht kommenden 
Beamten besorgt werden. Ich hoffe aber 
zuversichtlich, daß es möglich sein wird, 
noch in dieser Legislaturperiode einen Ent­
wurf zur Begutachtung auszusenden und noch 
vor dem Ende der Legislaturperiode dem Hohen 
Haus zur Beratung vorzulegen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kummer: Herr Minister! 
Ist Ihnen bekannt, daß vor einigen Jahren 
bei Verabschiedung des Hebammengesetzes 
eine sehr rasche Erledigung des Personen­
standsgesetzes in Aussicht gestellt worden ist 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah : Nein, 
Herr Abgeordneter, das ist mir nicht bekannt. 
Ich habe so etwas auch nicht in Aussicht 
gestellt. 

Abgeordneter Dr. Kummer: Ich danke 
schön. 

Präsident : Ich danke, Herr Minister. 
Anfrage 506/M des Herrn Abgeordneten 

Harwalik (()VP) an den Herrn Justiz­
minister , betreffend Kindermißhandlungen : 

Halten Sie, Herr Minister, die Bestimmungen 
des geltenden österreichischen Strafrechtes für 
ausreichend, um den in letzter Zeit immer mehr 
umsichgreifenden Kindermißhandlungen Ein­
halt zu gebieten T 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda : Hohes 
Haus! Die Sanktionen, die das geltende 
Strafgesetz gegen Kindermißhandlungen im 
engeren Sinn vorsieht, sind nicht ausreichend. 
Anders verhält es sich dort, wo allgemeine 
Strafgesetze gegen schwere Körperverletzung 
oder gar gegen Totschlag in Anwendung 
kommen. Der Entwurf für ein neues Straf­
gesetz sieht daher für diese Fälle von Kinder-

mißhandlung im engeren Sinn wesentlich 
strengere Strafbestimmungen vor. Es handelt 
sich um eine Strafbestimmung gegen Quälen 
oder Vernachlässigung eines noch nicht Acht­
zehnjährigen oder Wehrlosen. Hier ist ein 
Strafrahmen bis zu drei Jahren Freiheits­
entziehung vorgesehen. Ebenso eine weitere 
Straf bestimmung gegen Überanstrengung 
eines noch nicht Achtzehnjährigen oder�Scho­
nungsbedürftigen, wo ebenfalls in besonderen 
Fällen mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren vorgegangen werden kann. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Harwalik : Herr Minister! 
Wenn ich an die letzten tragischen Fälle 
erinnern darf: Ein Vater fesselt seinen sechs­
jährigen Sohn und prügelt ihn zu Tode. Sind 
hier Straf bestimmungen in einem Ausmaß 
vorgesehen, das auch dem Volksempfinden . . .  
(Abg. Zei l l i nger:  Volksempfinde n ?), dem 
Rechtsempfinden des Volkes entspricht 1 (Bun­
desmi niste r für Inneres Ola h: "Führerpri nzip"!) 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Ich 
wiederhole, Herr Abgeordneter, daß dort, wo 
schwerste Folgen oder gar der Tod des miß­
handelten Kindes eintreten, auch heute mit 
den geltenden Straf bestimmungen das Aus­
langen gefunden werden kann. Im Einzelfall 
sind die Staatsanwaltschaften angewiesen, in 
allen Fällen zu milder Bestrafung Rechts­
mittel einzulegen. Im übrigen verweise ich 
nochmals auf die Bestimmungen, die der 
Entwurf für das neue Strafgesetz vorsieht. 
(Abg. Ze il l inger: Das ist keine Kindesmiß­
handlung !) 

Präsident : Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Harwalik : Besonders tragisch 
sind ja auch die Fälle von Mißhandlungen und 
Tötungen durch geisteskranke Eltern. Ist es 
möglich, dagegen in Zusammenarbeit mit 
dem Sozialministerium - der Herr Sozial­
minister ist leider erkrankt, ich habe auch an 
ihn eine solche Anfrage gerichtet - vorsorgende 
Maßnahmen zu treffen? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda : Die 
derzeitigen Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
zwischen Justizbehörden und der sozialen 
Verwaltung sind gering. Nach dem Entwurf 
für das neue Strafgesetz werden wir die Mög­
lichkeit haben, auch gegen geistig abnorme 
Rechtsbrecher sichernde Maßnahmen zu ver­
hängen. Das werden gerade jene Fälle sein, 
auf die Sie, Herr Abgeordneter, sich mit 
Recht beziehen. 

Abgeordneter Harwalik : Ich danke. 
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Präsident: Ich danke, Herr Minister. 

Wir gelangen zur Anfrage 487/M des Herrn 
Abgeordneten Chaloupek (BPO) an den Herrn 
Unterrichts minister, betreffend Tragen von 
Abzeichen während des Unterrichtes: 

Da an höheren Schulen in letzter Zeit immer 
häufiger von den Schülern während des Unter­
richts Parteiabzeichen beziehungsweise Abzei­
chen parteipolitischer Schülerorganisationen ge­
tragen werden, frage ich an, ob Sie bereit 
sind, den Verantwortlichen die diesbezüglichen 
Verordnungen in Erinnerung zu rufen, welche 
das Tragen solcher Abzeichen während des 
Unterrichts untersagen. 

Präsident: Ich bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Herr Abgeordneter! Es gibt eine Vorschrift 
aus dem Jahre 1959, mit der die Schulen ange­
wiesen worden sind, darauf zu achten, daß 
das Tragen von Abzeichen, die eine bloße 
Zugehörigkeit zu einem Verein markieren, in 
der Schule und bei Schulveranstaltungen 
nicht statthaft ist. Diese Vorschrift ist damals 
aus einem konkreten Anlaß ergangen: es 
handelte sich um das Tragen von Abzeichen 
politischer Parteien in Schulen. 

Ausgenommen davon sind ganz bestimmte 
Leistungsabzeichen, so zum Beispiel das Blut­
spenderabzeichen, das Turn- und Sportab­
zeichen und das Abzeichen für geprüfte Rad­
fahrer. Wenn es Ihr Wunsch ist, besteht 
kein Hindernis, die an sich seit vier Jahren 
bestehende Vorschrift den Schulen zur genauen 
Darnachhaltung einzuschärfen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Chaloupek: Ich würde den 
Herrn Bundesminister bitten, eine solche 
"Erinnerung" an diese Verordnung hinaus­
gehen zu lassen. 

Präsident: Ich bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Ich werde das noch vor meinem Weggehen 
aus dem Ministerium veranlassen. (A llgemeine 
Heiterkeit.) 

Präsident:  Anfrage 480jM der Frau Abge­
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer ((JVP) 
an den Herrn Unterrichtsminister, betreffend 
Hauswirtschaft als Freigegenstand : 

Ist beabsichtigt, in allen jenen Kategorien 
des höheren Schulwesens Hauswirtschaft als 
Freigegenstand vorzusehen, wo der Lehrplan 
diesen Gegenstand nicht ausdrücklich vor­
schreibt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Frau Abgeordnete! Der Status quo ist so, daß 
es sich dabei um einen PHichtgegenstand in 
den Frauenoberschulen bisheriger Type han­
delt. Hauswirtschaft ist Freifach in der 

5. und 8. Klasse der Mittelschulen, allerdings 
mit der Einschränkung, daß räumliche Vor­
kehrungen und Einrichtungen da sein müssen, 
um dieses Bestreben der Unterrichtsverwal­
tung zu aktualisieren. Pro futuro ist vor­
gesehen, daß an den nunmehr wirtschafts­
kundlichen Realgymnasien für Mädchen dieser 
Pflichtgegenstand ausgebaut wird, daß der 
Freifachunterricht aber für die Mädchen in 
Ansehung der Wichtigkeit für die Familien­
erziehung auf der Oberstufe aller Typen der 
allgemeinbildenden höheren Schule forciert 
wird. Das wird vor allem dadurch geschehen, 
daß bei Schulneubauten in stärkerem Maße 
als bisher die räumliche Ausstattung und die 
Einrichtung für dieses Fach in jedem Fall 
einkalkuliert werden wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer: 
Herr Bundesminister! Halten Sie es für zweck­
mäßig und für nötig, daß man noch einen 
separaten Erlaß an die Landesschulräte heraus­
gibt, daß diese für geeignete Lehrkräfte und 
Räume den örtlichen Gegebenheiten entspre­
chend Vorsorge treffen mögen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Frau Abgeordnete! Wir haben im Unter­
richtsministerium im allgemeinen die über­
zeugung, daß bei den Landesschulbehörden 
für die Wichtigkeit und Bedeutung dieses 
Faches die wünschenswerte Aufgeschlossenheit 
besteht. Es ist aber ohne weiteres möglich, 
von dieser Aufgeschlossenheit einen besseren 
Gebrauch zu machen, indem man in gewissen 
Abständen wiederholt auf die Wichtigkeit 
und Bedeutung dieses Faches hinweist. Das 
kann ohne weiteres geschehen. 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer: 
Ich möchte darum bitten. 

Präsident: Anfrage 489/M des Herrn Abge­
ordneten Dr. Kandutsch (FPO) an den Herrn 
Unterrichts minister, betreffend Zeitschrift 
"Impuls" : 

Ist es zulässig und Ihrer Meinung nach richtig, 
wenn in der vom Hauptausschuß der Öster­
reichischen Hocbschülerschaft der Universität 
Graz, also einer Körperschaft öffentlichen 
Rechtes, herausgegebenen Zeitschrift "Im­
puls" vom Jänner/Februar 1964 unter dem 
Titel "Auf kleine Tiere schießt man nicht" 
eine auf niederster Ebene gehaltene partei­
politische Polemik gegen die FPÖ betrieben 
wird? 
Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Die Österreichische Hochschülerschaft ist eine 
Körperschaft öffentlichen Rechtes, deren Man­
datare in einer freien demokratischen Wahl 
gewählt werden. 
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Herr Abgeordneter! So wenig ich mir als 
Studentenführer vom Unterrichtsminister hätte 
einen Maulkorb umhängen lassen, bin ich 
gewillt, als Unterrichtsminister den Studenten 
einen Maulkorb umzuhängen. Ich habe das 
immer so getan und möchte damit auch aus 
der Geschichte scheiden. (Heite rkeit.) 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kandutsch: Herr Unter­
richtsminister ! Halten Sie es für richtig, 
daß man eine bestimmte Gesinnungsgruppe 
verpflichtet, Zwangsbeiträge zu leisten, damit 
Sie ein Pamphlet finanzieren, in dem die 
Freiheitlichen als Schnallendrücker, Speichel­
lecker, Hineinkriecher, Intriganten, Posten­
jäger bezeichnet werden 1 Sind Sie nicht der 
Meinung, daß hier, wenn nicht ein Maulkorb, 
so doch zumindest eine demokratische Be­
lehrung am Platze wäre 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. (Abg. Ze iT­
l inge r: Die Zeitschrift wird subventioniert!) 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Herr Abgeordneter! Die Sprache der Stu­
denten, der Beamten und der Parlamentarier 
ist verschieden. (Heite rkeit.) Wir beide haben 
ein Hochschulstudium hinter uns gebracht 
und haben dabei auch eine unterschiedliche 
Sprachweise gehabt. Ich habe nicht die 
Absicht, alle stilistischen Übungen der acade­
mici unserer Tage hier von der Ministerbank 
aus zu vertreten, aber ich bitte Sie, mir zugute 
zu halten, wenn ich feststelle, daß ich zwei 
Dinge nicht wünsche: Erstens eine einseitige 
Verunglimpfung einer bestimmten politischen 
Partei. Ich habe festgestellt, daß dieses Organ 
oder andere Organe der Österreichischen Hoch­
schülerschaft auch über die anderen politi­
schen Parteien hergezogen sind und sie ge­
legentlich zerzaust haben. 

Ich würde es nicht für gut halten, wenn 
von der Regierungsbank aus einem Studiker, 
der sich zum erstenmal in einer politischen 
Publikation übt, eine zensorische Rüge erteilt 
wird. Er möge von seinen Kollegen, die so 
wie er das demokratische Recht der freien 
Meinungsäußerung haben, belehrt werden oder 
bei der nächsten Stimmabgabe darauf ver­
wiesen werden, daß er unrecht gehabt hat. 
( Abg. Dr. H u rdes:  Etwas freiheitl icher  sein ! -
Abg. Dr. van Tongel: Fragen Sie den Herrn 
Dr. Koren junior!) 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kandutsch: Sind Sie, 
Herr Minister, bereit, nach Ihrem Weggehen 
aus dem Ministerium, wenn Sie vielleicht mehr 
Zeit haben werden, zumindest im Sinne Ihrer 
letzten Ausführungen dem Sohn des steiri­
schen Landeshauptmannstellvertreters Dr. Ko-

ren, der der politische Redakteur ist, eine 
Belehrung darüber zu geben, daß die Freiheit 
des Geistes nicht darin besteht, politisch 
Andersgesinnte zu beschimpfen, umsomehr, 
wenn sich auf der anderen Seite gerade in 
der Steiermark die ÖVP so gern freiheitlich 
geriert 1 (Abg. Dr. H u rdes:  Etwas freiheit­
licher sein !) 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Was Sie von mir verlangen, liegt außerhalb 
meiner verfassungsmäßigen Verantwortlich­
keit. (Heiterkeit.) Ich werde aber nicht 
verfehlen, das Freundschaftsband, das mich 
mit dem Vater des Studenten verbindet, dazu 
zu benützen, ihn in kollegialem Gespräch auf 
das hier geführte Gespräch aufmerksam zu 
machen. 

Präsident : Anfrage 488/M des Herrn Abge­
ordneten Zankl (SPO) an den Herrn Unter­
richtsminister, betreffend Schwierigkeitszula­
gen für Lehrer: 

Wann ist mit der Schaffung bundeseinheit­
licher Schwierigkeitszulagen für Lehrer an 
niedrig organisierten Schulen zu rechnen, damit 
dem immer fühlbarer werdenden Lehrermangel 
gerade an diesen Schulen begegnet werden 
kann ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Herr Abgeordneter! Das Unterrichtsmini­
sterium hat sich in den letzten Jahren mehrmals 
bemüht, beim Bundeskanzleramt eine Rege­
lung in Gang zu setzen, die auf eine N ovel­
lierung des Gehaltsgesetzes 1956 abzielt, und 
zwar besonders für jene Lehrer, die einen 
abteilungsmäßigen Unterricht an wenig ge­
gliederten Volksschulen und an Sonderschulen 
führen. Eine Dienstzulage, wie sie den Lehrern 
an einklassig geteilten und einklassig unge­
teilten Volksschulen gemäß § 59 Abs. 6 des 
Gehaltsgesetzes bereits gewährt wird, soll 
diesen Lehrern zugute kommen. Diese An­
regung der Unterrichtsverwaltung ist pendent, 
aber bisher von den mitbeteiligten Zentral­
stellen noch nicht positiv erledigt worden. 

Präsident : Ich danke, Herr Minister. 
Anfrage 490/M des Herrn Abgeordneten 

Dr. Kos (F PO) an den Herrn Finanzminister , 
betreffend Studien beihilfen : 

Beabsichtigen Sie, Familienerhalter, deren 
Kinder Studienbeihilfen erhalten, bei dem damit 
verbundenen Wegfall der Unterhaltsleistung 
für diese Kinder automatisch in die nächst­
höhere Steuergruppe einzureihen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek: 
Gemäß den Bestimmungen des Einkommen­
steuergesetzes wird einem Steuerpflichtigen 
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Bundesminister Dr. Korinek 

auf Antrag für ein nicht haushaltszugehöriges 
Kind bei der Einkommensteuer die Kinder­
ermäßigung gewährt, wenn das Kind über­
wiegend auf Kosten des Steuerpflichtigen 
unterhalten und erzogen beziehungsweise für 
einen Beruf ausgebildet wird. Die eindeutige 
Rechtslage läßt es nicht zu, die Studienbei­
hilfe hier außer acht zu lassen. Um diesen 
Wünschen Rechnung zu tragen, wäre es not­
wendig, eine Änderung des Gesetzes vorzu­
nehmen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kos : Herr Minister! 
Sind Sie angesichts der Tatsache, daß hier 
der Staat mit der einen Hand gibt und mit 
der anderen Hand nimmt, in der Lage, mir 
mitzuteilen, ob in Ihrem Ministerium bereits 
Vorbereitungen im Hinblick auf eine Novel­
lierung des Einkommensteuergesetzes getroffen 
worden sind, die diese Härte, die Sie ja selbst 
dargestellt haben, beseitigen könnte � 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek: 
Die Wünsche in dieser Richtung sind erst in 
letzter Zeit geltend gemacht worden. Ich 
werde es wohl meinem Nachfolger überlassen 
müssen, sich mit diesen Wünschen auseinan­
derzusetzen. (Allgemeine Heiterkeit. - Abg. 
Zeil l inge r: Das ist hev.te die reinste Ver­
lassenschaftsabhandlung ! ) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 491/M 
des Herrn Abgeordneten Dr. Broesigke (F pO) 
an den Herrn Finanzminister , betreffend 
Schuldscheingebühr von zinsenlosen Repara­
turdarlehen : 

Aus welchen Gründen wird nunmehr ab­
weichend von der bisherigen Handhabung von 
den zinsenlosen Darlehen der Gemeinde Wien 
zur Kostensenkung und Entlastung der Mieter 
bei besonders umfangreichen Arbeiten auf 
Grund von Anträgen nach § 7 Mietengesetz 
eine 1 prozentige Schuldscheingebühr einge­
hoben? 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek: 
Auf Grund des Gebührengesetzes ist die Dar­
lehensgebühr dann nicht zu erheben, wenn 
die öffentlich-rechtliche Körperschaft im Rah­
men ihres öffentlich-rechtlichen Wirkungs­
kreises handelt. So werden also beispielsweise 
bei Darlehen nach dem Wohnbauförderungs­
gesetz keine Darlehensgebühren erhoben. Bei 
den zinsenlosen Darlehen der Gemeinde Wien 
für Hausreparaturen ist das nicht der Fall, 
da die Gemeinde Wien hier nicht innerhalb 
des öffentlich-rechtlichen Wirkungskreises han­
delt. Als "öffentlich-rechtlicher Wirkungs­
kreis" ist nach Ansicht des Verwaltungs­
gerichtshofes nur jener Wirkungskreis zu be­
trachten, der der Gebietskörperschaft un-

mittelbar durch das Gesetz verpflichtend 
übertragen ist. 

Ich bin mit dem Herrn Anfragesteller einer 
Meinung, daß diese formale Regelung äußerst 
unbefriedigend ist. Das Ministerium befaßt 
sich schon seit sehr langer Zeit mit einem 
Entwurf, der das Gebührengesetz auf neue 
Grundlagen stellen soll. In diesem Referenten­
entwurf soll diese zweifellos unliebsame Diskre­
panz beseitigt werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broesigke : Warum hat, 
wenn die Rechtslage so ist, bis vor etwa einem 
halben Jahr zumindest das Finanzamt für 
Gebühren und Verkehrsteuern in Wien den 
Standpunkt vertretern, daß diese Darlehen 
nicht gebührenpflichtig sind, und ist erst jetzt 
dazu übergegangen, nachträglich die Gebühr 
in allen Fällen einzuheben � 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek : 
Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts­
hofes, an die sich die Praxis jetzt hält, stammt 
vom 21. Oktober 1963. Die Änderung der 
Praxis ist erst auf Grund dieser Entscheidung 
des Verwaltungsgerichtshofes erfolgt. 

Präsident : Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Ist das Fi­
nanzministerium wenigstens bereit, bei den 
schon rechtslrräftig abgeschlossenen Fällen 
die Gebühren nachzusehen, dies in Anbetracht 
des Umstandes, daß in diesen Fällen die neuen 
Mietzinse nach § 7 Mietengesetz schon auf 
der Grundlage der Gebührenfreiheit errechnet 
sind? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek: 
Ich kann hier meinem Nachfolger nicht vor­
greifen, ich werde ihm jedoch Ihre dies­
bezüglichen Wünsche intimieren. 

Präsident: Anfrage 492/M des Herrn Abge. 
ordneten Dr. Broesigke (F pO) an den Herrn 
Finanzminister , betreffend Grundsteuerfrei· 
heit: 

Aus welchen Gründen wird beim Erwerb von 
Grundstücken für den Arbeiterwohnbau die 
Grundsteuerfreiheit nur bis zum Wert von 
500 mll Grund gewährt? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek: 
Hier handelt es sich offenbar um die Grund­
erwerbsteuer, Herr Abgeordneter, und nicht 
um die Grundsteuer. Ich nehme an, das ist 
eine Verwechslung beziehungsweise ein Fehler 
in der Übertragung. Bezüglich der Grund­
steuer kann die von Ihnen angezogene ETage 
ja gar keine Rolle spielen. 
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Bezüglich der Grunderwerbsteuer ist die 
Situation so, daß nach dem Gesetz beim 
Erwerb eines Grundstückes zur Errichtung 
einer Arbeiterwohnstätte nur jener Teil von 
der Grunderwerbsteuer ausgenommen ist, der 
erworben werden muß, um eine derartige 
Wohnstätte errichten zu können. Wenn es 
sich also um Wohnstätten handelt, die für 
mehrere Arbeitnehmer gedacht sind, so wird 
in allen Fällen auch über diese 500 m 2 hinaus 
die Grunderwerbsteuerfreiheit konzediert. Nur 
dort, wo es sich um Einfamilienhäuser, allen­
falls um Zweifamilienhäuser handelt, hat man 
sich in der Praxis die 500 m 2 deswegen zur 
Richtschnur genommen, weil die meisten 
Bauordnungen als erforderliche Mindestgröße 
für die Errichtung von Wohnstätten ein Aus­
maß von 500 m2 vorsehen. Diese Praxis 
wurde auch vom Verwaltungsgerichtshof ge­
billigt. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broesigke : Ist Ihnen 
bekannt, daß die Zahl von 500 m2, die im 
Gesetz nicht vorgesehen ist, auf die Praxis 
des Finanzamtes Linz zurückgeht, das in 
Ausführung eines oberösterreichischen Landes­
gesetzes, welches die Zahl von 500 m2 enthält, 
diese Größe als Grenze der Steuerfreiheit bei 
der Grunderwerbsteuer annimmt � 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek: 
Ich habe bereits in der Beantwortung der 
Anfrage darauf hingewiesen, daß das Gesetz 
die Grenze nicht kennt und daß !Sich die 
Praxis daraus ergibt, daß in gewissen Bau­
ordnungen - darunter auch die Bauordnung 
Oberösterreichs, ein Landesgesetz - diese 
Grenze genannt wird und der Verwaltungs­
gerichtshof diese Praxis bestätigt hat. 

Präsident : Anfrage 493/M des Herrn Abge­
ordneten Dr. Broesigke (F PO) an den Herrn 
Finanzminister , betreffend Kriegs beschädigten­
zulage: 

Wird die Kriegsbeschädigtenzulage gemäß 
§ 85 des Gehaltsgesetzes 1956 der Einkommen­
beziehungsweise der Lohnsteuer unterzogen '{ 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

"Die Kriegsbeschädigtenzulage gemäß § 85 
Gehaltsgesetz 1956 wird nur den öffentlich­
rechtlichen Bediensteten des Bundes, welche 
schon nach den besoldungsrechtlichen Vor­
schriften des Bundes vor dem 13. 3. 1938 
eine solche Zulage bezogen haben, gewährt. 
Sie stellt sich daher eindeutig als ein Vorteil 
aus dem öffentlich-rechtlichen Dienstver­
hältnis zum Bund dar. Daß dieser Vorteil 
nur solchen Bediensteten des Bundes zu­
kommt, die als Kriegsbeschädigte schon vor 
dem 13. 3. 1938 eine solche Zulage bezogen 
haben, vermag nicht zu bewirken, daß die 
Vorschrift des § 85 Gehaltsgesetz als versor­
gungsrechtliche Bestimmung zu qualifizie­
ren wäre." 

Gemäß diesem Erkenntnis ist daher die 
Kriegsbeschädigtenzulage ein Teil des Dienst­
bezuges und als solcher daher steuerpflichtig. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broesigke : Herr Minister! 
Diese Lage ist zweifellos unbefriedigend. Alles 
andere, was für Kriegsversehrte aus öffentlichen 
Mitteln geleistet wird, ist ja bekanntlich 
steuerfrei. Ist das Finanzmini'3terium bereit, 
durch entsprechende gesetz ge berische Maß­
nahmen oder auch im Erlaßwege eine Ände­
rung dieser Sachlage herbeizuführen � 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek : 
Herr Abgeordneter! Ich muß zu meinem 
Bedauern wieder auf die Tatsache hinweisen, 
daß das schon mein Schwanengesang ist 
und ich daher nicht in der Lage bin, meinem 
Nachfolger vorzugreifen. (Heiterkeit. - Abg. 
A frits ch: Das war eine ver"schmitzte" Ant­
wort I) 

Präsident : Danke, Herr Minister. 
Anfrage 518/M des Herrn Abgeordneten 

Glaser (0 V P) an den Herrn Handelsminister , 
betreffend Gerlos-Bundesstraße: 

Ist Vorsorge für den ehesten Ausbau der 
Gerlos-Bundesstraße zwecks Anschluß dieser 
an die neu erbaute Paßstraße getroffen werden ? 

Präsi dent: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf­
bau Dr. Bock : Es sind folgende Baumaßnahmen 
im Zuge beziehungsweise vorgesehen: auf 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek : der Tiroler Seite der Gerlosstraße das Baulos 
Nach dem Einkommensteuergesetz sind die "Durlaßboden", das im Zusammenhang mit 
den Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen der Errichtung des Kraftwerkes gleichen 
oder diesen gleichgestellten Personen auf Namens steht und welches eine vollständige 
Grund der bestehenden versorgungsrechtlichen Verlegung der alten Bundesstraße darstellt; 
Bestimmungen geleisteten Entschädigungen auf der Salzburger Seite der Ausbau eines 
steuerfrei. Zur Frage, ob die Kriegsbeschädig- Teilstückes von etwa 300 m Länge, welches 
tenzulage steuerfrei ist, hat der Verwaltungs- die Baulücke zwischen der Paßstraße und 
gerichtshof in einem Erkenntnis vom 9. Juli dem Baulos "Durlaßboden" schließt, ferner 
1963 wie folgt Stellung genommen: die "Umfahrung Neukirchen" mit einer Bau-
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länge von 4,9 km und einem voraussichtlichen 
Bauaufwand von 18 Millionen Schilling. Dar­
über hinaus sind auf Salzburger Gebiet im 
heurigen Jahr acht Brückenbauten auf der 
Gerlos-Bundesstraße vorgesehen. 

Der Beginn des nächsten Bauabschnittes, 
das ist die "Umfahrung Bramberg",  km 63,6 
bis 72,1 ,  mit einem Gesamtbauaufwand von 
27 bis 30 Millionen Schilling ist je nach dem 
Baufortschritt der eben genannten Baulose 
für das nächste oder übernächste Jahr vor­
gesehen. 

Abgeordneter Glaser: Danke, Herr Minister. 

Präsident: Anfrage 521/M des Herrn Ab­
geordneten Pölz (S pO) an den Herrn Handels­
minister, betreffend Autobahn im Raum von 
St. Valentin und Mauthausen : 

Da die provisorische Zu- und Abfahrt zur 
Autobahn im Raum von St. Valentin und Maut­
hausen sich als äußerst gefährlich erwiesen hat, 
frage ich an, wann im Sinne eines dringenden 
Wunsches der dortigen Bevölkerung eine aus­
gebaute Zu- und Abfahrt geschaffen wird. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf-
bau Dr. Bock: Die Anschlußstelle "Enns" 
und die Anschlußstelle "Strengberg" der 
Autobahn liegen nur 12,8 km auseinander. 
Ob künftig eine Anschlußstelle St. Valentin, 
die nur 3,9 km von der Anschlußstelle "Enns" 
entfernt liegen würde, gebaut werden muß, 
hängt von den künftigen Verkehrserforder­
nissen ab, die gegenwärtig noch nicht abge­
schätzt werden können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pölz: Herr Bundesminister ! 
Die neue Donaubrücke in Mauthausen hat 
den Verkehrsfluß nördlich der Donau in 
dem Raume von St. Valentin sehr verstärkt. 
Der Durchzugsverkehr durch die alte und enge 
Stadt Enns ist arg belastet. Wenn nunmehr 
diese provisorische Auf- und Abfahrt im 
Raum St. Valentin gestrichen wird, dann 
wird Enns eine schwere Beeinträchtigung 
durch den Durchzugsverkehr erfahren. Wenn 
Sie bleiben, Herr Minister, würde ich Sie 
sehr bitten, diese Autobahnauf- und -ab­
fahrt bestehen zu lassen. (Heiterkeit. -
Abg. Dr. H urdes :  Das ist keine Frage, 80ndern 
nur eine Bitte !) 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf­
bau Dr. Bock: Da ich mich nicht in der 
beneidenswerten Lage einiger Herren Kollegen 
befinde und die Sache nicht schon auf meinen 
Amtsnachfolger abschieben kann, möchte ich 
antworten, daß die gegenwärtige provisorische 
Zufahrt zur Autobahn so lange belassen wird, 
als das Verkehrserfordernis das erfordert 

beziehungsweise bis eine endgültige Entschei­
dung über den Bau einer eigenen Autobahn­
auf- und -abfahrt getroffen werden wird. 

Präsident: Anfrage 519/M des Herrn Ab­
geordneten Josef Steiner (Salzburg) (O VP) 
an den Herrn Handelsminister , betreffend 
Salzachtal Bundesstraße : 

Wann ist mit der Fertigstellung des Ausbaues 
der Salzachtal Bundesstraße im Baulos "Paß 
Lueg" zu rechnen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf-
bau Dr. Bock: Unter der Voraussetzung, daß 
in der Felsstrecke südlich des Passes keine 
weiteren unvorhergesehenen Komplikationen 
eintreten, wird die Fertigstellung des Bauloses 
einschließlich der Talstrecke für das nächste 
Jahr zu erwarten sein. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Josef Steiner (Salzburg) : Ich 
danke für diese Auskunft, Herr Minister, 
die für Salzburg hoch erfreulich ist. Ich möchte 
mir aber erlauben, den Herrn Minister zu 
bitten, überprüfen zu lassen, ob es nicht 
möglich wäre (Zwischenrufe - Abg. Dr. Hur­
d e 8 :  Schlechte Bei8piele verderben gute Sitten !), 
während der Sommersaison dieses Baulos 
unter Umständen vielleicht provisorisch staub­
frei zu machen. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf­
bau Dr. Bock :  Die Frage, ob eine provisorische 
Staubfreimachung möglich ist, wird geprüft. 
Wenn sie technisch möglich ist, wird sie mit 
Rücksicht auf den großen Verkehr auf dieser 
Strecke durchgeführt werden. 

Abgeordneter J osef Steiner (Salz burg) : 
Danke, Herr Minister. 

Präsident: Anfrage 522/M des RelTn Abge­
ordneten Czettel an den Herrn Handelsminister, 
betreffend Verhandlungen mit der Montan­
union : 

Welche Ergebnisse haben die bisher geführ­
ten Verhandlungen mit der Montanunion wegen 
Exporterleichterungen für die durch die Zoll­
erhöhungen der Montanunion-Länder betroffe­
nen Unternehmungen der ästerreichischen Eisen­
und Stahlindustrie gezeitigt ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf-
bau Dr. Bock: Die Hohe Behörde der Montan­
union hat am 15. Jänner dieses Jahres den 
Mitgliedstaaten empfohlen, die Eisen- und 
Stahlzölle mit Wirkung vom 15.  Februar 
1964 auf das italienische Zollniveau von 
durchschnittlich 9 Prozent zu erhöhen. 

Die Bestrebungen nach Erhöhung der Eisen­
und Stahlzölle gehen schon auf das Jahr 1963 
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zurück. Die Bundesregierung wurde auf Grund 
des Ministerratsbeschlusses der Montanunion 
vom 2. Dezember 1963 von der Hohen Be­
hörde zu Konsultationen über die Zollerhöhun­
gen eingeladen. Diese Konsultationen haben 
erstmals am 12. Dezember 1963 in Luxemburg 
stattgefunden. 

Hie bei hat die österreichische Delegation 
sch wer wiegende Bedenken gegen die geplanten 
Zollerhöhungen vorgebracht und auf deren 
tiefgreifende Auswirkungen auf den Export 
der österreichischen Stahlindustrie nach der 
Gemeinschaft und damit auf die Export­
wirtschaft Östei'reichs überhaupt hingewiesen. 
Österreichischerseits wurde betont, daß das 
sprunghafte Ansteigen der Importe in die 
Montanunion sowie die eingetretene Störung 
im Preisgefüge nicht auf die Lieferungen 
aus Österreich zurückzuführen sind. Es wurden 
vor allem diejenigen Stahlerzeugnisse hervor­
gehoben, die durch die geplante Maßnahme 
besonders betroffen werden und für welche 
eine Sonderregelung erzielt werden müßte, 
damit die österreichischen Exporte in bis­
herigem Umfang aufrechterhalten werden 
können. 

Die Vertreter der Hohen Behörde haben 
die anläßlich der Konsultationen gemachten 
österreichischen Ausführungen mit dem Hin­
weis zur Kenntnis genommen, daß sie den 
Regierungen der Gemeinschaft den Stand­
punkt der österreichischen Bundesregierung 
in entsprechender Form darstellen werden. 

Ende Dezember 1963 habe ich in einem 
Schreiben an die Außenminister der sechs 
Montanunion-Staaten noch einmal auf die 
nachteiligen Auswirkungen der Zollerhöhung 
auf den österreichischen Eisen- und Stahl­
export hingewiesen. In diesem Schreiben 
wurde insbesondere ausgeführt, daß eine Ein­
schränkung dieser Exporte, die in den letzten 
Jahren zwar mengenmäßig fast unverändert 
geblieben sind, deren Anteil an der Gesamt­
einfuhr der Gemeinschaft aus Drittstaaten 
aber erheblich 

-
abgesunken ist, die ohnehin 

defizitäre Handelsbilanz Österreichs weiter 
schwächen würde. Eine Beeinträchtigung der 
österreichischen Stahl- und Eisenexporte könn­
te zu einer strukturellen Gefährdung dieses 
Sektors und in der Folge zu einer Schädigung 
der Entwicklung der gesamten österreichischen 
Volkswirtschaft führen. Die Montanunion­
Länder wurden daher um Vorkehrungen er­
sucht, durch welche die schädlichen Auswir­
kungen der Zollerhöhung vermieden und eine 
Berücksichtigung der österreichischen Export­
interessen sichergestellt werden könnte. 

Ein ursprünglich für Anfang Jänner 1964 
vorgesehener Beschluß des Ministerrates der 
Montanunion auf Erhöhung der Eisen- und 

Stahlzölle scheiterte bekanntlich zunächst an 
der Haltung der Niederlande und Italiens. 
Nun enthält aber der Montanunionsvertrag 
die Ermächtigung, daß die Hohe Behörde 
unter gewissen Voraussetzungen den Mit­
gliedstaaten Zollerhöhungen empfehlen kann. 
Eine derartige Empfehlung hat die Hohe 
Behörde, wie schon erwähnt, am 15. Jänner 
1 964 bereits erlassen. Artikel 3 dieser Empfeh­
lung sieht VOl , daß die Hohe Behörde nach 
Anhörung der Regierungen der Migtlied­
staaten in Sonderfällen, die insbesondere aus 
handelspolitischen Gründen oder zolltech­
nischen Notwendigkeiten gerechtfertigt sind, 
Abweichungen von der Zollerhöhung vorneh­
men kann. 

Österreich ist daher bestrebt, derartige 
Ausnahmen für wichtige österreichische Ex­
portpositionen zu erzielen. Anläßlich meines 
Besuches in Lux:emburg am 24. Jänner habe 
ich die Gelegenheit wahrgenommen, mit dem 
Präsidenten und den Mitgliedern der Hohen 
Behörde die durch die Empfehlung auf Er­
höhung der Stahlzölle geschaffene Situation 
zu erörtern und nochmals auf die Notwendig­
keit von Ausnahmen zugunsten Österreichs 
hinzuweisen. Hiebei wurde die Durchführung 
von Expertenbesprechungen vereinbart, die 
dann am 29. Jänner in Lux:emburg stattfanden 
und bei denen die österreichischen Ausnahme­
wünsche nach Zollkontingenten in der bis­
herigen Höhe der Zollsätze für bestimmte 
wichtige Exportpositionen präzisiert wurden. 

Im Anschluß an diese Ex:pertenbesprechun­
gen wurden die österreichischen Missionschefs 
in den sechs Hauptstädten der Montanunion 
beauftragt, zu intervenieren, damit die Re­
gierungen der Mitgliedstaaten den öster­
reichischen Kontingentwünschen zustimmen. 
Sowohl bei meiner Vorsprache als auch bei 
den Ex:pertenverhandlungen wurde seitens 
der Hohen Behörde zwar der gute Wille 
zum Ausdruck gebracht, eine Lösung für die 
österreichischen Schwierigkeiten zu finden, 
jedoch gleichzeitig immer wieder darauf hin­
gewiesen, daß es mit Rücksicht auf die Be­
stimmungen des GATT sehr schwierig sein 
werde, eine solche Lösung zu finden. Das 
Problem liegt nämlich darin, daß nach den 
GATT-Bestimmungen Zollkontingente nur 
GATT-weit gewährt werden können, das heißt, 
daß solche Ausnahmen vom geltenden Zoll­
tarif allen Staaten gleichermaßen zugute kom­
men müßten. Ausnahmen, die nur für ein 
Land gelten, sind nach den GATT-Bestim­
mungen nicht zulässig. 

Demzufolge wurde zunächst seitens der 
Hohen Behörde in Aussicht gestellt, für 
Coils ein solches GATT-weites Zollkontingent 
einzuräumen. Von dieser Ausnahme würde 
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vor allem Österreich profitieren, da der 
österreichische Export an Ooils in die Montan­
union rund 90 Prozent beträgt. Ich habe aber 
schon anläßlich meiner Vorsprache bei der 
Hohen Behörde keinen Zweifel darüber gelas­
sen, daß die Einräumung eines Zollkontin­
gents allein für Ooils von uns nicht als ein 
befriedigendes Ergebnis angesehen werden 
könnte. 

Nach den letzten Meldungen aus Luxem­
burg soll die Hohe Behörde über die öster­
reichischen Wünsche auf Grund von Ver­
handlungen mit den Mitgliedstaaten noch 
in dieser Woche entscheiden. 

In diesem Zusammenhang ist aber noch eine 
wichtige Feststellung zu treffen : Die Bundes­
regierung hat bekanntlich beschlossen, die 
Möglichkeit von Assozüerungsgesprächen mit 
der Montanunion zu prüfen. Dje vorgenomme· 
nen Sondierungen haben bisher das eindeutige 
Ergebnis gebracht, daß die österreichischen 
Bemühungen um eine Assoziierung mit der 
Montanunion von dem Erfolg der österreichi­
schen Verhandlungen mit Brüssel wegen eines 
Arrangements mit der EWG abhängig sein 
werden. Diese Tatsache wird durch die Be­
strebungen zur Zusammenlegung der drei 
europäischen Behörden noch unterstrichen. 
Daraus ist wieder ersichtlich, wie 'wichtig 
es für Österreich ist, so bald wie möglich 
zu einem Arrangement mit der EWG zu ge­
langen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Czettel : Herr Minister ! Sind 
Sie der Meinung, daß sich Österreich eine 
solche Diskriminierung und E:x:porterschwerung 
durch die Montanunion ohne jeden ernsten 
Widerstand und ohne jeden ernsten Protest 
gefallen lassen muß ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf· 
bau Dr. Bock:  Wir haben - ich habe das 
jetzt schon ausführlich dargelegt - ernste 
Proteste und ernsten Widerstand gegen diese 
Maßnahmen erhoben. Es bleibt aber nichts 
anderes übrig, als im Verhandlungs wege zu 
versuchen, ein für Österreich erträgliches 
Ergebnis zu vereinbaren. 

Präsident : Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Czettel : Herr Minister ! An 
welche Maßnahmen denken Sie, um der 
betroffenen österreichischen Stahlindustrie eine 
Abgeltung für die E:x:porterschwerung zu 
geben ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf­
bau Dr . Bock: Auf diese Frage kann, wenn 
überhaupt, erst eine Antwort gegeben werden, 

bis man die Entscheidung der Hohen Behörde, 
die, wie ich vorhin ausführte, wahrscheinlich 
in dieser Woche zu erwarten ist, genau kennt. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
Wir kommen zur Anfrage 523/M des Herrn 

Abgeordneten Ernst Winkler (S p(j) an den 
Herrn Verkehrsminister, betreffend Fernsprech. 
automatisierungsprogramm : 

Können Sie, Herr Bundesminister, mitteilen, 
welche Gebiete Niederösterreichs in den näch­
sten Jahren in das Fernsprechautomatisierungs. 
programm der Post· und Telegraphenverwaltung 
einbezogen werden ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister . 

Bundesminister für Verkehr und Elektri-
zitätswirtschaft Probst : In den nächsten Jah­
ren werden folgende Gebiete Niederösterreichs 
in das Fernsprechautomatisierungsprogramm 
einbezogen werden : 

1964 : Restliche Kabellegungen in den Ver· 
bundamtsbereichen Orth an der Donau und 
Gänserndorf; Fortsetzung der Kabellegungen 
im Verbundamtsbereich Krems ; Errichtung 
des Verbundamtes Orth an der Donau und 
Beginn der Automatisierungsarbeiten im Ver­
bundamtsbereich Kirchberg an der Pielach. 

1965 : Abschluß der Automatisierungsarbei. 
ten in den Verbundamtsbereichen Orth an der 
Donau, Gänserndorf und Wien ; Durchfüh­
rung der Automatisierungsarbeiten in den 
Verbundamtsbereichen TuIln, Neulengbach, 
Lilienfeld ; Fortsetzung der Automatisierungs. 
arbeiten im Verbundamtsbereich Krems ; Ka­
beIlegungen im Netzgruppenamts bereich Zwettl 
und Hollabrunn. 

1966 : Durchführung der Automatisierungs­
arbeiten in den Verbundamtsbereichen Am­
stetten, Scheibbs, Waidhofen an der Ybbs, 
Strengberg und Melk ; Beginn der Automati­
sierungsarbeiten in den Verbundamtsbereichen 
Zwettl, Ottenschlag, Gmünd, Waidhofen an 
der Thaya ; Abschluß der Automatisierungs­
arbeiten im Verbundamtsbereich Krems ; Aus· 
legung der zugehörenden Netzgruppenkabel. 

1967 : Fortsetzung der Automatisierungs­
arbeiten in den Verbundamtsbereichen Zwettl 
und Gmünd ; Automatisierung der Verbund· 
amtsbereiche Groß Gerungs, Waidhofen an 
der Thaya und Heidenreichstein ; Abschluß 
der Automatisierungsarbeiten im Verbund­
amtsbereich Ybbs ; Bau des Netzgruppen­
amtes Hollabrunn. 

1968 : Beginn der Automatisierungsarbeiten 
im Verbundamtsbereich Hollabrunn ; Auto­
matisierung der Verbundamtsbereiche Retz, 
Geras und Horn ; Auslegung der benötigten 
Netzgruppenkabel. 

1969 : Bau der Netzgruppenämter Mistel­
bach und Bruck an der Leitha ; Automati-
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sierung der Verbundamtsbereiche Mistelbach, 
Laa an der Thaya, PoysdOIf, Zistersdorf, 
Bruck an der Leitha, Frauenkirchen und 
Gattendorf; Auslegung der benötigten Netz­
gruppenkabel. 

Abgeordneter Ernst WinkIer: Danke. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 
Wir kommen zur Anfrage 524/M der Frau 

Abgeordneten Herta Winkler (SPÖ) an den 
Herrn Verteidigungs minister , betreffend 
Schießplatz in Graz : 

Da sich im Stadtgebiet von Graz (als einziger 
Landeshauptstadt) noch immer ein Schieß­
und Truppenübungsplatz befindet, der wegen 
der großen Lärmbelästigung zu jeder Tages­
und Nachtzeit schon jahrelang zu heftigen 
Beschwerden der umwohnenden Bevölkerung 
Anlaß gibt, frage ich an, ob die Möglichkeit 
besteht, diesen Schießplatz aus dem verbauten 
Wohngebiet zu verlegen. 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : Frau Abgeordnete ! 
Ich möchte zunächst feststellen, daß im en­
geren Stadtgebiet von Graz kein Truppen­
übungsplatz oder Schießplatz besteht. Ich 
vermute daher, daß sich Ihre Anfrage auf 
den "Feliferhof" bezieht. Dieser "Feliferhof" 
ist ein Übungsplatz, der aus einer Schieß­
stätte mit einem kleinen Übungsgelände be­
steht und der sich 5 bis 6 km westlich des 
Stadtkerns von Graz befindet. Er ist gegen 
das verbaute Stadtgebiet hin durch einen 
Höhenzug von 500 m Höhe abgeschirmt. 
Dieser Schießplatz besteht schon seit über 
70 Jahren und wurde ständig benützt. Das 
Bundesheer kann auf dieses Gelände nicht ver­
zichten, weil der Übungsplatz für die im 
Rahmen der Ausbildung erforderlichen Übun­
gen der Truppen der Garnison Graz unerläß­
lich ist. (Abg. A tri tsch :  Das war der letzte 
Schuß ! - Heiterkeit.) Richtig ! 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Herta Winlder: Da ich 
unmittelbare Anrainerin an diesen Schieß­
platz bin und bezeugen kann, daß er mittler­
weile in ein dichtverbautes Gebiet hinein­
gewachsen ist, und weil ich noch dazu fest­
stellen konnte, daß weder gesetzliche schieß­
polizeiliche V orschriften noch ein Bewilligungs­
bescheid für diesen Schießplatz vorliegen, 
frage ich an, Herr Minister, ob es möglich ist, 
eine generelle Neuregelung sowohl hinsichtlich 
der Schießzeiten und Übungszeiten als auch 
hinsichtlich der Übungswaffen von Ihnen aus 
einzuleiten. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Ich entnehme Ihrer 

Anfrage, daß es Ihnen nicht um eine Liqui­
dierung dieses Übungsplatzes, sondern um 
die Überprüfung zu tun ist, ob der Schieß­
und Übungsbetrieb auf Grund der gegebenen 
Entwicklung neu geregelt werden könnte. 
Diese Frage möchte ich dahin beantworten, 
daß ich gerne bereit bin, diese Möglichkeiten 
zu prüfen. Eine Verlegung dieses Schieß­
und Übungsplatzes hingegen ist nicht möglich. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 
Die Fragestunde ist b e e n d e t .  
Den eingelangten An t I' a g 97/ A der Abge­

ordneten Mitterer und Genossen, betreffend 
eine N ovellierung des Einkommenste,uerge­
setzes 1953 (Einkommensteuernovelle 1964) ,  
weise ich dem Finanz- und Budgetausschuß 
z u. 

Wird gegen diese Zuweisung ein Einwand 
erhoben ? - Es ist nicht der Fall. 

Seit der letzten Haussitzung sind drei An­
fr a g e b e a n t w o r t u n g e n  eingelangt, die den 
Anfragestellern z u g e g a n g e n  sind. Diese An­
fragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt . 

Ich ersuche die Schriftführerin, Frau Abge­
ordnete Rosa Jochmann, um die Verlesung 
des E i n l aufe s. 

Schriftführerin Rosa Jochmann : 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 
Ich beehre mich, die Mitteilung zu machen, 

daß der Herr Bundespräsident mit Entschlie­
ßung vom 25. Februar 1 964 über meinen 
Wunsch mich gemäß Artikel 74 Abs. 3 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 mit heutigem Tage von meinem 
Amte enthoben hat. 

Gleichzeitig hat er mich gemäß Artikel 71 
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 mit der Fortführung der Verwaltung 
des bisher innegehabten Amtes und mit dem 
Vorsitz in der Bundesregierung bis zur Be­
stellung des neuen Bundeskanzlers beauftragt. 

Dr. Gorbach" 

Präsident : Dient zur Kenntnis. Ich ersuche 
die Frau Schriftführerin, in der Verlesung des 
Einlaufes fortzufahren. 

Schriftführerin Rosa Jochmann : Von der 
Bundesregierung sind folgende V o r l a g e n  ein­
gelangt : 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Volksrepublik Bulgarien zur Regelung 
offener finanzieller Fragen (359 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Verwendung der zu­
fließenden Mittel aus dem Vertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Volksrepublik 
Bulgarien zur Regelung offener finanzieller 
Fragen (Verteilungsgesetz Bulgarien) (360 der 
Beilagen) . 
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Von der Bundesregierung ist ein Bericht 
zum Tätigkeitsbericht des Verwaltungsge­
richtshofes über das Jahr 1 962 eingelangt. 

Ferner legt der Bundeskanzler den Bericht 
des Verfassungsgerichtshofes über seine Tätig­
keit in den Jahren 1 961 und 1 962 vor. 

und 2, über die soeben beschlossen wurde, die 
Debatte unter einem abzuführen. Es sind dies : 

Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes für das 
Verwaltungsjahr 1 962 und -

Genehmigung des Bundesrechnungsab-
schlusses für 1962. 

Es werden zugewies e n :  
359 und 360 dem Finanz­

schuß ; 

Berichterstatter zu bei den Punkten ist 
und Budgetaus- Herr Abgeordneter Enge. Ich ersuche ihn 

um seine beiden Berichte. 
die beiden Berichte dem 

8chuß· 
Ver/assungsaus-

Präsident : Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, jeweils die Debatte über die Punkte 1 
und 2, über die Punkte 5 und 6 sowie über die 
Punkte 10 und 1 1  der heutigen Tagesordnung 
unter einem abzuführen. 

Bei den Punkten 1 und 2 handelt es sich um 
Berichte des Rechnungshofausschusses über 
den Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes für 
das Verwaltungsjahr 1 962 und über den 
Bundesrechnungsabschluß für das Jahr 1962. 

Die Punkte 5 und 6 betreffen Abänderung 
und Ergänzung von Bestimmungen des Bun­
des-Verfassungsgesetzes über Staatsverträge 
und eine neuerliche Abänderung des Bundes­
gesetzes über das Bundesgesetzblatt. 

Bei den Punkten 10 und 1 1  handelt es sich 
um Berichte des Bundesministeriums für Fi­
nanzen, betreffend Verfügungen über beweg­
liches Bundesvermögen im Zeitabschnitt vom 
1 .  Juli bis 30. September 1963, und betreffend 
Veräußerung von unbeweglichem Bundes­
eigentum im zweiten und dritten Vierteljahr 
1 963. 

Falls diese Vorschläge angenommen werden, 
werden jedesmal zuerst die Berichte erstattet 
werden, so dann wird die Debatte über die 
jeweils zusammengezogenen zwei Punkte ge­
meinsam abgeführt. Die Abstimmungen er­
folgen selbstverständlich in allen Fällen ge­
trennt. Wird gegen diese drei vorgeschla­
genen Zusammenfassungen ein Einwand er­
hoben ? - Das ist nicht der Fall. Die Debatte 
wird daher in allen drei Fällen jeweils ge· 
meinsam abgeführt. 

1. Punkt: Bericht des Rechnungshofausschusses 
über den Tätigkeitsbericht (227 der Beilagen) 
des Rechnungshofes für das Verwaltungs-

jahr 1962 (365 der Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Rechnungshofausschusses, 
betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes 
über die Genehmigung des Bundesrechnungs­
abschlusses für das Jahr 1962 (333 der Bei-

lagen) 

Präsident : Wir gehen in die T a g e s o r d n u n g  
ein und gelangen nunmehr zu den Punkten 1 

Berichterstatter Enge : Hohes Haus ! Der vor­
gelegte B e r i c h t  des Rechnungshofes schließt 
unmittelbar an den am 1 1 .  Juli 1962 einge­
brachten Vorjahresbericht an, behandelt die 
Ergebnisse der im Jahre 1 962 durchgeführten 
Prüfungen sowie auch jene Prüfungsergeb­
nisse aus dem Jahre 1 961,  über die im Vorjahre 
deshalb nicht berichtet werden konnte, weil 
das Prüfungsverfahren im Zeitpunkt der Be­
richterstattung noch nicht abgeschlossen war. 

Im vorliegenden Tätigkeitsbericht war der 
Rechnungshof bemüht, in großen Zügen ein 
Bild seiner Kontrolltätigkeit im Verwaltungs­
jahr 1962 zu geben. Im einzelnen ist hiezu 
zu bemerken : 

Verwaltungs bereich des Bundeskanzleramtes : 
Die Prüfung der über das Konto "Hilfs­

aktion der österreichischen Bundesregierung 
für ungarische Flüchtlinge" abgewickelten 
Gebarung ergab keinerlei Mängel. 

Die Einschau bei der Österreichischen 
Staatsdruckerei veranlaßte den Rechnungshof, 
darauf hinzuweisen, daß durch die zunehmende 
überalterung des Maschinenparks auf Dauer 
die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit des 
Betriebes beeinträchtigt werden könnte. 

Die Geschäftsordnung, deren Fehlen vom 
Rechnungshof lange gerügt worden war, ist 
1961 erlassen worden. 

Bei den stichprobenweise überprüften Inve­
stitionen von Maschinen und baulichen An­
lagen wurde festgestellt, daß jeweils nur ein 
Anbot eingeholt wurde. 

Verwaltungs bereich des Bundesministeriums 
für Inneres : 

Im Hinblick auf die erheblichen Etatmittel, 
die der Bund für die Flüchtlingsbetreuung auf­
gewendet hat, befaßte sich der Rechnungshof 
auch mit der grundsätzlichen Frage, ob der 
Bund dafür zuständig sei oder ob diese Für­
sorgeaufgabe in die Kompetenz der Länder 
fällt. Es kam in den vergangenen Jahren zu 
mehreren Besprechungen zwischen Vertretern 
der beteiligten Gebietskörperschaften, doch 
kam es zu keiner Einigung, weil die Vertreter 
der Länder auf dem Standpunkt beharrten, 
die Flüchtlingsbetreuung sei in Gesetzgebung 
und Vollziehung Bundessache, während die 
Vertreter des Bundes die Auffassung ver-
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traten, diese Befürsorgung sei Landessache. 
Auf die Flüchtlingsbetreuung hat die Mei­
nungsverschiedenheit der beteiligten Gebiets­
körperschaften keine Auswirkung. 

Beim Bundespolizeikommissariat Wels ergab 
die überprüfung eine Reihe von Beanstan­
dungen ; es wurde jedoch den Empfehlungen 
des Rechnungshofes in befriedigender Weise 
Rechnung getragen. 

Die Einschau beim Bundespolizeikommis­
sariat St. Pölten vermittelte im allgemeinen 
einen guten Eindruck. 

Verwaltungsbereich des Bundesministeriums 
für Justiz : 

Der Rechnungshof hebt anerkennend hervor, 
daß es dem Bundesministerium für Justiz auf 
Grund besonderer Sparmaßnahmen gelungen 
ist, den Aufwand für Auslandsreisen im Jahre 
1 961 gegenüber dem des Vorjahres erheblich 
zu senken. 

Bei der Prüfung des Bezirksgerichtes Möd­
ling sah sich der Rechnungshof veranlaßt, 
vor allem an die Bestimmungen über die 
Führung der Inventar- und Materialaufschrei­
bungen, über die Behandlung einlangender 
Geldbeträge, die Entwertung der Gerichts­
kostenmarken, die Ganggeldberechnung in 
E:x:ekutionssachen bei Benützung beamten­
eigener Kraftfahrzeuge und über die Kenn­
zeichnung der Beweisgegenstände zu erinnern. 

Beim Landesgericht, beim Bezirksgericht 
und beim Arbeitsgericht Salz burg wurde vor 
allem festgestellt, daß die Vorschriften über die 
Führung der Verwahrungsstelle der Inventar­
und Materialaufzeichnungen, des Drucksorten­
lagers, der Amtsbücherei, des Fahrtenbuches 
für Kraftfahrzeuge und der Verzeichnisse der 
abgefertigten Zahlungsaufforderungen sowie 
die Bestimmungen des Gebührenanspruchs­
gesetzes nicht immer beachtet worden sind. 

Das Vermessungsamt Salz burg hat in der 
Grundbuchsmappe des Bezirksgerichtes Salz­
burg seit dem Jahre 1 958 nur zum Teil die 
erforderlichen Einzeichnungen durchgeführt, 
so daß zur Zeit der Einschau 2 1 74 Bescheide, 
und zwar 766 aus dem Jahre 1958, 7 1 1  aus 
dem Jahre 1959 und 697 aus dem Jahre 1 960 
noch unerledigt waren . 

Verwaltungsbereich des Bundesministeriums 
für Unterricht : 

Auf Grund eines Ressortübereinkommens 
zwischen den Bundesministerien für Landes­
verteidigung und für Unterricht wird seit dem 
Sommersemester 1 960 an der Militärakademie 
in Wiener Neustadt ein fünfsemestriges Bun­
desrealgymnasium für zeitverpflichtete Sol­
daten, Unteroffiziere, Chargen und Wehr­
männer geführt, das den Frequentanten die 
allgemeinen Anstellungserfordernisse für die 

Übernahme in die Offizierslaufbahn vermitteln 
soll. Der Rechnungshof machte das Bundes­
kanzleramt auf den Sachverhalt aufmerksam 
und warf die Frage auf, ob der in der Ver­
fassung verankerte Gleichheitsgrundsatz nicht 
dadurch verletzt werde, daß hier einem be­
stimmten Personenkreis die Erwerbung der 
allgemeinen Anstellungserfordernisse auf 
Staatskosten ermöglicht wird, die alle anderen 
Anstellungswerber auf eigene Kosten erwerben 
müssen. 

Im Jahre 1 960 kaufte der Verein , ,Freunde 
der staatlichen Akademie für Musik und dar­
stellende Kunst Mozarteum" für Zwecke des 
"Mozarteums" in Salzburg Baugründe um 
rund 1 ,4 Millionen Schilling und nahm hiefür 
bei der Salzburger Sparkasse ein Darlehen 
in gleicher Höhe auf. Auf Ersuchen des Ver­
eines übernahm das Bundesministerium für 
Unterricht ohne Wissen des Bundesmini­
steriums für Finanzen der Sparkasse gegenüber 
die Haftung für die Rückzahlung und dem 
Verein gegenüber die Verpflichtung, für die 
Rückzahlung aus Etatmitteln aufzukommen. 
Der Rechnungshof pflichtet dem Bundes­
ministerium für Finanzen, das sich gegen diese 
Art der Finanzierung energisch verwahrte, 
bei und verlangte, daß die Liegenschaften 
und der Zubau zur Fronburg unverzüglich 
in das Eigentum des Bundes übertragen 
werden. 

Verwaltungs bereich des Bundesministeriums 
für soziale Verwaltung : 

Das Institut für Bauforschung in Wien er­
hielt anläßlich der Aufnahme seiner Tätigkeit 
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung 
nicht nur aus den für solche Zwecke bestimmten 
Etatmitteln, sondern auch aus Mitteln der 
Produktiven Arbeitslosenfürsorge und aus 
Mitteln des Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds Subventionen. Der Rechnungshof 
mußte dem Ministerium vorhalten, daß die 
Heranziehung solcher Mittel nicht mit den 
geltenden Bestimmungen in Einklang zu 
bringen ist. 

Von den im Bereiche des Arbeitsamtes 
Schärding gelegenen Steinbruchbetrieben er­
hielten in den Jahren 1951 bis 1961 zwei Firmen 
Zuschüsse in der Höhe von 3, 193.574 S und 
3,741.332 S aus den Mitteln der PAF. Bei 
diesen Maßnahmen ist vor allem aufgefallen, 
daß bloß kündigungsgefährdete und nicht -
wie es das Gesetz vorsieht - bereits als 
arbeitslos gemeldete Arbeitskräfte gefördert 
wurden. 

Der Rechnungshof empfahl dem Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung Verein­
fachungen bei der Durchführung des Invaliden­
einstellungsgesetzes, bei Überprüfung der Be­
dürftigkeit von Lehrlingen, welchen Ausbil-
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dungsbeihilfen gewährt werden, sowie bei der 
Führung der Verbrauchsnachweise über Heiz­
und Büromaterial. Der Rechnungshof regte 
auch an, die Anzahl der dem Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung regelmäßig 
zu erstattenden Berichte statistischer Art zu 
reduzieren und ihren Inhalt zu vereinfachen. 

Bei der Überprüfung der Bundesstaatlichen 
öffentlichen Krankenanstalt für Neurochir­
urgie in Bad Ischl stellte der Rechnungshof 
fest, daß die laufenden Einnahmen nur etwa 
mehr als die Hälfte der Betriebsausgaben 
decken ; die Aufnahmekapazität, die 142 Betten 
beträgt, wurde im Jahre 1960 nur zu 79 Pro­
zent ausgenützt. 

Der Rechnungshof hat, wie alljährlich, die 
Rechnungsabschlüsse sämtlicher Sozialver­
sicherungsträger für das Jahr 1960 ziffern­
mäßig und meritorisch nachgeprüft. Alle im 
Zuge dieser Überprüfung gemachten wichti­
geren Wahrnehmungen wurden gesammelt 
dem Bundesministerium für soziale Verwaltung 
zur Stellungnahme und weiteren Veranlassung 
übermittelt. Die Stellungnahme des Bundes­
ministeriums war durchaus zufriedenstellend. 

Da die Gebarung vieler Krankenkassen auch 
im Jahre 1960 durch einen überhöhten Auf­
wand für die Krankenunterstützung und die 
Krankenhauspflege sowie für Medikamente 
belastet war, empfahl der Rechnungshof, alle 
einschlägigen chefärztlichen Kontrollrnaßnah­
men zu intensivieren. 

Verwaltungsbereich des Bundesministeriums 
für Finanzen : 

Zu den Ausführungen im Tätigkeitsbericht 
1961 ,  Absatz 468, in denen wieder auf das Fehlen 
wichtiger, allgemeiner und spezieller Ge­
barungs-,  Kassen- und Verrechnungsvor­
schriften hingewiesen wurde, wäre zu be­
richten, daß diese Mängel auch im Berichtsjahr 
nicht behoben wurden. 

Die Einschau bei verschiedenen Finanz­
ämtern ergab, daß zum Beispiel die Organi­
sation des Finanzamtes Reutte in Tirol be­
mängelt wurde, während die Finanzämter 
Mistelbach und Perg im allgemeinen einen 
guten Eindruck vermittelten. 

Die Einschau bei der Finanzlandesdirektion 
für Vorarlberg in Feldkirch ist im Absatz 64 
in den Punkten 1 bis 25 niedergelegt . Der 
Absatz 65, Punkt 1 bis 19, umfaßt die Prü· 
fungserge bnisse bei der Landesfinanzdirektion 
Salzburg. 

Zu den Abgabenrückständen vermerkt der 
Rechnungshof, daß sich die Nettorückstände 
an öffentlichen Abgaben im Jahre 1961 von 
2253,3 Millionen Schilling um 498,2 Millionen 
Schilling, das sind 22,1 Prozent, auf 2_751 ,5 Mil­
lionen Schilling erhöht haben. 

Den Finanzschulden sind die Absätze 73 
bis 88 gewidmet. 

Verwaltungsbereich des Bundesministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft : 

In den Tätigkeitsberichten für die Verwal­
tungsjahre 1960 und 1961 wurde berichtet, daß 
der Landeshauptmann von Vorarlberg zu den 
Ergebnissen der Prüfung des Rechnungshofes 
trotz wiederholter Erinnerung nicht Stellung 
genommen hat. Auch das im Berichtsjahr 
an den Landeshauptmann von Vorarlberg 
gerichtete Ersuchen des Rechnungshofes um 
Stellungsnahme blieb ohne Erfolg. 

Die Überprüfung der Verwendung der Mittel, 
die das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft der Landwirtschaftskammer 
Kärnten über die Landesforstinspektion zur 
Durchführung von Forstaufschließungsmaß­
nahmen zur Verfügung stellt, gab Anlaß zu 
zahlreichen Beanstandungen. Dabei war es 
infolge der mangelhaften Aktenführung der 
Kammer und der Unübersichtlichkeit der 
vorgefundenen Unterlagen gar nicht möglich, 
die Kontrolle lückenlos durchzuführen. 

Bei den Forstverwaltungen Rosenau und 
Stoder-Spital wurden die Jagdverpachtver­
hältnisse bemängelt, in letzterer Forstverwal­
tung auch die unzulänglichen Abschüsse ent­
sprechend den Abschußplänen. 

Die Prüfung des Rechnungsabschlusses des 
Milchwirtschaftsfonds für das Geschäftsjahr 
1960 ergab bloß einige Mängel formaler Natur, 
die noch während der Einschau behoben 
wurden. 

Verwaltungsbereich des Bundesministeriums 
für Handel und Wiederaufbau : 

Die Einschau bei der Bundesgebäudever­
waltung II Salzburg ergab eine Reihe von Be­
mängelungen. So mußte unter anderem bei 
mehreren Bauvorhaben die unüberlegte und 
in einem Fall sogar gegen die Bauordnung ver­
stoßende Planverfassung beanstandet werden. 

Beim Amt der Vorarlberger Landesregierung 
wurde die Ge barung mit den Mitteln des Ka­
pitels 21 ,  Hochbau, überprüft. Es wurde fest-_ 
gestellt, daß der Eingang der Mietzinse für die 
von der vorgenannten Dienststelle verwalteten 
Bundesgebäude nur mangelhaft überwacht 
wird. Die vom Amt der Vorarlberger Landes­
regierung den Leistungsverzeichnissen beige­
gebenen und für die Anbotstellung, Ausfüh­
rung und Abrechnung der Bauarbeiten gel­
tenden "Allgemeinen Vor bemerkungen" 
wiesen zum Teil nicht nur wesentliche Ab­
weichungen von den Önormen, sondern auch 
sonst einander widersprechende Bestimmungen 
und Unklarheiten auf. 

Trotz Fristablauf und trotz mehrerer Ur­
genzen hat das Amt der Vorarlberger Landes-

180 
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regierung zu den Prüfungsmitteilungen bisher 
nicht Stellung genommen. 

Die Einschau beim Amt der Steiermärki­
schen Landesregierung ergab bei der Über­
prüfung der Gebarung mit den Mitteln des 
Kapitels 21, Straßenbau, eine Reihe von Be­
anstandungen. So mußte die Übergehung 
von Bestbietern bei der Vergabe von Auf­
trägen deshalb beanstandet werden, weil die 
hiefür angeführten Gründe nicht stichhältig 
waren. 

Verwaltungsbereich des Bundesministeriums 
für Landesverteidigung : 

Die Aufgaben des Bundesheeres sind im 
Wehrgesetz, BGBL Nr. 181/1955, taxativ 
festgelegt, und das Bundesministerium für 
Landesverteidigung hat daher die ihm zur 
Verfügung gestellten Geldmittel und Sach­
güter ausschließlich für die Erfüllung dieser 
Aufgaben zu verwenden. Nun werden aber 
gewisse Sachgüter, wie Wolldecken, Leintücher, 
Zelte, Kochgeschirre und so weiter, nicht nur 
für Heereszwecke verwendet, sondern auch 
Vereinen und anderen privaten Stellen zur 
Verfügung gestellt. 

Die Auffassung des Ministeriums dazu war, 
daß die Öffentlichkeit es nicht verstehen 
würde, wenn das Bundesheer auch bei Vor­
liegen eines öffentlichen Interesses die Bei­
stellung von Heeresgütern ablehne. 

Die Einschau beim Feldjägerbataillon 13,  
Ried im Innkreis, vermittelte im allgemeinen 
einen guten Eindruck, dasselbe gilt für die 
Gruppen-Verpflegsanstalt III Salzburg. 
Verwaltungs bereich des Bundesministeriums 

für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft : 
Die Einschau in diesem Ressort ist sehr 

umfangreich dargelegt und umfaßt die Ab­
sätze 115 bis 128. 

Bei der "Überprüfung der Unterlagen für den 
Rechnungsabschluß 1960 bei der "Zentralen 
Rechnungsstelle" der ÖBB mußte der Rech­
nungshof auf die beträchtlichen Ausgaben­
rückstände, die von rund 224 Millionen Schil­
ling im Jahre 1958 - im Folgejahr betrugen 
sie rund 366 Millionen Schilling - im Jahre 
1960 bereits auf rund 424 Millionen Schilling 
angewachsen waren, verweisen. 

Auch der Einnahmenrückstand, der zum 
Jahresende 1960 20,3 Millionen Schilling be­
trug, mußte beanstandet werden. 

Zum Bauvorhaben "Wiener Schnellbahn" 
vermerkte der Rechnungshof, daß sehr ver­
schi€den hohe Kostenschätzungen vorlagen, 
die von 153 Millionen Schilling bis 955 Millionen 
Schilling reichten ; es handelt sich dabei um 
die I. und 11. Bauetappe. 

Die Prüfung der Schillingeröffnungsbilanz 
der Österreichischen Bundesbahnen hat im 

Berichtsjahre stattgefunden. Mit Rücksicht 
auf den Umfang des Anlagevermögens der 
Österreichischen Bundesbahnen mußte sich 
der Rechnungshof darauf beschränken, bei den 
wesentlichen Positionen stichprobenweise die 
angewendeten Bewertungsmethoden auf ihre 
grundsätzliche Richtigkeit zu überprüfen. Da­
bei ergaben sich naturgemäß Auffassungs­
verschiedenheiten zwischen dem Rechnungs­
hof und der Generaldirektion der Österrei­
chischen Bundes bahnen. Die Generaldirektion 
der Österreichischen Bundesbahnen erklärte 
sich fast durchwegs mit den entsprechenden 
Anregungen und Berichtigungen des Rech­
nungshofes einverstanden. 

Verwaltungsbereich des Bundesministeriums 
für Auswärtige Angelegenheiten : 

Keine wesentliche Beanstandung. 
Angelegenheiten, mehrere Ressorts betref­

fend oder allgemeiner Natur, sind in den 
Absätzen 131 bis 135 zusammengefaßt. 

Zu Kapitalsbeteiligungen des Bundes, Ver­
waltungsbereich des Bundeskanzleramtes -
verstaatlichte Unternehmungen, möchte ich ver­
merken, daß in der Rechnungshofausschuß­
sitzung am 15. Jänner 1964 ein Unteraus­
schuß eingesetzt wurde, der die Aufgabe hatte, 
die Punkte aus dem Rechnungshofbericht 
zu behandeln, die jene verstaatlichten Unter­
nehmungen betreffen, die auf Grund der 
gegebenen Rechtslage nicht dem Weisungsrecht 
des zuständigen Ressortministers unterliegen. 

In grober "Übersicht sei folgendes dargelegt : 
Die Einschau bei verstaatlichten Betrieben 

umfaßt 47 Seiten des Rechnungshofberichtes, 
und zwar die Absätze 136 bis 141. 

In der Verwaltung der verstaatlichten In­
dustrie blieb auch im Berichtsjahr die Kontinui­
tät gewahrt. Bedauerlicherweise konnten aber 
wichtige Probleme, so das Problem der aus­
reichenden Kapitalausstattung, der Sanierung 
der vormals russisch verwalteten Betriebe, 
der Anpassung der Kohlenbergbaue an die 
geänderte Nachfrage und der schlagkräftigen 
Zusammenfassung des staatseigenen Erdöl­
vertriebes, keiner entscheidenden Lösung zuge­
führt werden. 

Das Gesellschaftskapital der verstaatlichten 
Industrieunternehmungen (ohne Unterbetei­
ligungen) betrug nach dem Stande vom 31. De­
zember 1961 6 Milliarden Schilling. 

Der Investitionsbedarf der verstaatlichten 
Industrie wurde in den vergangenen Jahren 
überwiegend aus verdienten Abschreibungen 
und kommerziellen Krediten gedeckt. 

Die Beschäftigtenzahl ist in der verstaat­
lichten Industrie um 1,2 Prozent gegenüber 
dem Vorjahre zurückgegangen. 
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Der Gesamtumsatz der verstaatlichten In­
dustrie lag mit rund 24, 1 Milliarden Schilling 
um 2,5 Prozent über dem des Vorjahres, wobei 
allerdings die Entwicklung in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen unterschiedlich verlaufen 
ist. 

Die Ausfuhrleistung der verstaatlichten In­
dustrie konnte auf 8,7 Milliarden Schilling 
(1961 8,6 Milliarden Schilling) gesteigert wer-
den. 

. 

Am Schluß des Tätigkeitsberichtes des 
Rechnungshofes für das Verwaltungsjahr 1962 
ist eine Seite dem "Internationalen Kongreß 
der Obersten Rechnungskontrollbehörden und 
Ständigen Internationalen Sekretariat der 
Obersten Rechnungskontrollbehörden beim 
österreichischen Rechnungshof " gewidmet. 

Daraus geht hervor, daß das Internationale 
Sekretariat, dessen Sitz nun in Wien ist und 
dessen Führung der Geschäfte dem österreichi­
sehen Rechnungshof anvertraut ist, sich 
gegenwärtig mit der umfangreichen Aufgabe 
beschäftigt, die organisatorischen und recht­
lichen Grundlagen der angeschlossenen Schwe­
sterbehörden systematisch zu erfassen, zu 
sichten und auszuwerten ; weiters müssen 
die zahlreichen Vorschläge, welche von aus­
ländischen Rechnungshöfen laufend an das 
Sekretariat gelangen, geprüft und den zu 
schaffenden internationalen Kommissionen zu­
geführt werden. 

Der Rechnungshofausschuß beschloß ein­
stimmig, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
den vorliegenden Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich stelle daher abschließend namens des 
Rechnungshofausschusses den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle den Tätigkeitsbericht des 
Rechnungshofes für das Verwaltungsjahr 1962 
zur Kenntnis nehmen. 

Gleich angeschlossen sei der Bericht des 
Rechnungshofausschusses, betreffend den Ent­
wurf eines Bundesgesetzes über die Genehmi­
gung des Bundesrechnungsabschlusses für das 
Jahr 1962. Der Rechnungshof legt gemäß 
Artikel 121 Abs. 2 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der derzeit geltenden Fassung 
dem Nationalrat den Bundesrechnungsabschluß 
für das Jahr 1962 zur verfassungsmäßigen 
Behandlung vor. 

Die Grundlage der Gebarung des Bundes­
haushaltes bildet das Bundesfinanzgesetz für 
das Jahr 1962, BGBL Nr. 1/1962. 

Dieses Bundesgesetz sah für die ordentliche 
Gebarung Ausgaben von . . .  52.536,321.000 S 
und Einnahmen von . . . . .  52.020,300.000 S, 
sobin einen Abgang von . : . •  516,021.000 S 
vor. 

Bei der außerordentlichen Gebarung waren 
Ausgaben von . . . . . . . . . . . . . . 1.360,002.000 S 
und Einnahmen von . . . . . .  1.000 S, 
daher ein Abgang von . . . . .  1.360,001.000 S 
vorgesehen. 

Der veranschlagte Gesamtgebarungsabgang 
betrug somit 1.876,022.000 S. 

Zum Bundesrechnungsabschluß selbst : 

I. Budgetmäßige Gebarung : 

a) Ordentliche Ge barung : 
In der Verwaltungsrechnung stehen den 

ordentlichen Einnahmen von 52.410 Millionen 
Schilling ordentliche Ausgaben von 52.670 Mil­
lionen Schilling gegenüber. Die ordentliche 
Gebarung schließt demnach mit einem Ab­
gang von 260 Millionen Schilling. 

b) Außerordentliche Gebarung : 
Die außerordentlichen Ausgaben belaufen 

sich in der Verwaltungsrechnung auf 1443 Mil­
lionen Schilling, denen Einnahmen von 44 Mil­
lionen Schilling gegenüberstehen. Die außer­
ordentliche Gebarung schließt somit mit einem 
Abgang von 1399 Millionen Schilling ab. 

Die Bedeckung dieses Abganges wurde 
durch Kreditoperationen getätigt. 

c) Budgetgebarung, Gesamtabgang : 
Die Budgetgebarung schließt in der Ver­

waltungsrechnung mit Ausgaben von 
54.H3 Millionen Schilling und Einnahmen 
von 52.454 Millionen Schilling, somit mit 
einem Abgang von 1659 Millionen Schilling ab. 

n. Anlehensgebarung : 
Kassamäßige Einnahmen 20.814 Millionen 

Schilling, kassamäßige Ausgaben 18.994 Millio­
nen Schilling. 

Die Anlehensgebarung schließt somit mit 
einem Gebarungsüberschuß von 1820 Millionen 
Schilling ab, der aus Kreditoperationen 
stammt. Dieser tJberschuß wurde zur Fi­
nanzierung des kassamäßigen Gesamtabganges 
der Budgetgebarung und des Abganges der 
unwirksamen Gebarung herangezogen. 

Die nichtfälligen Finanzschulden des Bundes 
haben zu Ende des Berichtsjahres den Stand 
von 23.017 Millionen Schilling erreicht und 
sind damit um 669 Millionen Schilling höher 
als im Vorjahre. 

Der Schuldendienst erforderte einen Be­
trag von 2590 Millionen Schilling, von dem 
für Tilgungen 1493 Millionen Schilling und 
für den Zinsendienst 1097 Millionen Schilling 
erforderlich waren. 

IH. Kassenrechnung. 
In der Kassenrechnung stehen den Gesamt­

ausgaben von 74.651 Millionen Schilling Ge­
samteinnahmen von 73.882 Millionen Schilling 
gegenüber. 
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Die Kassenbestände des Bundes haben sich 
demnach im Vergleich zum Stande mit Ende 
1961 um den Gesamtabgang von 769 Millionen 
Schilling auf 2434 Millionen Schilling verrin­
gert. 

Die Aufbereitung des Zahlenmaterials für 
die dem Rechnungsabschluß angeschlossene 
Darstellung der wirksamen Gebarung des 
Bundes in der Gliederung nach Kriterien 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
wurde - wie in den Vorjahren - vom Öster­
reichischen Statistischen Zentralamt besorgt. 

Auch dieser Bericht wurde vom Rechnungs­
hofausschuß einstimmig angenommen, und 
ich stelle namens des Rechnungshofausschusses 
den A n t r ag, der Nationalrat wolle dem 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Ge­
setzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Gleichzeitig bitte ich, General- und Spezial­
debatte über beide Berichte in einem durchzu­
führen . 

Präsident : Der Herr Berichterstatter be­
antragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. Wird hiegegen ein 
Einwand erhoben ? - Das ist nicht der Fall. 
General- und Spezialdebatte werden daher 
unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Haberl. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Haberl (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Die Berichte des Rechnungshofes haben in den 
vergangenen Jahren oftmals Anlaß zu schweren 
Auseinandersetzungen gegeben. Ich glaube, 
wir können erfreulicherweise feststellen, daß 
der Bericht heue� in einer ruhigen und sach­
lichen Weise behandelt wurde. 

Es ist diesmal nicht nur zu einem echten 
Gespräch über neue Formen der Behandlung 
des Berichtes gekommen, sondern es konnten 
auch praktische erste Maßnahmen vor allem 
in Form der Einsetzung des Gemeinsamen 
Unterausschusses durchgeführt werden. Es 
ist klar : Wenngleich dies in unseren Augen 
nur die ersten Versuche sind und nur Teil­
lösungen bringen können, so sollen wir doch 
danach trachten, auf diesem Weg weiterzu­
gehen. Wir alle, die wir an diesen Besprechun­
gen teilgenommen haben, können sicherlich 
sagen, daß das erste Ergebnis ermutigend 
gewesen ist. 

Ich möchte aber gleich zu Beginn der 
Betrachtung dieser Frage noch etwas ganz 
offen sagen : Wenn wir auf diesem Gebiet 
so weitergehen wollen, dann müssen wir alle 
- und ich nehme hier niemand aus - der 
Versuchung widerstehen, die Rechnungshof­
berichte einseitig politisch auszuwerten. 

Der Hauptzweck der Rechnungshofkontrolle 
ist die Aufdeckung und Abstellung von 
Mängeln - egal in welchem Bereich der Ver­
waltung . Daher sollen wir von einer oft lei­
denschaftlichen Auswertung der Berichte, wie 
sie bisher erfolgt ist, auf den Boden der Sach­
lichkeit zurückfinden, so wie es heuer ge­
schehen ist. 

Dies soll im besonderen bei den Wirtschafts­
betrieben und vor allem bei den Betrieben 
der verstaatlichten Industrie geschehen, die 
schon aus Gründen einer dort oft notwendigen 
freien Entscheidung und aus Gründen der 
Konkurrenz häufig anders betrachtet werden 
müssen als die übrige Verwaltung. Wir haben 
in der Debatte oftmals festgestellt, daß gerade 
die Behandlung dieses Gebietes die viel­
faltigsten Fragen aufgeworfen hat, darunter 
- um nur einige zu nennen - die Formen 
der Kontrolle für Wirtschaftsbetriebe, ob sie 
passen, ob sie abgeändert werden müssen, 
die Frage nach dem fachlichen Urteil, vor 
allem auch die Frage der Geheimhaltung 
und so weiter. 

Hohes Haus ! Nicht zuletzt aus diesen Grün­
den ist die Behandlung dieses Teiles des Rech. 
nungshofberichtes - und das haben wir ja 
alle gespürt - in den letzten Jahren oft 
ein echtes Problem gewesen, nicht sosehr 
politischer, sondern zu einem großen Teil 
wirtschaftlicher Natur. Ich darf hier darauf 
verweisen, daß in allen Parteien viele Abge­
ordnete in den letzten Jahren immer wieder 
die Meinung vertraten, daß besonders auf 
diesem Gebiete das Beschreiten neuer Wege 
dringend geboten ist. 

Uns alle miteinander konnte die bisherige 
Behandlung zumindest dieses Teiles des Be­
richtes nicht befriedigen. Ich will nicht davon 
reden, inwieweit eine Kontrolle Jahre später 
überhaupt noch der Situation zum Zeitpunkt 
einer wirtschaftlichen Entscheidung Rech­
nung tragen kann. Sicher ist der Zustand 
eines Betriebes auch zu einem späteren Zeit­
punkt letzten Endes das Ergebnis all dieser 
Entscheidungen und bedarf daher eines Ur. 
teiles und der Kontrolle, aber eines ist sicher : 
Eine rücksichtslose oder einseitige Kritik 
an wirtschaftlichen Maßnahmen in der Öffent­
lichkeit, und zwar von Maßnahmen - ich 
möchte dies besonders betonen -, über die 
es ja meistens zwei oder mehrere wirtschaft­
liche Auffassungen gibt, hat nicht nur viel­
fach den Unternehmungen einen gewissen 
Schaden zugefügt, Unternehmungen, die dem 
Staat gehören, sondern hat auch oft auf die 
Entscheidungs- und Risikofreude, die wir 
ja auf der anderen Seite von den Organen 
immer wieder verlangen, eingewirkt. 

Ich darf vielleicht nur ein Beispiel anführen : 
Als Wirkung der Behandlung des Rechnungs-
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hofberichtes über die VÖEST haben sich daran erinnern, daß der Beschluß gelautet 
seinerzeit verschiedenartigste Schädigungen hat, einen Unterausschuß einzusetzen, und 
eingestellt. Um nur einige zu nennen : Einige zwar, wie ganz klar gesagt wurde, nur für 
ausländische Vertretungen des Unternehmens jene Gebiete, für die keine Ministerverantwort­
mußten damals darauf aufmerksam machen, lichkeit gegeben ist. Es kann daher von einem 
daß bestimmte Auftraggeber zögern, der Abschieben der Verantwortlichkeit keine Rede 
VÖEST neue Aufträge zu geben, weil sie auf sein, sondern es wird im Gegenteil der Recht­
Grund der damaligen Auswertung der Meinung fertigung dort Raum gegeben, wo in Wirklich. 
waren, daß man einem solchen Unternehmen keit auch die Verantwortung liegt. Ich 
keine weiteren Aufträge erteilen könnte. glaube, bei Dingen, an denen Kritik geübt 

Daß die direkte Verantwortung und Aus- wird, kann die Verantwortung gar nicht klar 

sprache im Unterausschuß auch zu einer genug deklariert werden. 

besseren Information der Abgeordneten führt, Die "Südost-Tagespost" hat in ihrer Aus­
hat dieser erste Versuch ebenfalls bestätigt. gabe vom 19. Jänner davon gesprochen, daß 
Wir sind, wie ich glaube, bisher einen Weg damit die verstaatlichte Industrie nun wieder 
gegangen, der nicht alle Möglichkeiten ver- eine Sonderstellung bekommen hat. Ich muß 
mied, diese Staats unternehmen zu schädigen. schon fragen : Worin soll diese Sonderstellung 
Die Betriebe wurden oft ruf- und konkurrenz- bestehen ? Vielleicht darin, daß der Rech­
mäßig in eine schwierige Situation gebracht. nungshof der Meinung gewesen ist, eine noch 
Letzten Endes konnten auch die Abgeordneten gründlichere Untersuchung als bisher durch­
nicht alle Informationsmöglichkeiten, die es zuführen ? Dabei kann man doch keinesfalls 
gibt, ausschöpfen. von einer bevorzugten Sonderstellung reden. 

Auch die Möglichkeit für die Organe, Der Herr Kollege Geißler von der Öster-
sich vor jenem Forum, das nun den Rech- reichischen Volkspartei hat eine Antwort in 
nungshofbericht behandelt, zu rechtfertigen, Form eines Briefes gegeben, die in der "Süd­
erscheint mir wichtig und ist ebenfalls ein ost-Tagespost" vom 28. Jänner in einem 
Ergebnis der Einsetzung dieses Unteraus- Artikel veröffentlicht wurde und nur zu 
schusses. unterstreichen ist. Er schreibt, daß es auch 

Hohes Haus ! Auf Grund dieser Situation seine Meinung ist, daß durch die Einsetzung 
war es naheliegend, daß von allen hier im des Unterausschusses eine sachlichere und 
Hause vertretenen Parteien - und das muß objektivere Behandlung möglich ist. Aller-
betont werden - die Möglichkeiten einer dings sind an seine Ausführungen vielleicht 
anderen Behandlung des Rechnungshofbe- zur Neutralisierung gleich wieder andere Aus­
richtes erwogen wurden. So ist es nun zu führungen angeschlossen, und zwar aus den 
dem gemeinsamen Beschluß auf Einsetzung "Oberösterreichischen Nachrichten" unter 
eines Unterausschusses mit der Einladung Zitierung unseres Präsidenten Dr. Maleta.  
zur Teilnahme an die Vorstände jener Be- Hier werden Dinge gesagt, die von uns allen 
triebe gekommen, die im Bericht behandelt nicht unwidersprochen bleiben können, vor 
werden. allem deshalb nicht, weil das einvernehmliche 

Auch diese Maßnahme hat böswillige Kom- Bemühen aller Parteien zur Einsetzung dieses 
mentare ausgelöst. Es ist damals zum Bei- Unterausschusses geführt hat, das Bemühen, 
spiel von einer Seite gesagt worden, daß diese ohne Schaden für Werte und Betriebe des 
Maßnahme vom Rechnungshofausschuß nur Staates eine noch gründlichere Behandlung 
gesetzt worden sei, damit man bestimmte als bisher durchzuführen. 
Dinge in einen kleinen Kreis tragen könne, 
die man so vor der Öffentlichkeit geheim­
halten wolle. 

Hohes Haus ! Eines ist klar : Eine intensive 
Beratung einer so schwierigen Materie, bei 
der die Vorstände praktisch oft auch über 
Betriebsgeheimnisse sprechen müssen, ist über­
haupt nur in einem kleineren Kreis möglich. 
Es ist keinesfalls davon die Rede, daß damit 
die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden soll, 
denn der gesamte Bericht steht ja außerdem 
im großen Rechnungshofausschuß und im 
Parlament hier sowieso zur Debatte. 

Ein anderer Kommentar hat gelautet : Ja, 
damit wird die Abschiebung der Verantwort­
lichkeit bezweckt ! Ich möchte auch hier 

Ich möchte nur einige Auszüge kurz zitieren. 
Es heißt also erstens einmal, die "Ober­
österreichischen Nachrichten" nennen die Vor­
ladung der Generaldirektoren "ein unüber­
legtes Durchbrechen geltender Prinzipien, das 
mit dem Anhören von Experten nicht gleich­
zusetzen sei".  Nun, ich möchte mich nicht 
darin einmischen, inwieweit die Zeitung des 
Herrn Präsidenten die Vorstände der ver­
staatlichten Industrie mit Experten gleich­
setzt. Ich weiß auch nicht, ob Vorstände 
gegen diese Vorladung in den Unterausschuß 
revoltiert haben. Ich glaube aber, wir müssen 
uns entschieden dagegen wenden, daß man 
meint, geltende Prinzipien seien auch dann 
weiter anzuwenden, wenn sie von uns allen 
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als schlecht erkannt wurden. Daher wurde 
doch die Einsetzung dieses Unterausschusses 
gemeinsam beschlossen. 

Es heißt dann weiter : "Die Direktoren 
dürfen nur als Zeugen . . .  geladen werden". 
Das ist auch uns damals im Ausschuß bekannt 
gewesen. Wir haben aber trotzdem Wert 
auf diesen Unterausschuß und auf die Vor­
ladung gelegt , weil wir erstens die Meinung 
vertreten haben, daß dadurch eine bessere 
Informationsmöglichkeit für uns Abgeordnete 
gegeben ist, und zweitens, weil wir uns auch 
dazu bekannten - eine Frage, die immer 
wieder von uns allen diskutiert worden ist -, 
auch den Vorständen der verstaatlichten 
Industrie die Möglichkeit einer Verteidigung 
und einer direkten persönlichen Aussprache 
zu geben. 

Es heißt dann weiter : " . . .  mit der Einsetzung 
des Unterausschusses sei auch das demo­
kratische Prinzip durchbrochen worden, wo­
nach nur Minister allein der Volksvertretung 
verantwortlich sein sollen."  Ich habe schon 
früher erwähnt, es heißt hier in der gemein­
samen Entschließung deutlich : " . . .  für die 
keine Ministerverantwortlichkeit gegeben ist, 
wurde ein Unterausschuß eingesetzt. "  Dieser 
Passus ist damals von den Sozialisten vorge­
schlagen und auch einstimmig angenommen 
worden. Vorschläge einer Ausdehnung auf 
andere Gebiete sind nicht von uns gekommen 
und letzten Endes auch nicht mit der gemein­
samen Entschließung angenommen worden. 

Die , ,0 berösterreichischen Nachrichten" 
schließen laut "Südost-Tagespost" damit, daß 
sie folgendes sagen : "Wenn sie (die Parla­
mentarier) demokratische Ordnungselemente 
verletzen und damit die Keime für eine 
Gefährdung der Demokratie legen, werden 
sie die Krise des Parlamentarismus eher ver­
schärfen als beheben." 

Hohes Haus ! Wenn man so viel von einer 
Krise des Parlamentarismus spricht, so bezieht 
sich diese Krise sicherlich nicht nur auf die 
Parlamentarier, sondern es gäbe hier viele 
Beispiele. Gerade die Presse muß sich auch 
darüber im klaren sein - ich erwähne nur 
die Debatte der Chefredakteure -, daß sie 
manchmal ebenfalls nicht mit gutem Beispiel 
vorangeht. 

Aber ich möchte zur abschließenden Be­
merkung der "Oberösterreichischen Nachrich­
ten" doch fragen : Ist denn ein Weg, der 
den Beschuldigten die Möglichkeit einer per­
sönlichen Rechtfertigung gibt, die sie in der 
Form bisher nicht hatten, nicht doch demo­
kratischer als der, der bisher vom Rechnungs­
hofausschuß begangen wurde � Auf der einen 
Seite ergeht auch an das Parlament immer 
wieder der Ruf nach Reformen. Wenn aber 

die Reformen einmal durchgeführt werden, 
bedenkt man auf der anderen Seite solche 
Maßnahmen der Abgeordneten gleich wieder 
mit den schwersten Vorwürfen. Wir sollen 
uns aber dadurch nicht entmutigen lassen und 
sollen versuchen, diesen neuen Weg, von dem 
wir schon jetzt sagen können, daß er sich 
bewährt hat, weiter zu beschreiten. Offen 
muß gesagt werden : Beim ersten Versuch 
hat sich herausgestellt, daß dieser Weg sicher 
gangbar ist, wenngleich eine Reihe von Pro­
blemen noch gelöst werden muß. Auch im 
Unterausschuß sind eine Reihe von solchen 
Fragen aufgeworfen worden, es ist auch 
gesagt worden, daß dieser Weg im Endeffekt 
nur dann Sinn hat, wenn auch praktische und 
gesetzliche Nutzanwendungen daraus gezogen 
werden. 

Hohes Haus ! Ich weiß nicht, ob in dieser 
Debatte auch die Gesamtfrage der verstaat­
lichten Industrie angeschnitten wird. Ich 
habe nicht die Absicht, dazu zu sprechen. 
Ich tue das aus einer gewissen Überlegung 
heraus. Wir haben in den letzten Jahren 
immer wieder bemerkt, daß es bei der Be­
handlung des Rechnungshofberichtes gerade 
in dieser Frage zu vielen Auseinandersetzungen 
gekommen ist. Ich' glaube, daß das folgende 
Gründe hat : Ich mache hier niemandem 
einen Vorwurf, aber ein Kontrollbericht, der 
in erster Linie die Aufgabe hat, Mängel auf­
zuzeigen, hat meistens oder oftmals dazu 
verlockt, ihn nach Möglichkeit einseitig aus­
zuwerten. Ich glaube aber, daß in einer 
objektiven Gesamtbetrachtung nicht nur die 
Mängel, sondern natürlich auch die Leistungen 
und die Erfolge angeführt gehören. Abgesehen 
davon, daß in der Wirtschaft die Auffassungen 
über Maßnahmen viel weiter als in der Ver­
waltung auseinandergehen, sollen wir auch in 
dieser Frage einen gerechteren Standpunkt 
für eine Gesamtbetrachtung und Gesamt­
würdigung wählen als unter Umständen den 
der Kritik allein. 

Hohes Haus ! Nun aber noch etwas zu 
Gesamtfragen des Berichtes. Ich möchte ganz 
offen sagen : Es wäre bei diesem Bericht für 
uns vielleicht verlockend gewesen, etwa bei 
der Alpine ähnliche "Provisions-Stürme" zu 
entfesseln, wie man das vorher mehrmals dort 
getan hat, wo sozialistische Generaldirektoren 
für die Betriebe verantwortlich gewesen sind. 
Aber wir haben uns auch hier gesagt : Was 
könnte man mit einem solchen Verhalten 
erreichen � Wir hätten - und darüber bin 
ich mir im klaren - sicher dabei vielfach 
nicht den Tatsachen der Wirtschaft und der 
Betriebe Rechnung getragen und hätten damit 
die Wege immer mehr vermauert, die nun 
einmal zu einer sachlichen Betrachtung und 
Auswertung des Rechnungshofberichtes ge-
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hören. Wir glauben daher alle gemeinsam, 
mit der Einsetzung des Unter ausschusses 
einen ehrlichen Weg beschritten zu haben. 
Nach unserer Meinung ist es nicht sosehr die 
Form der Kontrolle, sondern vielmehr die 
Form der Berichterstattung und besonders 
die Art der Behandlung des Berichtes, die 
geändert werden muß, was ja mit der Ein­
setzung dieses Unterausschusses zu einem 
Teil bereits geschehen ist, und wir glauben, 
wir haben einen entscheidenden Schritt in 
dieser Richtung getan. 

Ich muß dabei ehrlich sagen : Ich bin 
zuerst manchen Ausführungen des Rechnungs­
hofes kritischer gegenübergestanden, doch ich 
muß bekennen, die präzisen Ausführungen 
des Herrn Dr. Fuchs im Unterausschuß 
haben mich in vielem sehr beeindruckt und 
überzeugt. Sicherlich - das erwähnte ich 
schon - haben wir auch im Unterausschuß 
besprochen, daß es manche Schwierigkeiten 
für den Rechnungshof selbst gibt. Die ver­
schiedensten Seiten haben die Meinung ver­
treten, daß manche Formulierung in Zukunft 
vielleicht geändert werden könnte. 

Ich darf einige kurze Beispiele für meine 
Meinung anführen, wenn ich hier die Hütte 
Krems herausgreife. Es heißt in einem Punkt : 
"In dem Unterbleiben einer Regelung im Sinne 
einer der beiden wirtschaftlich möglichen 
Lösungen sieht der Rechnungshof . . .  den 
Hauptgrund für die derzeitige Situation des 
Unternehmens." Wer die Verhältnisse nicht 
kennt, wer den Bericht nur flüchtig liest und 
wer auf der anderen Seite alle Anklagen hört, 
könnte meinen, daß es sich um ein Versagen 
der Organe, die für den Betrieb verantwortlich 
gewesen sind, handelt. In Wirklichkeit aber 
wollte der Rechnungshof damit zum Ausdruck 
bringen, daß eine Regelung sowohl von der 
Regierung wie auch vom Parlament unter­
lassen wurde, die aber beide natürlich in 
dem Bericht nicht genannt werden. Ich 
glaube, wir sollten versuchen, ob es nicht 
möglich wäre, in den Berichten die Verschul­
densfrage für bestimmte Zustände und für 
bestimmte Situationen klarer zu fassen. 

Des weiteren steht eine große Frage immer 
wieder vor uns : Viele Zweige der Verwaltung 
und der Betriebe werden oft zehn Jahre und 
vielleicht auch länger nicht geprüft, obwohl 
es sich zu einem großen Teil um Milliarden­
werte handelt. Viele Prüfungsberichte, die 
wir in diesem Hause zu behandeln haben, 
gehen oft zehn Jahre zurück. 

Der Rechnungshof klagt mit Recht darüber, 
daß er über zuwenig Personal verfügt. Er 
klagt darüber, daß er oftmals nicht die richtigen 
Fachleute im nötigen Ausmaß zur Verfügung 
hat. Dies ist ein Zustand, der auf die Dauer 

nicht erträglich ist. Wenn wir nur daran 
denken, was durch eine öftere Kontrolle 
vielleicht verhindert werden könnte, SO sehen 
wir bereits, daß wir alles tun müßten, um 
zu einer noch besseren und rascheren Über­
prüfung der Verwaltung und der Betriebe zu 
kommen. 

Ich habe einmal gemeint, zu überlegen, ob 
es nicht zweckmäßig wäre, öfter in die Betriebe 
zu gehen und nicht immer den gesamten 
Betrieb zu kontrollieren, sondern vielleicht 
nur Teilgebiete. Man könnte vielleicht eine 
neue Großinvestition herausgreifen oder eine 
bestimmte Abteilung des Betriebes, den Ver­
kauf oder den Einkauf und so weiter. Ich 
weiß nicht, ob eine solche Vorgangsweise 
möglich ist, aber wenn sie möglich wäre, 
könnte sie dazu führen, daß eine gründliche 
Behandlung von Teilgebieten erfolgt. Außer­
dem müßte in den Betrieben und in den 
Verwaltungen das Bewußtsein um sich greifen, 
daß nach einer Kontrolle nicht wieder zehn 
Jahre der Ruhe eintreten. Ferner wüßte 
man ja nie, welche Abteilung die Kontrolle 
erfassen wird. Für das Parlament hätte 
das aber unter Umständen den Vorteil, daß 
wir über Berichte debattieren, die zeitlich 
weniger weit zurückreichen als diejenigen, die 
uns zu einem Teil auch heute vorliegen. 

Hohes Haus ! Es ist meiner Meinung nach 
gerade in der Wirtschaft unmöglich, Ergeb­
nisse der Prüfung zeitnah zu diskutieren, 
wenn der Tatbestand unter Umständen zehn 
Jahre oder länger zurückliegt. Niemand von 
uns kann sich heute mehr in die Verhältnisse 
hineindenken, unter denen eine Entscheidung 
vor vielleicht zehn Jahren gefallen ist. Wenn 
wir das nicht können, dann ist eine gerechte 
Beurteilung von unserer Seite aus äußerst 
schwer. (Präsident Dipl. -Ing. Waldb runne r 
übernimmt den Vorsitz.) 

Eine weitere Frage, die Kollege Dr. Weiß­
mann mit Recht angeschnitten hat, ist, welche 
Konsequenzen gezogen werden. Ich habe 
schon gesagt : Im Bericht sind sicher oft 
Formulierungen, die uns nicht in allem passen. 
Man findet vielfach das Festhalten von Tat­
beständen, über die man so oder so denken 
kann und wo auch der Rechnungshof selbst 
zu keiner eindeutigen Erklärung kommt. Sicher, 
die Entscheidung über den Bericht liegt beim 
Parlament , aber ich möchte zu bedenken 
geben, daß vieles wie eine Kritik wirkt, von 
der Öffentlichkeit auch als solche verstanden 
und aufgegriffen wird, ohne daß in solchen 
speziellen Fragen jemand einen anderen, einen 
genaueren oder besseren Weg wüßte. 

Vielleicht wäre auch zu überlegen, ob man 
nicht den Bericht doch etwas beschneiden 
und einschränken könnte. Die Konsequenzen 
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aber, dielder Kollege Dr. Weißmann im 
Ausschuß angeführt hat, müßten in irgendeiner 
Form gezogen werden. Es ist meiner Meinung 
nach unmöglich, daß, wie auch in diesem 
Bericht steht, die Vorarlberger Landesregie­
rung zum Beispiel auf eine Frage des Rech­
nungshofes keine Antwort gibt, oder daß, 
wie in den Berichten all der Jahre immer wieder 
angeführt wurde, der Rechnungshof zu der 
Feststellung gelangt, daß die Sache schon 
einmal beanstandet worden ist, ohne daß 
daraus Konsequenzen gezogen und die Dinge 
abgestellt wurden, sodaß er die Angelegenheit 
in einem der nächsten Berichte wieder er­
wähnen mußte. Ich glaube, das wichtigste 
Kontrollorgan des Bundes muß zu einer Farce 
werden, wenn höchste Stellen des Bundes aus 
einem auch vom Parlament zur Kenntnis 
genommenen Bericht praktisch keine Konse­
quenzen ziehen. Dabei bin ich mir darüber 
im klaren, daß sicherlich die Frage auftaucht, 
inwieweit Sanktionen überhaupt möglich sind. 
Hohes Haus ! Es gibt aber doch auch in den 
Parteien viele demokratische Mittel, die eigenen 
Vertrauensleute in die Schranken zu weisen 
und eine Beachtung der Rechnungshofkon­
trolle zu verlangen. (Abg. Dr. van Tonge l :  
Wozu i8t dann da8 Parlament da ?) 

Ich komme nun zum Schluß. Ich habe 
heute schon viel von diesen neuen Wegen 
gesprochen. Ich möchte aber offen sagen, 
daß sie nur dann einen Sinn haben werden, 
wenn wir der Tätigkeit des Rechnungshofes 
auch mit der richtigen Einstellung begegnen. 
Ich sage dazu ganz offen : Dazu gehört weder 
das Spiel bei der Verstaatlichten - dort 
können wir Anklage erheben, weil nun ein 
Generaldirektor der anderen Partei dort ist -
noch die Meinung, daß, wenn auf der einen 
Seite ein Minister kritisiert wird, sozusagen 
als Gegenleistung auch auf der anderen einer 
kritisiert werden muß. Wir hoffen deshalb, 
daß dieser Weg, der mit der Schaffung des 
Unterausschusses bei diesem jetzigen Bericht 
eingeschlagen worden ist, auch in der Zukunft 
eine Fortsetzung findet. 

Ich möchte offen sagen : Ob bei einem 
Bericht der eine oder der andere besser weg­
kommt, das scheint mir nicht entscheidend 
und nicht wesentlich zu sein. Wesentlich ist, 
glaube ich, daß eine unparteüsche Kontrolle 
geübt wird und daß gleiche Maßstäbe sowohl 
bei der Untersuchung als auch im besonderen 
bei der Behandlung der Berichte angewendet 
werden. Wenn wir uns diesem Ziel nähern, 
soweit dies menschenmöglich ist, dann wird 
auch die heute manchmal geübte Kritik auf 
Gegenseitigkeit verschwinden, die letzten Endes 
alle und alles diffamiert. 

Was schlecht ist, das brauchen wir nicht zu 
decken, was aber gut ist, das verdient unser 

aller Anerkennung. Ich weiß schon, daß das 
Idealziel nicht so leicht und nicht so schnell 
zu erreichen sein wird ; diesbezüglich gibt es 
schon zu viele formale Hürden. Aber ich 
möchte doch sagen : Arbeiten wir zuerst auch 
an unserer eigenen inneren Einstellung ! 

Wir Sozialisten bekennen uns in jeder Weise 
zur Notwendigkeit der Kontrolle durch den 
Rechnungshof! Wir bekennen uns aber auch 
in gleicher Weise zu einer Anpassung der 
Formen und Methoden an eine moderne Ver­
waltung und Wirtschaft ! (Beifall bei der 
SPD.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dr. Geißler das Wort. 

Abgeordneter Dr. Geißler (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Nach 
Artikel 126 d der Bundesverfassung hat der 
Rechnungshof als Kontrollorgan des Parla­
ments spätestens bis zur ersten Sitzung der 
Herbsttagung Bericht zu erstatten. Die Be­
handlung des Tätigkeitsberichtes 1 962 im 
Rechnungshofausschuß ist infolge von Termin­
schwierigkeiten in diesem Jahr recht spät, 
dafür aber gründlicher als in den vergangenen 
Jahren erfolgt. Unverständlich ist, daß der 
Bundesrechnungsabschluß und der Rechnungs­
hofbericht heuer erstmalig in einer Plenar­
sitzung gemeinsam behandelt werden. Ich 
möchte vorschlagen, von einer derartigen 
Vbung, die nicht begründet werden kann, 
wieder abzugehen und zu trachten, daß beide 
Vorlagen dem Hohen Hause jeweils möglichst 
bald zur Behandlung und Kenntnisnahme 
zugeleitet werden. 

Der vorliegende Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes schließt an den am 23. Juli 1962 
in der 108. Sitzung der IX. Gesetzgebungs­
periode des Nationalrates behandelten Vor­
j ahresbericht an und enthält im wesentlichen 
die im Jahre 1962 durchgeführten Prüfungen. 

Selbstverständlich kann dem Hohen Hause 
vom Rechnungshof nur ein Auszug aus dem 
einige tausend Seiten umfassenden Original­
berichte vorgelegt werden. Meine Fraktion 
ist aber zur Meinung gelangt, daß die Behand­
lung des Rechnungshofberichtes intensiviert 
werden muß, daß Detailfragen gründlicher zu 
erörtern sind und daß so die Diskussion über 
einzelne Probleme unserer staatlichen Ver­
waltung versachlicht werden kann. 

Vber unseren gemeinsamen Antrag wurde 
daher zunächst die Behandlung des Rech­
nungshofberichtes, soweit er die verstaat­
lichten Unternehmungen betraf, erstmalig 
einem Unterausschuß übertragen. Die für die 
Führung dieser Betriebe allein verantwort­
lichen Herren Vorstandsmitglieder wurden 
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eingeladen, in dieBem UnterausBchuß, dessen 
Beratungen für vertraulich erklärt wurden, 
alle vom Rechnungshof aufgeworfenen Fragen, 
Probleme und Mängel gemeinsam zu be­
sprechen und soweit als möglich zu klären. 
Ich glaube sagen zu können, daß dieser Ver­
Buch im großen und ganzen als gelungen be­
zeichnet werden kann. 

Eine Zeitung - es ist nicht die "Südost­
Tagespost" - hat von einem "Kreuzverhör" 
gesprochen, dem die Herren des Vorstandes 
unterworfen worden seien. Diesen Ausdruck 
möchte ich für die sehr sachliche Diskussion 
nicht gebrauchen. Es war vielmehr ein Round­
table-Gespräch der Herren Direktoren, der 
Herren vom Rechnungshof und der Mitglieder 
des Unterausschusses, welches uns die sehr 
erfreuliche Tatsache vermittelte, daß die zu­
ständigen Herren Beamten des Rechnungs­
hofes, die einen Großteil der Diskussion be­
stritten, mit umfassender Sachkenntnis auf­
warten konnten und keine weltfremde büro­
kratische Einstellung zu den so diffizilen 
Problemen einer modernen Unternehmens­
führung festzustellen war. 

Besonders in der Frage der Investitions­
politik unBerer Betriebe war eine sehr reale 
Betrachtungsweise gegeben. Manche Inve­
stitionen sind nun einmal mit einem mehr oder 
minder großen Risiko verbunden. Leider 
muß der Unternehmer bisweilen feststellen, 
daß er eine Fehldisposition getroffen hat. 
Entscheidend ist, daß derartige Investitions­
vorhaben sorgfältig vorbereitet wurden, daß 
die Marktsituation und die Absatzmöglich­
keiten genau untersucht, daß die erforderlichen 
Rentabilitätsberechnungen erstellt wurden und 
daß man sich über die Finanzierung des Pro­
jektes im klaren war. Falls sich dann auf 
Grund verschiedener wirtschaftlicher, tech­
nischer oder sonstiger nicht voraussehbarer 
Veränderungen ein solches Vorhaben einmal 
als Fehlinvestition herausstellen sollte, dann 
kann doch kaum hinterher berechtigte Kritik 
an einem verantwortlichen Leiter eines Unter­
nehmens geübt werden. Unternehmer sein 
heißt eben, auch bereit sein, Risiko zu über­
nehmen und zu tragen. Der private Unter­
nehmer, der private Wirtschaftstreibende 
haftet mit seinem gesamten persönlichen Ver­
mögen für seine unternehmerischen Entschei­
dungen. Bei verstaatlichten Betrieben sind 
es letztlich die Steuergelder aller Staatsbürger, 
die bei Verlusten infolge Fehlinvestitionen 
herangezogen werden müssen. Den Vorstands­
mitgliedern unserer verstaatlichten Industrien 
ist daher eine große Verantwortung auferlegt, 
und alle Dispositionen in diesen Betrieben 
müssen mit besonderer Sorgfalt getroffen 
werden. 

Scharfe Kritik muß aber wohl geübt werden, 
wenn der Rechnungshof beispielsweise fest­
stellt, daß die Planungskosten für ein Funk­
hausprojekt des Studios Salzburg im Betrage 
von 820.000 S zur Gänze abgeschrieben werden 
mußten, weil die Ausführung aus finanziellen 
Gründen unterblieben ist. Sehr richtig emp­
fiehlt der Rechnungshof in diesem Falle, um 
Fehlaufwendungen zu vermeiden, in Hinkunft 
kostspielige Detailplanungen erst dann vorzu­
nehmen, wenn die Finanzierung des betreffen­
den Projektes grundsätzlich sichergestellt ist. 
Aus dem Bericht des Rechnungshofes geht 
leider nicht hervor, wie diese Angelegenheit 
weiter verfolgt und wie der zuständige Leiter 
zur Verantwortung gezogen wurde. 

Diesen Fragen sollte der Rechnungshof 
in künftigen Berichten noch mehr Beachtung 
schenken. Es ist daher positiv zu werten, 
daß der Rechnungshof bei der Überprüfung 
des Landwirtschaftsministeriums, des Mini­
steriums für Landesverteidigung oder des 
Ministeriums für Handel und Wiederaufbau 
darauf hinweisen kann, daß bei einem Betrug, 
bei einem Amtsmißbrauch oder bei einem 
Verstoß gegen die Vorschriften über den 
Waffenbesitz unverzüglich und ohne Ansehen 
der Person der zuständige Minister durch­
gegriffen hat und die gerichtlichen Verfahren 
eingeleitet wurden. In allen Verwaltungs­
bereichen wird, so nehmen wir an, nicht anders 
vorgegangen, und nur so ist es möglich, zu 
bekunden, daß die Verwaltung trachtet, mit 
dem Geld der österreichischen Steuerzahler 
ordentlich und sparsam zu ·wirtschaften. 

Über die verstaatlichten Unternehmungen 
wird in der heutigen Debatte noch gesprochen 
werden. Diese Betriebe sind meistens Aktien­
gesellschaften, und die Sektion IV des Bundes­
kanzleramtes ist auf Grund des Kompetenz­
gesetzes mit der Durchführung der Agenden 
der Hauptversammlungen betraut. Die Haupt­
versammlung bestellt nach den §§ 102 ff des 
Aktiengesetzes den Aufsichtsrat, nimmt den 
Jahresabschluß zur Kenntnis und beschließt 
nach § 126 Aktiengesetz über die Verteilung 
des Gewinnes. 

Es ist mir nicht ganz klar, wieso man zur 
Durchführung und Bewältigung dieser an 
und für sich geringen Aufgaben in der zu­
ständigen Sektion IV des Bundeskanzler­
amtes 106 Beamte benötigt, denn ich glaube, 
daß mit weit weniger Mitarbeitern das Aus­
langen gefunden werden könnte. 

Vor wenigen Wochen sind in der verstaat­
lichten Industrie Arbeitskreise auf freiwilliger 
Basis gebildet worden, um eine bessere Ko­
ordination unter den einzelnen Betrieben 
herbeizuführen. Weshalb diese Initiative 
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durch den Alleinaktionär erst so spät erfolgte, aufzeigt, die eine ungleiche Behandlung der 
ist ebenfalls nicht klar. Vielleicht kann uns zu Bestrafenden zulassen, wenn das gleiche 
der Herr Vizekanzler einige Aufklärung geben. Delikt vorliegt. Dieser Anregung sollte vom 

Hohes Haus! Ich möchte mich jetzt ver- Gesetzgeber raschest entsprochen werden. 
schiedenen Problemen, Mängeln und Kritiken Weiters hat der Rechnungshof bei der "Über­
im Rechnungshofbericht zuwenden, an die prüfung der Träger der Sozialversicherung 
einige grundsätzliche Bemerkungen ange- lcritisiert, daß bei der Wiener Gebietskranken­
schlossen werden können. kasse noch kein Dienstpostenplan erstellt 

Im Tätigkeitsbericht 1962 mußten vom ist. Das Sozialministerium hat lange gezögert, 
Rechnungshof erfreulicherweise keine größeren his es diesbezügliche Richtlinien für die Er­
Skandale ans Licht der Öffentlichkeit ge- stellung von Dienstpostenplänen an die ein­
bracht werden, wie dies in den hinter uns lie- zeInen Sozialversicherungsinstitute ergehen 
gen den Jahren leider der Fall war. Hoffen ließ. Die meisten Selbstverwaltungskörper 
wir, daß sich solche die Wirtschaft und das haben, um Ordnung in ihre Verwaltung zu 
Ansehen unseres Landes schädigenden Vor- bringen, längst schon im eigenen Wirkungs­
fälle in Zukunft nicht mehr ergeben und vom bereich Dienstpostenpläne erstellt. Es ist 
Rechnungshof nicht aufgezeigt werden müssen. daher bedauerlich, daß die größte Gebiets-

Zu den leider immer wiederkehrenden klei-. krankenkasse in Österreich, die von Wien, 
neren Mängeln und Beanstandungen durch hier noch keine eigene Initiative entwickelt hat. 
den Rechnungshof gehören auch die miß- Gerade die Träger der sozialen Kranken­
bräuchliche Verwendung und der unrationelle versicherung müssen derzeit alles daran­
Einsatz von Dienstautos in den verschiedenen setzen, um in ihrer Verwaltung noch ratio­
Verwaltungsbereichen des Staates. Es wird nellere Organisationsformen zu finden. Be­
hiebei immer noch viel zuwenig dem Grund- kanntlich hat sich die finanzielle Situation der 
satze der Sparsamkeit und der Wirtschaftlich- meisten Kassen in Österreich erheblich ver­
keit Rechnung getragen, und vielfach spielen 8chlechtert. (Abg. H orr : Reden Sie einmal 
Prestigefragen eine nicht unerhebliche Rolle. von der Meisterkrankenkasse 1) 

Der Nationalrat hat einige Entschließungen Kaum eines dieser Institute dürfte 
bezüglich dieser Angelegenheit gefaßt, denen im vergangenen Jahr aktiv abgeschlossen 
allerdings bislang nur unzulänglich Rechnung haben, und auch im laufenden Jahr ist mit 
getragen wurde. Der § 48 des in Verhandlung keiner Besserung der finanziellen Situation 
stehenden Kraftfahrgesetzes sieht endlich zu rechnen. Noch verfügen die Gebietskranken­
die besondere Kennzeichnung der Dienstautos kassen über einige Reserven, diese werden 
in Österreich vor. Es ist wohl anzunehmen, aber bald aufgezehrt sein, wenn nicht wirk­
daß dann diesbezügliche Beanstandungen durch same Maßnahmen ergriffen werden, um für 
den Rechnungshof seltener werden. diesen so wichtigen Zweig unserer Sozialver-

Ein Kuriosum im vorliegenden Tätigkeits- sicherung eine einigermaßen gesicherte finan­
bericht stellt zweifellos der Absatz 26,2 dar. zielle Basis zu schaffen. 
Der Umstand, daß in einigen Amtsräumen Immer wieder stellt der Rechnungshof fest, 
des Bezirksgerichtes Mödling alljährlich wäh- daß Regiebetriebe, die einzelne Verwaltungs­
rend der Heizperiode eine übermäßig starke behörden sich im Laufe der Zeit angegliedert 
Rauchgasentwicklung auftrat, hat den Rech- haben, unrentabel und unwirtschaftlich ar­
nungshof bewogen, dem Oberlandesgerichts- beiten. So wurde zum Beispiel an der Tischler­
präsidium Wien zu empfehlen, auf ein zweck- und Schlosserwerkstätte des Kabelbauamtes 
mäßigeres Heizsystem überzugehen. Abge- Wien vom Rechnungshof bemängelt, daß für 
sehen davon, daß sich der Rechnungshof einzelne Herstellungen und Reparaturen auf­
nicht offiziell mit so kleinen Beanstandungen fallend viele Arbeitsstunden verrechnet wur­
befassen sollte, ist es völlig unverständlich, den, so daß die Anregung erfolgte, Arbeiten 
daß es in einem Amte unserer staatlichen Ver- dieser Art allenfalls an Privatfirmen zu ver­
waltung anscheinend Jahre hindurch nicht geben. Wenn diese Privatbetriebe gut ausge­
möglich war, solche Unzukömmlichkeiten stattet sind und mit ihnen entsprechende 
raschest und unbürokratisch abzustellen. Verträge und Abmachungen getroffen werden, 

Eine erfreuliche Anregung macht der Rech- können die bei der Verwaltung anfallenden 
nungshof im Verwaltungsbereich des Bundes- Arbeiten viel rationeller und damit billiger 
ministeriums für Finanzen. Er weist darauf ausgeführt werden als in nicht ausgelasteten 
hin, daß bei Steuerhinterziehungen die Geld- Regiebetrieben des Staates. 
strafen verschieden hoch sind, je nachdem, 
ob es sich um eine direkte oder indirekte Ab­
gabe handelt. Wir müssen dem Rechnungshof 
dankbar sein, wenn er solche Tatbestände 

Hohes Haus ! Ein besonders interessanter 
Abschnitt des Tätigkeitsberichtes 1962 ist 
jener, der das Bauvorhaben "Wiener Schnell­
bahn" behandelt. Ich darf zunächst die 
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Feststellung treffen, daß gegen das Projekt 
Wiener Schnellbahn als solches wohl nichts 
einzuwenden ist ; für eine Großstadt wie Wien 
war der Bau sicherlich notwendig und ver­
kehrstechnisch zu bej ahen. 

Die Art und Weise, wie die Finanzierung, 
die Projektierung im einzelnen, die Bauführung, 
die Koordination mit der Gemeinde Wien und 
die diversen Ausschreibungen erfolgten, muß 
jedoch auf Grund der Äußerungen des Rech­
nungshofes einer Kritik unterzogen werden. 
Leider liegen vom Rechnungshof selbst, von 
der Generaldirektion der Österreichischen Bun­
des bahnen und von der Gemeinde Wien 
verschiedene Äußerungen und Stellungnahmen 
zu den einzelnen Pro blemen und Fragen 
dieses Projektes vor, sodaß es sehr schwierig, 
wenn nicht überhaupt unmöglich ist, zu einer 
objektiven Darstellung zu gelangen. 

So behauptet der Rechnungshof einleitend, 
daß eine generelle finanzielle Beteiligung der 
Gemeinde Wien an dem Schnellbahnprojekt, 
die seiner Meinung nach unbedingt angebracht 
gewesen wäre, nicht zustande gekommen ist. 
Dazu stellt die Generaldirektion fest, daß 
eine Beteiligung im Betrage von 100 Millionen 
durch die Stadt Wien wohl gegeben sei. 
Was wirklich den Tatsachen entspricht, ist 
aus dem Berichte des Rechnungshofes nicht 
zu entnehmen und konnte auch in der De­
batte des Rechnungshofausschusses nicht ein­
wandfrei geklärt werden. 

Weiters behauptet der Rechnungshof, 
daß das Gesamtkonzept der Planung der 
Schnellbahn ohne ausreichende Zusammen­
arbeit und Koordination mit den Wiener 
Stellen erstellt wurde. Hiezu erklärt die 
Generaldirektion , daß im engsten Einverneh­
men geplant wurde. Wenn daher von einer 
Stelle der Gemeinde Wien, so sagt die General­
direktion, eine gegenteilige Meinung ver­
treten werde, sei dies unrichtig. Hier scheinen 
also drei divergierende Meinungen auf, die 
nicht abzuklären waren. 

Sodann stellt der Rechnungshof fest, daß 
es zu einer umfassenden Regelung des recht­
lichen und finanziellen Fragenkomplexes zwi­
schen der Generaldirektion und der Gemeinde 
Wien bis zur Einschau durch den Rechnungs­
hof nicht gekommen sei. Diese Feststellung 
steht aber doch offensichtlich in Widerspruch 
zu der Erklärung der Generaldirektion, daß 
mit Wien engstes Einvernehmen gepflogen 
wurde. 

- -

Die Kostenschätzung der Generaldirektion 
für das Projekt "Wiener Schnellbahn" be­

einer Vorkalkulation für ein so schwieriges 
Projekt ergeben, berücksichtigt, sind diese 
großen Differenzen nicht verständlich, und 
aus dem Rechnungshofbericht können keine 
plausiblen Begründungen hiefür entnommen 
werden. 

Verschiedentlich wird die Art der Vergabe 
von Aufträgen oder Nutzungsrechten vom 
Rechnungshof kritisiert. Die Begründungen 
durch die Generaldirektion müssen wohl als 
unzureichend bezeichnet werden. 

Viele Details wären sicherlich bei eingehen­
dem Studium des Rechnungshofberichtes auf­
zuklären. Ich habe daher im Rechnungshof­
ausschuß den Vorschlag gemacht, bei künftigen 
Berichten jene Kapitel des Rechnungshof­
berichtes, die einer näheren Bearbeitung be­
dürfen, in einem Unterausschuß gründlich 
zu behandeln ; allenfalls unter Heranziehung 
der Originalberichte des Rechnungshofes. Nur 
so scheint es möglich, in schwierige und kom­
-plizierte Materien einzudringen und zu ver­
suchen, eine möglichst objektive Darstellung 
der einzelnen Vorfälle zu erreichen. Einige 
Erfahrung bezüglich der Beratungen im Un­
terausschuß konnten wir ja jetzt bereits ge­
winnen , und es ist sicher richtig, diesen 
Weg fortzusetzen. 

Wie schon erwähnt, hat der Rechnungshof 
immer wieder die unzulängliche Ausschreibung 
und die nicht korrekte Vergabe von Aufträgen 
bei den einzelnen Verwaltungsbereichen be­
anstandet und gerügt. Milliardenbeträge, die 
vom Steuerzahler dem Staate zur Verfügung 
gestellt werden, fließen über die einzelnen 
Verwaltungszweige wieder der Wirtschaft und 
den Betrieben in Form von Aufträgen zu. 
Wenn die Vergabe dieser Aufträge nicht ein­
wandfrei und korrekt nach den gegebenen 
Richtlinien erfolgt, muß zwangsläufig der 
Verdacht von Bestechung oder gar Korrup­
tion aufkommen. 

Es kann mit Befriedigung zur Kenntnis 
genommen werden, daß die vom Handels­
ministerium ausgearbeiteten Richtlinien zur 
Önorm A 2050 nun Schritt für Schritt in den 
einzelnen Bereichen der staatlichen Verwal­
tung in Geltung gesetzt werden. 

Die Submissionsverordnung aus dem Jahre 
1909, die bislang die gesetzliche Grundlage 
für die Vergebung von Lieferungen und Lei­
stungen im staatlichen Bereich darstellte, 
entspricht wahrlich schon längst nicht mehr 
den geänderten wirtschaftlichen und betrieb­
lichen Verhältnissen. 

trug im Jahre 1955 155 Millionen Schilling Der Rechnungshof wird in verstärktem Maße 
und erreichte später ohne die dritte Ausbau- bei seinen Prüfungen darauf zu achten haben, 
stufe 955 Millionen Schilling. Wenn man alle daß diese neuen Richtlinien striktest einge­
Schwierigkeiten, die sich bei der Erstellung I halten und daß, falls Mängel bei Auftrags-
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vergaben festgestellt werden, unnachsichtlich 
die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu 
ziehen sind. 

Erstmalig hat der Rechnungshof Einschau 
�n die Gebarung der im Jahre 1 956 gegründeten 
Österreichischen Studiengesellschaft für Atom­
energie genommen. Nach dem Gesellschafts­
vertrag ist der Zweck der Studiengesellschaft 
das Studium der Grundlagen und der fried­
lichen Anwendung der Atomenergie, der Er­
werb von einschlägigen Patenten und deren 
Verwertung, die Verwertung insbesondere der 
Isotopen sowie die Durchführung besonderer 
Aufgaben auf dem Gebiet der Atomenergie. 

1 958 wurde, um den Gesellschaftszweck zu 
erfüllen, mit dem Bau des Seibersdorfer 
Reaktors begonnen. Im September 1960 
konnte derselbe in Betrieb genommen werden. 
Der Rechnungshof bemängelte die Tatsache, 
daß beim Reaktorbau die präliminierten Ko­
sten bis zu 60 Prozent überschritten wurden. 
Hiezu hat die Geschäftsführung erklärt, daß 
es sich bei dem Seibersdorfer Reaktor um 
ein erstmaliges Bauvorhaben handle und 
verschiedene nicht vorhersehbare Umstände 
zu dieser Kostenerhöhung geführt haben. 
Internationale Fachleute bestätigten in der 
Zwischenzeit, daß die Baukosten von rund 
1 70 Millionen Schilling als niedr ig bezeichnet 
werden können, wenn man ähnliche Projekte 
im Ausland zum Vergleiche heranzieht. Grund­
sätzlich kann wohl festgestellt werden, daß 
die Gesellschaft bislang auf nicht unerheb­
liche Forschungserfolge hinweisen kann und 
wesentlich dazu beigetragen hat, daß Öster­
reich den Anschluß an die rasante Entwicklung 
in der Atomwissenschaft und Atomwirtschaft 
gefunden hat. Es wird unumgänglich not­
wendig sein, dieser Gesellschaft soweit als 
möglich und vertretbar von seiten des Staates 
jene Förderung zuteil werden zu lassen, 
daß sie die ihr übertragenen zukunftweisenden 
Aufgaben erfüllen kann. 

Zum Abschluß darf ich noch kurz auf eine 
Bemerkung des Rechnungshofes eingehen, die 
er anläßlich der Prüfung beim Studio Klagen­
furt gemacht hai . Der Rechnungshof stellt 
da zur Erwägung, die Programmerstellung 
bei den Länderstudios auf jene Sendungen 
zu beschränken, die den volkstümlichen Be­
langen der einzelnen Bundesländer und den 
lokalen Interessen Rechnung zu tragen haben. 
Die übrigen Sendungen sollten zentral vor be­
reitet und aufgenommen werden, wodurch 
sich erhebliche Einsparungen erzielen ließen. 

Bei aller Würdigung der betriebswirtschaft­
lichen Vorteile dieses Vorschlages scheint es 
aber doch nicht angebracht, von seiten des 
Rechnungshofes in die künstlerischen Belange 
und Intentionen unserer Länderstudios ein-

greifen zu wollen. Den künstlerischen Leitern 
muß doch wohl weitgehende Freiheit bei der 
Gestaltung des Programms der jeweiligen 
Länder eingeräumt werden, was selbstver­
ständlich nicht ausschließt, daß eine sinn­
volle Zusammenarbeit der einzelnen Studios 
zustande kommen soll. 

Hohes Haus ! In seinen abschließenden 
Bemerkungen hält der Rechnungshof fest, 
daß die vielen befriedigenden Momente, die 
sich erfreulicherweise bei den Prüfungen er­
geben haben, unerwähnt gelassen werden 
mußten. Auch wir wollen diese Feststellung 
zur Kenntnis nehmen und bei dieser Gelegen­
heit unseren Mitarbeitern im Rechnungshof 
danken für ihre schwierige und mühevolle 
Arbeit, die entscheidend dazu beiträgt, daß 
in der staatlichen Verwaltung Ordnung, Spar­
samkeit und Wirtschaftlichkeit soweit als 
irgendwie möglich gewahrt bleiben. Meine 
Fraktion wird den vorliegenden Tätigkeits­
bericht 1962 des Rechnungshofes zur Kenntnis 
nehmen. (Beifall bei der O v  P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort ist der Herr Abgeordnete Dr. Migsch 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Migsch (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Ich möchte mich 
vorerst mit dem Rechnungsabschluß 1962 
beschäftigen, weil er aus gewissen Gründen 
besonderes Interesse verdient. 

Der Rechnungsabschluß 1962 ist zunächst 
die letzte Abrechnung nach dem alten, durch 
ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
aufgehobenen Haushaltsrechtssystem, nach 
jenem System, das praktisch das österreichi­
sche Budgetrecht des Parlamentes ausgehöhlt 
und zur Farce gemacht hat. Man könnte aus 
diesem Anlaß noch einmal alle Argumente, 
alle Auswirkungen dieses Systems zusammen­
fassend darstellen. Ich glaube aber, daß es 
wohl zweckentsprechender sein wird, diesen 
Rechnungsabschluß mit dem Rechnungsab­
schluß 1963, der nach den neuen provisori­
schen Haushaltsrechtsvorschriften anzulegen 
sein wird, systematisch zu vergleichen, weil 
man damit echte Alternativen einander gegen­
überstellen kann. Das sei nun für das nächste 
Jahr schon angemeldet. 

Ein besonderes Interesse bei Betrachtung 
des Rechnungsabschlusses 1 962 erweckt aber 
die Tatsache, daß dieser Abschluß über jene 
Tätigkeiten Aufschluß gibt, die Dr. Klaus 
seinerzeit als Finanzminister ausgeübt hat. 
Herr Minister Dr. Korinek ! Ich sehe Sie auf 
diesem Platze sehr gerne. Sie sind uns ein 
harter Gegner gewesen (Abg. DDr. Pitter­
m a nn :  Ein wackerer I), aber wir haben uns 
gut verstanden. Sie können mir glauben : 
Von mir aus könnten Sie lange Jahre hier 
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sitz.en. Nur für diese Stunde hätte ich den 
Herrn Finanzminister Dr. Klaus sehr gerne 
hier sitzen - er wird ja wahrscheinlich in 
kurzer Zeit auf dieser Bank etwas zur Mitte 
aufrücken -, denn was hier zu besprechen 
ist, ist die Art und Weise, wie Dr. Klaus als 
Finanzminister seine Aufgaben erfüllt hat, 
worüber der Rechnungsabschluß eindeutig 
Auskunft gibt. 

Da man nun in der Öffentlichkeit von 
Dr. Klaus das Bild des missionshaften Sparers 
und Einsparers zeichnet, erlaube ich mir, 
meine Untersuchungen ausschließlich von 
diesem Bild her zu führen. Dazu möchte ich 
gleich feststellen : Der Herr Finanzminister 
Dr. Klaus ist nicht weniger autokratisch 
gegen das Parlament vorgegangen als alle 
seine Vorgänger. Er hat im Wege der Finanz­
verwaltung das vom Parlament bewilligte 
Budget genauso selbstherrlich verändert wie 
alle Finanz minister vor ihm. Seine Spar­
meistertätigkeit war sehr zwielichtig : Neben 
dem Bild des Einsparers ergibt sich auch ein 
Bild des Raimundschen Verschwenders. 

Tatsache ist, daß 1962 die Überschreitungen 
im Verhältnis zum Budgetrahmen geringer 
sind als bei allen vorhergehenden Rechnungs­
abschlüssen. (Abg. Mach unze : Das war das 
Gute !) Einen Moment ! Das anerkenne ich 
durchaus. Ich habe es auch im Rechnungs­
hofausschuß anerkannt. Sieht man aber die 
einzelnen Ressortkapitel durch, dann sieht 
man die gewaltigen Verschiebungen, die da 
eingetreten sind, man erkennt die selbstherr­
liche Tätigkeit, die selbstherrliche Vorgangs­
weise. 

Ich greife direkt hinein in das Mammut­
kapitel 18 : Kassenverwaltung. Ich nenne 
es Mammutkapitel, weil es ja das unüber­
sichtlichste ist und eigentlich überschrieben 
werden müßte : "Diktatur der Finanzver­
waltung". Alles, was man irgendwie schärfer 
unter die Lupe nehmen müßte, liegt da drinnen. 
Ich erwähne nur : Familienbeihilfen, Kinder­
beihilfen und so weiter ; das alles gehört 
dorthin. In diesem Kapitel finden wir bei 
den Ausgaben Bruttoüberschreitungen von 
1433 Millionen Schilling und Einsparungen 
von 587 Millionen Schilling, also eine Netto­
überschreitung von 846 Millionen Schilling. 

Was sind die Hauptposten der Mehrauf­
wendungen � Da finden wir Überschreitungen 
bei den Preisstützungen in der Höhe von 
470 Millionen Schilling, und wir stoßen auf 
jene Haftungen, Kapitalsbeteiligungen und 
Einzahlungen an Gesellschaften, die, wenn 
man die notwendigen Maßnahmen heraus­
nimmt, weitere Überschreitungen von etwa 
80 Millionen Schilling ergeben. 

Wie schauen die Einsparungen aus 1 Eine 
Mindereinzahlung in den Investitionsfonds 

der verstaatlichten Unternehmungen von 
152 Millionen Schilling. Punkt ! 

Über die Überschreitungen kann man volks­
wirtschaftliche Streitgespräche führen. Meine 
Damen und Herren ! Wir halten die Auf­
wendungen für die Preis stütz ungen , die dau­
ernd steigen, volkswirtschaftlich für beim 
Fenster hinausgeworfenes Geld. Das ist nicht 
zu bestreiten. Wir halten die Beteiligungen, 
die der Herr Finanzminister Dr. Klaus selbst­
herrlich eingegangen ist und die den Bund 
weit über das hinaus belasten, was er durch 
den Abschluß von Gesellschaftsverträgen fest­
gelegt hat, die den Bund noch Jahre hinaus 
viele Millionen kosten werden und dem Grund­
satz der Rechtsstaatlichkeit durchaus nicht 
entsprechen, ebenso mit vollem Recht in 
vieler Hinsicht für volkswirtschaftlich be­
streitbar. Das sind die Überschreitungen. 

Und wie sehen die Ersparungen aus ? In 
den Jahren 1 963 sowie 1962 und vorher habe 
ich in mündlichen und schriftlichen Anfragen 
und manche meiner Kollegen haben in zahl­
reichen Budgetreden darauf verwiesen, daß 
die Bundesbahn zuwenig Waggons hat und 
wir viele Millionen Schilling an Waggonmiete 
ins Ausland zahlen müssen. Wir haben darauf 
verwiesen, daß die Waggonfabrik Simmering­
Graz-Pauker Wochen und Monate hindurch zu 
50 Prozent unterbeschäftigt war, daß 500 Ar­
beiter durch Wochen herumstanden und mit 
unproduktiven Arbeiten beschäftigt waren. 
Wir haben um nur 50 Millionen Schilling 
gebeten, die ausgereicht hätten, um diesen 
Betrieb voll anzukurbeln. Das ist ein Punkt 
einer jahrelangen Konjunkturschwäche in 
unserem ganzen Wirtschaftssystem. Es ist 
für jedermann, ob Volksparteiler, ob Sozialist 
oder Freiheitlicher, ob einer dieser oder jener 
Anschauung zuneigt, klar und eindeutig : 
Dieser Betrieb in seiner Schwächesituation, 
mit seinem geringen Steueraufkommen be­
lastet die V olkswirtschaft unsinnig mit Kosten, 
die nicht notwendig wären. Nur . 50 Millionen 
Schilling hätten ausgereicht, um einen blühen­
den Betrieb zu schaffen, einen Betrieb, der 
Steuern abwirft, der Löhne und Gehälter 
zahlt, den Menschen Verdienst und Arbeits­
möglichkeiten gibt. 

Hohes Haus ! Stellt man die Beträge, die 
ich angeführt habe, einander gegenüber, daIll 
ist das Urteil über den Wert des Einsparens 
und des Mehrausgebens schon gefällt. 

Aber das Gleiche läßt sich ja auch bei 
anderen Kapiteln feststellen. Ich greife auf 
das Kapitel 2 1 : Bauten. Hier finden wir 
293 Millionen Schilling Mehrausgaben und 
105 Millionen Schilling Einsparungen. Gut ! 
Aber wo wurde eingespart � Im Jahr 1962 
allein 58 Millionen Schilling bei den Unter-
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richtsbauten des Bundes, bei den Universitäts­
bauten, bei den Mittelschulbauten ! Das war 
in jenem Zeitpunkt, in dem die gesamte 
Öffentlichkeit der österreichischen Regierung 
und dem Parlament den Vorwurf machte, sie 
lassen die Hochschulen und die Mittelschulen 
verkümmern. Das Parlament hat für diesen 
Zweck Gelder bewilligt, von denen ein Betrag 
von 58 Millionen Schilling nicht in Anspruch 
genommen worden ist. Haben wir alle hier 
an ein Einsparen gedacht, oder war dieses 
Einsparen nicht etwas, was alle ablehnen , was 
die gesamte Öffentlichkeit ablehnt, ja ablehnen 
muß und was auch unserer Meinung wider­
sprach 1 

Im Kapitel Unterricht finden wir beim 
Personalaufwand Einsparungen von 270 Mil­
lionen Schilling und Überschreitungen von 
142 Millionen Schilling. Ich habe darüber 
im Rechnungshofausschuß schon gesprochen. 
Herr Minister Drimmel hat mir eine aus­
weichende Antwort gegeben, als ich ihn gefragt 
habe : Wurden Ihnen die Kredite vom Finanz­
ministerium auch angewiesen 1 Es stellt sich 
nämlich heraus, daß von den Einsparungen 
allein 3 1 ,7 Millionen Schilling Gehaltseinspa­
rungen beim wissenschaftlichen und nicht­
wissenschaftlichen Hochschulpersonal sind. 
Herr Bundesminister Drimmel hat mir damals 
die Frage gestellt : Wissen Sie, wie schwer es 
ist, Professoren und wissenschaftliche Mit­
arbeiter für österreichische Hochschulen zu 
gewinnen ? Er hat dabei eine überzeugende 
Darstellung im Verhältnis zur Monarchie ge­
bracht. Ich darf das Hohe Haus darauf auf­
merksam machen : Im selben Jahr hat, wie Sie 
aus mündlichen Anfragen und aus Debatten 
im Hohen Hause feststellen können, ein aus­
gezeichneter Gelehrter Österreich verlassen -
es war Professor Topitsch ( Abg. Dr. J. Gruber :  
Vielleicht kommt er wieder !) -, weil man ihn 
nicht angestellt hat. Es war also jemand da, 
und das Geld war vom Parlament bewilligt ! 
Aber 3 1 , 7  Millionen Schilling wurden einge­
spart ! 

Nun zu einem anderen Kapitel : Alle 
Finanzminister machen sich nach einer alten 
Übung bei der Budgeterstellung insoweit ein 
Körberlgeld, als gewisse Einnahmen bewußt 
unterdotiert werden. (Abg. Machunz e :  Herr 
Abgeordneter M igsch, Sie meinen doch nicht 
vielleicht den Vizebürgermeister Slavik ? ) Das 
macht beinahe jeder, auch Dr. Klaus war da 
keine Ausnahme. Er hat die Einnahmen mit 
1 ,2 Milliarden Schilling unterpräliminiert. Herr 
Kollege Machunze ! Wir als Parlamentarier -
auch Sie ! - bekämpfen diese Unterdotierung. 
Wir wissen schon, daß eine Toleranzgrenze 
bestehen muß. Aber 21,2 Prozent ist ein 
bißchen viel ! 

Was ich mit dem bisher Gesagten zeigen 
will, ist, daß Dr. Klaus als Finanzminister 
durchaus kein anderes Gesicht gezeigt hat als 
seine Vorgänger. Er hat zuletzt dasselbe 
getan, was Dr. Kamitz getan hat : Er bat 
alle Reserven, die es in der Finanzverwaltung 
gab, ausgeleert. So haben sich im Jahre 1962 
die Kassenbestände um 2,4 Milliarden Schilling 
verringert ; das entspricht in einem privaten 
Wirtschaftsbetrieb der völligen Verknappung 
der flüssigen Betriebsmittel. Und Sie, Herr 
Finanzminister Dr. Korinek, waren ein ebenso 
armer Mann, als Sie die Finanzverwaltung 
übernommen haben, wie seinerzeit Dr. Klaus. 

Nun möchte ich, überleitend zu dem Rech­
nungshofbericht, noch etwas über die Bundes­
schatzscheine sagen. Wir finden unter Punkt 
85, 5 des Rechnungshofberichtes, daß im Jahre 
1962 Schatzscheine im Nominale von 1 7  Mil­
liarden Schilling, die fällig geworden sind, 
prolongiert wurden. Die Summe ist deshalb 
so hoch, weil einzelne Schatzsch9ine drei- oder 
viermal prolongiert worden sind. Also hat 
sich Finanzminister Dr. Klaus auch in der 
Schatzscheinwirtschaft durchaus nicht von 
seinen Vorgängern unterschieden. Der Groß­
teil unserer Schatzscheine hat den Charakter 
von Wechseln. Ich brauche a11 jenen Kollegen 
aus der Österreichischen Volkspartei, die 
privatwirtschaftlich tätig sind, nicht zu sagen, 
was die Prolongierung von Wechseln in Wirk­
lichkeit bedeutet. 

Aber die Schatzscheinwirtschaft ist nach 
meiner Überzeugung das Kernproblem der 
österreichischen Finanzverwaltung. Nach den 
Finanzgesetzen, die wir beschlossen haben, 
und nach dem Nationalbankgesetz sollten 
Bundesschatzscheine nur der vorübergehenden 
Kassenstärkung dienen. In Wirklichkeit dienen 
sie seit Jahr und Tag der Finanzierung des 
Bundeshaushaltes ! Ich möchte nur auf meine 
Budgetrede für das Jahr 1964 verweisen. 
Darin habe ich mich mit dieser Art der Kapital­
produktion für öffentliche Investitionen be­
schäftigt und Vorschläge gemacht. 

Hier will ich nur feststellen : Das ganze 
Problem, über das Dr. Klaus so viel gesprochen 
hat, hat er nicht gelöst. Dr. Klaus wird der 
Chd der kommenden Regierung sein. Ich 
möchte doch meiner Erwartung und Hoffnung 
Ausdruck geben, daß es dem kommenden 
Kabinett möglich sein wird, dieses Problem 
in Angriff zu - nehmen. Es gehört zu den vor­
dringlichsten der gesamten österreichischen 
Finanzverwaltung. 

Nun noch einige Worte zum Rechnungshof­
bericht selbst. Ich freue mich, daß die soge­
nannte neue Methode bei allen verantwortungs­
bewußt denkenden Menschen - das gilt 
selbstverständlich nicht für jeden Teil der 
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Presse - durchaus Anerkennung gefunden hat. 
Auch Dr. Geißler hat hier - und nicht nur 
hier, sondern auch an anderer Stelle - sehr 
klug und verantwortungs bewußt darüber ge­
sprochen. Er hat zum Ausdruck gebracht, 
man möge diesen Schritt fortsetzen. 

Meine Damen und Herren ! Ich muß darauf 
aufmerksam machen, daß es sich hier nicht 
darum handeln kann, die neue Methode fort­
zusetzen, sondern daß es sich hier in Wirk­
lichkeit um den ersten bescheidenen Schritt 
zur Novellierung des Rechnungshofgesetzes 
selbst handelt. Ich möchte daher im Hohen 
Hause die Entwicklung dieses Problems de­
ponieren. In der dicken Mappe, die ich mit­
gebracht habe, ist die ganze Problematik 
festgehalten. Was wir zu tun haben, ist, 
zunächst diese neue Methode in unserer Ge­
schäftsordnung zu verankern. 

Ich muß jetzt einige Worte über die Ver­
antwortlichkeit sagen, weil auch das, was 
wir zuletzt getan haben, noch ein kleines 
bißchen zuwenig ist. Die Frage der Minister­
verantwortlichkeit wurde von uns seit dem 
Jahre 1958 wiederholt aufgeworfen. Das 
Kernproblem liegt so : Die Novelle zum Rech­
nungshofgesetz 1948, in der die Prüfung der 
öffentlichen Unternehmungen eingebaut wor­
den ist, war institutionell nicht richtig, und 
zwar deswegen nicht, weil diese Regelung die 
Wirtschaftskontrolle nicht berücksichtigt, wel­
che die Wirtschaft selbst entwickelt hat. Nun 
stehe ich auf dem Standpunkt : Was sich in 
einer Institution auf Grund langer Erfahrungen, 
eines langen Prozesses herausbildet , hat die 
Logik für sich . Die Wirtschaft hätte ganz 
andere Kontrollmethoden erfunden, die 
zweckentsprechender und arteigener gewesen 
wären. Wir haben aber in dieser Novelle die 
Pl'üfung der Hoheitsverwaltung, der Kamerali­
stik, mit der Prüfung der Buchhaltung einer 
Wirtschaftsverwaltung gleichgesetzt. Das war 
nicht richtig. Wir haben die Ministerverant­
wortlichkeit, entgegen unserer Verfassung, auf 
diesem Gebiet in gleichem Umfang angewendet. 

Unsere Verfassung kennt nach den Artikeln 
69, 74 und 76 zwei Arten der Ministerverant­
wortlichkeit : Die eine Art ist eine politische 
Verantwortlichkeit und kann zum Entzug 
des Vertrauens führen, um die zweite handelt 
es sich dann, wenn in der Amtstätigkeit eine 
schuldhafte Rechtsverletzung begangen worden 
ist. Bei der Verwaltung verstaatlichter Be­
triebe tritt weder das eine noch das andere 
ein, denn hier hat der Minister in Wirklichkeit 
nur jene Rechte, die der Eigentümer auf Grund 
des besonderen P, ivatwirtschaftsrechtes hat -
nicht mehr ! Wir haben aber jahrelang in 
diesem Hause das Spiel aufgeführt "als ob". 

Als hier zum ersten Mal die Philippika der 
Kollegen von der Volkspartei losgebrochen 

ist - seien Sie mir nicht böse, ich schildere 
das wirklich nur, u m  es festzuhalten und 
damit Sie sehen, welche Aufgaben uns zu­
stehen -, haben wir Einwendungen erhoben 
und gesagt : Das ist methodisch, das ist recht­
lich falsch. Wir konnten aber nicht durch­
dringen, man hörte uns überhaupt nicht an. 

Nun hat der Rechnungshof versucht, eine 
Konzerngesellschaft einer verstaatlichten Bank 
zu überprüfen, und zwar war es Lenzing. Der 
damalige Generaldirektor Landertshammer hat 
den Beamten des Rechnungshofes den Eintritt 
verwehrt. Wir erhoben Protest und sagten : 
Jetzt müßte man eine rec htliche Maßnahme 
setzen. Finanzminister Dr. Kamitz stellte sich 
vor Lenzing und gegen den Rechnungshof, 
der Rechnungshof holte eine Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofes über die Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen Bundesre­
gierung, Bundesminister für Finanzen und 
Rechnungshof ein. 

Am 18. Oktober 1 958 kam es zu dem Er­
kenntnis des Verfassungsgerichtshofes, mit 
dem sogar Prüfungs beschränkungen, die die 
Novelle 1948 gebracht hat, als verfassungs­
widrig aufgehoben wurden. Und jetzt seien 
wir nicht bös zueinander : Vorher hatten Sie 
es mit der Novellierung des Rechnungshof­
gesetzes nicht eilig, und jetzt h atten wir es 
nicht mehr eilig, denn jetzt konnte der Rech­
nungshof, wo immer er wollte, an Ort und 
Stelle Einschau vornehmen. (Abg. Dr. B ur­
de 8 :  Das ist ein richtiger Proporz !) 

Da wir aber immer das fachliche Problem 
gesehen haben, haben wir einmal einem 
Vorschlag des Kollegen Dr. Kandutsch zuge­
stimmt. Das war vor den Wahlen 1962. Der 
Vorschlag ist dahin gegangen, daß wir uns 
die Verhältnisse in Deutschland und in Holland 
ansehen. Wir hatten nie Gelegenheit, über 
die Erfahrungen dieser Reise zu berichten ; 
daher deponiere ich es jetzt. 

An der Reise haben einige Kollegen von 
der Volkspartei teilgenommen, die heute nicht 
mehr hier sind, die aber damals in dieser Frage 
die Wortführer der Volkspartei waren ; zu 
ihnen gehörte Herr Dr. Hofeneder . 

Was war das entscheidende, was wir in 
Deutschland sahen � Dort prüft der Rech­
nungshof, der seinen Sitz in Frankfurt hat, 
weit mehr als unser Rechnungshof. Er prüft 
sogar, ob verbilligte oder zinsenfreie Kredite, 
die der Bund an eine Wohnbaugenossenschaft 
oder an einen Privatunternehmer gibt, auch 
widmungsgemäß verwendet worden sind, und 
er prüft mit der Gründlichkeit des preußischen 
Beamten, was etwas sagt. 

Allerdings muß eines festgestellt werden : 
Die Prüfungs berichte kommen, weil man die 
Gesetze der Konkurrenz und der Marktwirt-
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schaft beachtet, nicht zum Gaudium aller jener 
an die Öffentlichkeit, die sich naturgemäß, 
weil sie von den echten kaufmännischen 
Tätigkeiten sehr entfernt leben, darüber kein 
rechtes Bild machen können. 

Wir alle, einschließlich des Herrn Dr. Hofen­
eder , kamen mit einem klaren Blick dafür 
zurück, was jetzt hier zu tun sei : Nun wußten 
wir, daß es gar nicht darauf ankommt, die 
Prüfung an Ort und Stelle an einen gewissen 
Prozentsatz der Beteiligung zu binden. Dieser 
Prozentsatz der Beteiligung ist in Wirklichkeit 
vollkommen nebensächlich. Mit Recht kann 
aber jeder darauf Anspruch erheben - und 
hier billigen wir das Argument des Herrn 
Dr. Hofeneder -, daß die Interessen des 
privaten Besitzers dort, wo der Rechnungshof 
prüft, insoweit gewahrt werden, als der Rech­
nungshofbericbt nicbt veröffentlicht wird, da­
mit die Konkurrenz keine Einschau erhält. 

Hier sind nun unsere ganzen Bemühungen 
um die Novellierung des Rechnungshofgesetzes 
bis jetzt stehengeblieben. Heuer haben wir 
den ersten Schritt in dieser Richtung unter­
nommen, und ich freue mich, meine Damen 
und Herren, daß dieser erste Schritt ein so 
großes Wohlgefallen bei den Beteiligten hervor­
gerufen hat. Er hat aber noch nicht die 
Lösung des Problems gebracht. Die Lösung 
des Problems können wir nur finden, wenn 
wir erstens die neue Methode in unserer 
Geschäftsordnung verankern, wie es erforder­
lich ist, zweitens das Rechnungshofgesetz 
novellieren und drittens eine andere Art der 
Berichterstattung für jene Gebiete festlegen, 
für die keine Ministerverantwortlichkeit im 
Sinne der Artikel 69, 74 und 76 unserer Bundes­
verfassung besteht. 

Aus staatsrechtlichen Gründen ist für mich 
die Frage entscheidend, wie sich die Verant­
wortlichkeit von Aufsichtsrat und Vorstand 
gegenüber dem Eigentümer realisieren läßt. 

Der Eigentümer entsendet in Unterneh­
mungen, die nach dem Privatrecht oder nach 
welchem Recht immer organisiert sind, als 
Männer seines besonderen Vertrauens auch 
Aufsichtsräte. Was wir noch tun müssen, ist, 
diesen Konfrontationen des Vorstandes mit 
den Beamten des Rechnungshofes auch den 
Präsidenten und Vizepräsidenten des Aufsichts­
rates beizuziehen, denn die heiden gelten ja 
als die eigentlichen Vertrauensmänner des 
Eigentümers. Das ist das eine. 

Das zweite ist : In einer Demokratie er­
scheint der Eigentümer Staat dualistisch, 
in zwei Personifikationen : in der Personifi­
kation Vollziehung, das ist die Regierung, 
und in der Personifikation Legislative, das ist 
die Kontrolle. 

Ich habe in meiner Rede zur Geschäfts­
ordnung bereits darauf verwiesen, daß die 
Entwicklung in der modernen Gesellschaft 
dazu geführt hat, daß die Vollziehung ein 
Übergewicht über die Legislative und über 
die Kontrolle erhalten hat. Ich sehe das 
Problem der modernen Demokratie darin, das 
Gleichgewicht durch den Ausbau der Kontrolle 
wieder herzustellen. Angewandt auf dieses 
Gebiet muß die Eigentümerfunktion auch 
staatsrechtlich so geordnet werden, daß die 
Regierung die Vollziehung, die Vollzugsakte, 
aber das Parlament in einem seiner Aus­
schüsse den Kontrollakt setzt. 

Das, meine Damen und Herren, wären die 
Aufgaben, die wir zu bewältigen haben, wenn 
wir die Probleme fachlich lösen wollen. Es 
ist ein sehr großes und bedeutungsvolles 
Werk, das seit dem Jahre 1958 auf unserem 
Tisch liegt. Ich weiß nicht, ob wir unter 
der kommenden Regierung imstande sein 
werden, es zu lösen. Man stellt die neuen 
Männer der kommenden Regierung der Öffent­
lichkeit als Männer vor, die nicht sentimental 
seien. Ich habe leider zwei von ihnen als 
Brillenträger kennengelernt, nämlich als Träger 
ideologischer Brillen. Ich weiß nur eines : 
Dieses Problem ist unabhängig von jeder 
Parteientstellung nur dann zu lösen, wenn 
man es ohne ideologische Brille angeht . 
(Abg. Dr. H aide r :  Wem 8agen Sie da8 ?) 
Was ich mir daher erbitte, ist : Legen Sie 
diese ideologischen Brillen ab, dann werden 
wir uns zu einem großen Werk zusammen­
finden ! Ich danke, meine Damen und Herren. 
(Beifall bei der SP(J. - Abg. Glase r :  Er 
selber hat wenigstens die Brille abgelegt !) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Reich. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Reich (ÖVP) : Meine Damen 
und Herren ! Ich komme weder mit einer 
ideologischen noch mit einer wirklichen Brille. 
Ich hoffe also, nicht das Mißfallen des Kollegen 
Dr. Migsch zu erregen. Ich möchte nur zum 
Bundesrechnungsabschluß für das Jahr 1962 
einiges sagen. Details wurden ja im Rech­
nungshofausschuß bereits behandelt, und ich 
darf es mir ersparen, auch noch auf diese 
Details einzugehen oder sie zu wiederholen. 

Die Beurteilung des Bundesrechnullgsab­
schlusses 1962 hat in mancher Hinsicht 
platonischen Charakter, da bei der Erstellung 
des Budgets 1962 Minister mitgewirkt haben, 
die heute nicht mehr im Amt sind. Eine 
Kritik ihrer Handhabung des Bundesfinanz­
gesetzes geht daher zweifellos ins Leere. Ich 
denke zum Beispiel an die Änderung im Ver­
kehrsministerium : Der damalige verantwort­
liche Ressortchef ist jetzt Zweiter Präsident 
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des Nationalrates und führt eben den Vorsitz. 
An seine Stelle ist Herr Minister Pro bst 
getreten. Wir haben im Innenministerium 
eine Veränderung, und wir haben, wie Herr 
Kollege Dr. Migsch schon in seinen Aus­
führungen feststellte, auch im Finanzmini­
sterium eine Veränderung gehabt. Derzeit 
sind Verhandlungen zur Bildung einer neuen 
Regierung im Gange, und ich meine, daß die 
ausscheidenden Minister eine Kritik ver­
mutlich mit ziemlicher Fassung ertragen 
würden (Abg. Dr. Gorbac h :  Das können 
wir gewiß I), denn sie werden ja voraussichtlich 
beim Bundesvoranschlag für das Jahr 1965 
nicht mehr mitwirken. 

Im großen und ganzen aber ist die Gebarung 
des Jahres 1962 günstiger gewesen, als nach 
dem Voranschlag 1962 erwartet wurde. Diese 
Feststellung hat auch Kollege Dr. Migsch 
sowohl im Ausschuß wie auch hier getroffen, 
und wenn ich diese Feststellung jetzt wieder­
hole, soll das nicht heißen, daß alles in bester 
Ordnung war und man es in Zukunft so weiter 
machen könne. Wachsamkeit halte ich immer 
für notwendig, und aus den Rechnungsab­
schlüssen und aus den Beanstandungen durch 
den Rechnungshof muß jeder Minister, müssen 
aber auch die Abgeordneten Lehren ziehen. 

Grundsätzlich wäre zu sagen, daß der 
Voranschlag eine Schätzung mit sehr vielen 
Unbekannten ist, sowohl bei den Einnahmen 
als auch bei den Ausgaben. Es gibt zahlreiche 
Verflechtungen mit dem Ausland, die die 
Schätzungen sehr erschweren. Österreich hat 
internationale Verbindungen zu pflegen, es 
werden Staatsbesuche gemacht und hohe 
Gäste aus dem Ausland empfangen. 

Meine Damen und Herren ! Als das wohl 
neutralste Beispiel darf ich die Gruppe I, 
Bundespräsident und Präsidentschaftskanzlei, 
erwähnen. Die vorgesehenen sachlichen Auf­
wendungen für das Jahr 1 962 sollten 4,857.000S 
betragen, der Gebarungserfolg war 7,749.000 S, 
das ergibt eine Überschreitung in der Höhe 
von 2,892.000 S. Das sind fast 60 Prozent 
mehr, als im Bundesvoranschlag vorgesehen 
war. Aber es gibt auch eine Begründung 
dazu ; auf Seite 15 des Bundesrechnungs­
abschlusses heißt es : "Infolge unvorherge­
sehener Repräsentationsverpflichtungen des 
Herrn Bundespräsidenten anläßlich ausländi­
scher Staatsbesuche." Meine Damen und 
Herren ! Wer könnte und würde dem Herrn 
Bundespräsidenten einen Vorwurf aus diesen 
Überschreitungen machen ? Die Mehrausgaben 
mußten eben geleistet werden. 

Oder die Kassenverwaltung des Bundes. 
Kollege Dr. Migsch hat sich gerade mit diesem 
Kapitel sehr eingehend beschäftigt. Auf den 
Seiten 148 und 149 des Bundesrechnungs-

abschlusses finden wir zum Beispiel eine Post, 
die ich auch bei der Behandlung im Ausschuß 
kritisch beleuchtet und zu der ich an den 
Herrn Finanzminister eine Anfrage gestellt 
habe. Hier ist bei Kapitel 18 Titel 1 § 1 b 
Unterteilung 1 c eine Überschreitung von 
196,6 Millionen Schilling verzeichnet. Aber 
auch dafür gibt es wieder eine Begründung, 
die vom Herrn Finanzminister dann noch 
näher erläutert wurde. Die Begründung der 
Überschreitung liegt darin, daß "der Inter­
nationale Währungsfonds einen Teil der bei 
Sicht fälligen österreichischen Schatzscheine un­
vorhergesehenerweise zur Zahlung präsentiert 
hat". Meine Damen und Herren ! Das sind 
nur ganz wenige Beispiele, und ich möchte 
mich nicht mehr verbreitern. 

Ich glaube aber, daß es im innerösterreichi­
sehen Bereich möglich sein müßte, möglichst 
genau zu veranschlagen ; zumindest wäre es 
sehr wünschenswert. Es ist mir zum Beispiel 
aufgefallen, daß der Bundeszuschuß zur Pen­
sionsversicherung der Arbeiter bedeutend unter­
schätzt war. Wir finden diese Post auf Seite 1 1 6 
und 1 1 7  des Bundesrechnungsabschlusses. Es 
war vorgesehen, daß 1178 Millionen Schilling 
als Bundeszuschuß an die Pensionsversicherung 
der Arbeiter gewährt werden. Der tatsächliche 
Gebarungserfolg hat aber 1 444 Millionen be­
tragen. Die Überschreitung betrug daher 
266 Millionen Schilling ; das waren um 22,5 Pro­
zent mehr, als im Bundesvoranschlag an 
Bundeszuschuß für diese Anstalt vorgesehen 
war. Als Begründung wurde angeführt, daß 
vornehmlich die Auswirkungen der 8. Novelle 
zum ASVG. bei der Veranschlagung noch 
nicht voll erfaßt werden konnten. Der Herr 
Bundesminister hat auch mit dieser Fest­
stellung operiert. Ich habe mich aber damit 
nicht zufriedengegeben. Der Herr Bundes­
minister war ja 1961 bei der Erstellung des 
Voranschlages für 1962 im Amt, und er ist 
es auch jetzt noch. Er ist bedauerlichweise 
heute krank, aber ich begehe keinen Ver­
trauensbruch, wenn ich über einige Dinge 
rede, die damit zusammenhängen. 

Der Herr Bundesminister konnte nämlich 
meine Frage, wieso man denn den Bundes­
zuschuß so wesentlich unterschätzen konnte, 
daß ein Viertel des Bedarfes nicht vorgesehen 
gewesen ist, nicht sofort hinreichend beant­
worten. Er hat mir aber damals in Aussicht 
gestellt, er werde Nachforschungen anstellen 
und mir eine schriftliche Beantwortung zu­
kommen lassen. 

Warum erschien es mir so wichtig, gerade 
auf diesem Gebiet Klarheit zu schaffen, meine 
Damen und Herren ? Einfach deshalb, weil 
im Zusammenhang mit Fragen der dynamischen 
Pension die Überlegungen auf einen längeren 
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Zeitraum hin abgestellt werden müssen. Man 
muß für einen längeren Zeitraum wissen, 
welche Mittel des Bundes voraussichtlich 
benötigt werden, um diese Dynamik in der 
Pension zu verwirklichen. Wenn man aber 
schon nicht mehr imstande ist, für eine be­
absichtigte Novelle, die Mehraufwendungen 
verursacht, möglichst genaue Schätzungen zu 
treffen, so ist zu befürchten, daß bei einem 
längeren Zeitraum, seien es fünf oder zehn 
Jahre, die Schätzungen so sehr danebengehen, 
daß zum Schluß alles über den Haufen ge­
worfen wird und die Erstellung eines Budgets 
völlig unmöglich gemacht wird. 

Der Herr Bundesminister für soziale Ver­
waltung hat mir eine sehr ausführliche schrift­
liche Beantwortung meiner Anfrage über­
mittelt, er hat sie auch allen Mitgliedern des 
Rechnungshofausschusses zugehen lassen und 
desgleichen den Mitgliedern des Sozialaus­
schusses. Der Herr Bundesminister hat wieder 
darauf hingewiesen, daß die Auswirkungen der 
8. Novelle zum ASVG. im Jahre 1961 noch 
nicht genau bekannt waren. Ich muß aller­
dings dazu sagen, daß für diese 8. Novelle zum 
ASVG. sehr eingehende und umfangreiche Vor­
arbeiten auch hinsichtlich des finanziellen Mehr­
aufwandes geleistet wurden und bei den Be­
sprechungen vorgelegen sind, daß diese V or­
ausberechnungen aber - wie sich nun gezeigt 
hat - doch unzureichend waren. Auch 
nicht annähernd konnte ' das Erfordernis des 
Bundes vorhergesehen werden, um die Pen­
sionen in der gesetzlich vorgesehenen Höhe 
auszahlen zu können. Es ist also sehr pro­
blematisch, eine Kostenberechnung auf lange 
Zeit zu machen, wenn uns schon bei der Vor­
ausberechnung für ein Jahr ein so großer 
Lapsus passierte. 

Der Herr Bundesminister für soziale Ver­
waltung ist in seinem Schreiben ferner der 
Meinung, daß die Überschreitung des Bundes­
zuschusses um etwas mehr als eine Viertel­
milliarde Schilling sich "in durchaus be­
scheidenen Grenzen" hält, da "gemessen am 
Ausgabenrahmen" - wie es in diesem Schrei­
ben heißt, und nach Meinung des Herrn 
Sozialministers ist nur diese Relation sinn­
voll - "der Fehler des Ministeriums" nur 
"rund 2 %  Prozent" betrug. 

Meine Damen und Herren ! Sicherlich ist 
das auch eine Auffassung und eine Meinung. 
Wehe aber, der Fehler hätte 5 Prozent be­
tragen - und das wäre angesichts des Gesamt­
volumens in der Pensionsversicherungsanstalt 
der Arbeiter durchaus noch eine zulässige 
Größe -, dann hätte sich im Bundesrech­
nungsabschluß eine Überschreitung ergeben, 
die nicht 266 Millionen Schilling betragen 
hätte, sondern mehr als 500 Millionen Schilling, 

mehr als eine halbe Milliarde ! Weil es sich 
aber um gesetzliche Verpflichtungen handelt, 
ist es einfach nicht möglich, hier durch Kredit­
bindungen Ersparungen zu erzielen, denn die 
Pensionen müssen ausbezahlt werden, und 
der Finanzminister muß die Mittel zur Aus­
zahlung der Pensionen durch Ersparungen da 
oder dort aufbringen und zur Verfügung 
stellen. 

Wer würde es ihm abnehmen, wenn er sagen 
wollte : Das Finanzgesetz gestattet mir dieses 
Umdisponieren und Einsparen nicht, um für 
andere Zwecke Mittel zur Verfügung zu haben. 
Wenn eine solche Disponierung nicht möglich 
wäre, dann würde ein Zustand eintreten, den 
wir doch alle nicht verstehen könnten und 
den insbesondere die betroffenen Pensionisten 
nicht verstehen würden. 

Ich selbst kann mich der Auffassung des 
Herrn Sozialministers nicht anschließen, daß 
man bei einer Post im Bundesvoranschlag 
von dem ausgehen muß, was im Rahmen 
einer Institution an Gesamtaufwendungen not­
wendig ist. Wir haben immer nur die Möglich­
keit, einen bestimmten Betrag in Beziehung 
zum Budget zu setzen, aber nicht in Beziehung 
zu anderen Einrichtungen, die zwar gesetz­
licher Natur sind, aber eben nur Zuschüsse 
von seiten des Bundes erhalten können. 
Ich habe daher für zukünftige Schätzungen 
einige Sorgen und hoffe, daß Sie das auch 
verstehen können. 

Aber immerhin, der Herr Sozialminister hat 
sich bemüht, mir eine sehr eingehende Antwort 
auf die Frage zu geben, weil er nicht sofort 
in der Lage war, sie zu beantworten. Anders 
der Herr Verkehrsminister Probst. - Ich 
sah ihn erst in der Bank der Abgeordneten, 
jetzt ist er auf der Regierungsbank. ( Abg. 
A jr i ts c h :  Es fehlen ihm die Brillen !) Ganz 
richtig, vielleicht ist das die Ursache ! 

Meine Damen und Herren ! Ich betone 
ausdrücklich, daß der Herr Verkehrsminister 
Probst im Jahre 1962 noch nicht im Amt 
war und ich ihm daher nicht eine Verant­
wortung auflasten kann, die er damals nicht 
zu tragen hatte. Aber auf Seite 268 und 269 
des Bundesrechnungsabschlusses sind mir 
einige Bemerkungen aufgefallen. Zunächst 
einmal ist da Kapitel 29 Titel I § 1, der sach­
liche Aufwand bei den Österreichischen Bun­
des bahnen, wo Voranschlag und Gebarungs­
erfolg sich praktisch die Waage halten. Es 
ist eine Überschreitung im Ausmaß von 
683.000 S vorhanden, das ist bei einer Vor­
anschlagssumme von mehr als 2 Milliarden 
Schilling als derartig geringfügig zu werten, 
daß darüber nicht gesprochen werden muß. 
Aber in den Erläuterungen dazu - sie sind 
sehr umfangreich und finden ihre Fortsetzung 
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auf Seite 271 - heißt es zum Schluß : "Hin­
sichtlich eines Teilbetrages von 8,869.518,30 S 
an Steuernachzahlungen wurde die im Arti­
kel 6 Ziffer XII des Verwaltungsentlastungs­
gesetzes vorgesehene vorherige Überschreitungs­
bewilligung des Bundesministeriums für Fi­
nanzen nicht eingeholt. "  

Ich habe den Herrn Bundesminister gefragt, 
worauf das zurückzuführen ist, und ich 
glaube, daß auch ein neuer 'Bundesminister, 
wenn er in den Rechnungshofausschuß kommt, 
ungefähr im Bilde sein muß, was in diesem 
Rechnungsabschluß an kritischen Bemerkungen 
enthalten ist. Der Herr Bundesminister hat 
mir damals gesagt, daß er das nicht wisse und 
sich erst erkundigen müsse. Herr Minister ! 
Offenbar ist die Erkundigung noch nicht 
abgeschlossen, denn ich habe bis heute auf 
diese Anfrage keine Antwort bekommen. 

So könnte man noch manches Beispiel 
anführen, aber der Rechnungshof sagt in 
seinen Vorbemerkungen zum Bundesrechnungs­
abschluß 1962 auf Seite XI folgendes : Es 
"erweist sich der tatsächliche Gesamtabgang 
um 217 Millionen Schilling geringer" als 
angenommen. Meine Damen und Herren ! 
Kollege Dr. Migsch hat sich sehr eingehend 
mit Überschreitungen und ähnlichem be­
schäftigt. Sie werden verstehen, daß es natür­
lich nicht möglich ist, aus dem Handgelenk 
heraus sofort zu allen Bemerkungen Stellung 
zu nehmen. Aber was hat schon einige Zeit 
vor der heutigen Sitzung, und zwar am 15. Jän­
ner des heurigen Jahres, die "Arbeiter-Zeitung" 
zum Bundesrechnungsabschluß 1962 gesagt 1 
Es ist vielleicht ein zufälliges Zusammen­
treffen, daß sich die Ausführungen in der 
"Arbeiter-Zeitung" und das, was heute Kol­
lege Dr. Migsch gesagt hat, in manchem sehr 
ähnlich sind. In der "Arbeiter-Zeitung" stand 
es unter der Überschrift : "Klaus-Jahr 1962 : 
Alles ausgegeben". Es ist das ein Eigenbericht, 
den man nicht gerade als, sagen wir, sehr 
freundlich bezeichnen kann. Dieser Artikel 
ist keineswegs im Geiste einer echten Zu­
sammenarbeit verfaßt, wie das immer wieder 
vom Herrn Vizekanzler Dr. Pittermann als 
Parteivorsitzendem der Sozialistischen Partei 
zu hören ist. Ich habe den Eindruck, daß 
vielleicht im Gefolge des Freud-Filmes bei der 
Sozialistischen Partei ein Klaus-Trauma ent­
standen ist, zumindest aber bei dem Verfasser 
dieses Artikels vorhanden sein muß . Es 
handelt sich um einen "AZ" .Eigenbericht, den 
ich allerdings nicht dem Kollegen Dr. Migsch 
zuschreiben will, auch wenn gewisse Ähnlich­
keiten zwischen seinen heutigen Ausführungen 
und diesem Artikel festzustellen sind. 

Dieser Bericht wurde vermutlich von je­
mandem verfaßt, der sich im Bundesrech-

nungsabschluß nicht zurechtfinden konnte. 
Entweder handelt es sich um einen Faschings­
scherz, was zweckmäßigerweise anzumerken 
gewesen wäre (Abg. Dr. Gorbach: Fußnote !), 
oder es ist eine bewußte Verdrehung und Ver­
fälschung, nur deshalb, weil der damalige 
Finanzminister Klaus geheißen hat. Meine 
Damen und Herren ! Trifft letzteres zu, dann 
muß diese Art der politischen Diffamierung 
und Diskriminierung als mehr als bedauerlich 
bezeichnet werden. Sie entspricht einem Ni­
veau, das in der Koalition besser nicht vor­
handen sein sollte. Bilden Sie sich bitte selbst 
ein Urteil, denn unter anderem heißt es in 
diesem Eigenbericht : "Dem Bund verblieben 
durch die Mehreinnahmen um 600 Millionen 
Schilling mehr, als im Voranschlag vorgesehen 
war . . .  Verhältnismäßig am stärksten über­
stiegen die Einkommensteuer mit 18 Prozent, 
die Körperschaftsteuer mit 10,5 Prozent und 
die Aufsichtsratsabgabe mit 13 Prozent die 
Budgetansätze, die Lohnsteuer brachte hin­
gegen nur Mehreinnahmen von 1 ,2 Prozent. 
Bei der Lohnsteuer ,verschätzte' sich der 
Finanzminister um 45 Millionen Schilling, bei 
der Einkommensteuer um 652 Millionen Schil­
ling. " 

Meine Damen und Herren ! Dazu die Zahlen 
im Bundesrechnungsabschluß : Bei der Ein­
kommensteuer ist tatsächlich eine Mehrein­
nahme gegenüber dem Voranschlag in der 
Höhe von 652 Millionen Schilling zu ver­
zeichnen, aber ich glaube, man darf doch 
nicht dem Leser vorenthalten, was die Gründe 
für diese Überschreitung waren, die - ganz 
nebenbei bemerkt - erfreulich ist, weil Mehr­
einnahmen bekanntlich immer erfreulich sind. 
Die Erläuterungen, die der Rechnungshof 
dazu gibt - sie werden ja nicht zuletzt unter 
Mitwirkung des Rechnungshofes verfaßt -, 
lauten : "Erhebliche Mehreinnahmen . . .  durch 
das Vorziehen großer Veranlagungsfälle. " Man 
muß also sagen, warum diese Mehreinnahmen 
erzielt worden sind. Wir müssen uns doch 
im klaren darüber sein, daß sich durch dieses 
Vorziehen von großen Veranlagungsfällen in 
den späteren Jahren natürlich aus diesem 
Titel eine Minderung der Einnahmen ergeben 
wird. 

Die zweite Post, bei der sich der ehemalige 
Finanzminister Dr. Klaus so "gewaltig", und 
zwar um 10,5 Prozent, geirrt hat, ist die Kör­
perschaftsteuer. Auch sie weist Mehreinnah­
men in der Höhe von 220 Millionen Schilling 
aus. Die Erläuterungen dazu lauten : "Mehr­
einnahmen . . .  infolge Abstattung von Rück­
ständen sowie hoher Abschlußzahlungen aus 
dem Jahr 1961 ." Das ist eine durchaus 
plausible Erklärung. Man darf sie nur nicht 
vorenthalten. 
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Aber nun kommt noch, daß sich der Finanz- Ich sehe mich nun genötigt, Ihnen einige 
minister besonders auch bei der Aufsichtsrats- Sätze vorzulesen. Es heißt hier : "Die 
abgabe um 13  Prozent verschätzt habe. Die Überschreitungen sind zurückzuführen auf 
Aufsichtsratsabgabe ist mit 21  Millionen Schil- die Umwandlung von Regreß- und Darlehens­
ling veranschlagt gewesen. Sie hat 23,8 Mil- forderungen in Beteiligungen am Gesellschafts­
lionen Schilling an Ertrag erbracht, die Über- kapital verstaatlichter Unternehmungen 
schreitung macht daher 2,8 Millionen Schilling (60 Millionen Schilling), auf die unvorher­
aus. Nun möchte ich sagen : Gebe Gott, wir gesehene Rücklösung eines Teiles der bei der 
hätten niemals mehr Überschreitungen als Oesterreichischen Nationalbank als Quoten­
solche um 2,8 Millionen Schilling ! Aber hier anteil zugunsten des Internationalen Wäh­
in der "Arbeiter-Zeitung" wird das gleich rungsfonds erlegten Bundesschatzscheine 
zu den Überschreitungen bei der Einkommen- (197 Millionen Schilling)" - ich habe das 
steuer und bei der Körperschaftsteuer dazu- schon erwähnt - "und auf die Gewährung 
gesetzt, weil man den Bundesrechnungsab- von Bundesdarlehen vor allem zur Förderung 
schluß anscheinend nur etwas flüchtig be- des gemeinnützigen Wohnbaues für Bundes­
trachtet hat. bedienstete und Flüchtlinge (65 Millionen 

Meine Damen und Herren ! Daß sich erheb- Schilling) . sowie zur �rf�ung . v�n Gesen­

liehe Mindereinnahmen zum Beispiel bei der s�hafterlelstunge� an die Öste�eIChlsche Stu­
Umsatzsteuer, beim Bundeszuschlag zur Um-

I 
dlenge�e�schaft fu� �tomenergle Ges. m. b. H. 

satzsteuer sowie bei den Zöllen ergaben, wurde (?4 MillIOnen �chIlhng). ' . ' Ferner ergaben 
in diesem Artikel nicht gesagt. Das steht SICh ÜberschreItungen auf Grund der �er­

o b r f d lben Seite ' Das sind rund rechnung des Überschusses des AusgleIChs-Qj e au erse . I! d f" K' d b 'h'lI! d A l ' h 735 Millionen Schilling Diese empfindliche l.on s ur m er el 1 1e an en usg elc s-
Kürzung der Einnahme� darf doch schließlich fon�s

. 
f�

, 
Familienb.eihilfe� (106 Millionen 

und endlich auch nicht außer acht gelassen Schillmg) - also �.
me reme . Verrechnu.ngs-

rd post - "und der hoheren LeIstungen dIeses we en. Fonds (186 Millionen Schilling), und zwar an 
Kollege Dr. Migsch hat aber auch das Kinder-, Familien- und Geburtenbeihilfen zu­

Problem der Ersparung bei Bauten erwähnt. folge Ansteigens der Zahl der anspruchs­
Er hat darauf Bezug genommen, daß rund vermittelnden Kinder (104 Millionen Schilling) 
58 Millionen Schilling, die für Bundeshoch- sowie infolge Einführung der Mütterbeihilfe 
bauten der Unterrichtsverwaltung vorgesehen für Familien mit zwei Kindern und der Er­
gewesen sind, erspart wurden, was doch nie- höhung der Mütterbeihilfen für Familien ab 
manden freuen könne. Zugegeben, meine drei Kindern (82 Millionen Schilling).  Schließ­
Damen und Herren ! Aber Kollege Dr. Migsch lich entstanden Überschreitungen durch die 
hat eines unterlassen : auch die Begründung Zuführungen zur Baurücklage 1962 (47 Mil­
für diese scheinbare Ersparung bekanntzugeben, lionen Schilling) und durch die Übergabe 
denn auf Seite 225 steht zu lesen : "Verzögerter des ERP-Vermögens an den ERP-Fonds 
Baufortschritt wegen Arbeitermangels (29 Mil- (235 Millionen Schilling) . "  
lionen Schilling) und Kreditbindung (28,9 Mil­
lionen Schilling)". Das heißt, daß die Er­
sparung von 29 Millionen Schilling auf einen 
verzögerten Baufortschritt wegen Arbeiter­
mangel zurückgeht. Meine Damen und Her­
ren ! Ich glaube, dagegen kann man kaum 
etwas unternehmen, wenn nicht genügend 
Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, die die 
vorgesehenen Arbeiten auch durchführen 
können. 

Wie verhält es sich nun aber mit den Über­
schreitungen beim Kapitel Finanzverwaltung ? 
Was sagt der Rechnungshof dazu � Ich möchte 
ihn als unparteiischen Zeugen anrufen. Kol­
lege Dr. Migsch hat hier einiges als Begründung 
angeführt, die überschreitungen bei den Agrar­
subventionen beispielsweise. Ich bedaure aber, 
daß er die übrigen Anmerkungen des Rech­
nungshofes zu diesen überschreitungen nicht 
bekanntgegeben hat. Sie sind auf Seite VIII 
der Vorbemerkungen des Rechnungshofes zu 
lesen. 

Meine Damen und Herren ! Die Dinge 
sehen doch ganz anders aus, wenn man nicht 
einige der Gründe für diese Überschreitungen 
ausläßt. Die Zahl von mehr als 800 Millionen 
Schilling wird dann plötzlich in ein anderes 
Licht gerückt. Ich halte es nicht für richtig, 
wenn man allein die agrarischen Subventionen 
herauspickt und alle anderen Ursachen, die 
zu der Überschreitung im Rahmen der Kassen­
verwaltung des Bundes geführt haben, dabei 
außer acht läßt und den Eindruck erweckt, 
daß alles in der Machtvollkommenheit des 
damaligen Finanz ministers gelegen ist, der 
somit keineswegs wirklich sparsam gewesen 
wäre. 

Wie steht es nun mit der Überschreitung 
des Ausgabenrahmens im Bundesministerium 
für Handel und Wiederaufbau 1 Angeblich 
haben sie 230 Millionen Schilling betragen. 
Auch das ist in der "Arbeiter-Zeitung" zu 
lesen, wo es heißt : " Wesentliche Budget­
überschreitungen waren nur beim Finanz-
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ministerium und beim Handelsministerium zu 
verzeichnen. Beim . Handels ministerium be­
laufen sie sich auf 230 Millionen Schilling . . . " 
Beim Studium des Rechnungsabschlusses stellt 
sich aber heraus, daß vom Bundesministerium 
für Handel und Wiederaufbau keine Geba­
rungsüberschüsse "verbraucht" wurden und 
daß in Wahrheit überhaupt keine überschrei­
tungen der Budgetansätze erfolgt sind. Die 
Differenzen zwischen den Budgetansätzen und 
den tatsächlichen Ausgaben ergeben sich aus­
schließlich aus Mehreingängen aus dem Zu­
schlag zur Mineralölsteuer, die nach dem 
Gesetz, das wir hier beschlossen haben, zweck­
gebunden sind und nur für den Straßen bau 
verwendet werden dürfen, sowie aus Ein­
gängen aus dem Hochwasserschädenfonds und 
aus Krediten, die das Bundesministerium 
für Landesverteidigung für seine Bauzwecke 
zur Verfügung stellte. Es ist daher ganz 
leicht nachzuweisen, daß die Behauptung, 
Überschreitungen hätten stattgefunden be­
ziehungsweise Budgetüberschüsse wären ver­
braucht worden, unrichtig ist. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, 
daß eine solche "Aufklärung" des Staats­
bürgers, die keine Aufklärung, sondern eine 
Vernebelung von Tatsachen ist, nicht vor­
kommen und in Zukunft vermieden werden 
sollte. Bei allem Verständnis für die Wahrung 
partei politischer Vorteile und bei allem Ver­
ständnis für eine Polemik an der Tätigkeit 
des politischen Gegners - der in Sachen des 
Budgets allerdings auch Partner ist - darf 
die Abneigung gegen den ehemaligen Finanz­
minister Dr. Klaus nicht so weit führen, daß 
gewissermaßen die Buchhaltung gefälscht wird. 

Meine Damen und Herren ! Die Österreichi­
sche Volkspartei wird den Bundesrechnungs­
abschluß 1962 genehmigen und dem diesbe­
züglichen Gesetzentwurf ihre Zustimmung ge­
ben. (Beifall bei der ÖVP.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Czettel das Wort. 

Abgeordneter Czettel (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Herr Dr. Reich, 
wir wollen die Buchhaltung des ehemaligen 
Finanzministers Dr. Klaus nicht fälschen. 
(Abg. Machunze : Machen Sie den Kollegen 
Reich nicht zum Akademiker !) Entschul­
digen Sie, es kann vorkommen, daß man 
einmal "Herr Doktor" sagt. Wir wollen 
durchaus keine Fälscher sein ! 

Ich will auf die Argumentation des Kollegen 
Reich nicht im Detail eingehen. Das Jahr 
1962, für das uns nun der Rechnungshof auch 
den Rechnungsabschluß präsentiert hat, ist 

. das letzte Jahr eines Budgetrechtes, das 
inzwischen auf Grund einer Entscheidung des 

Verfassungsgerichtshofes geändert worden ist. 
Unsere Kritik an der Finanzpolitik im Jahre 
1962 richtet sich nicht allein gegen eine falsche 
Einschätzung der Einnahmen und Ausgaben 
schlechthin, sondern im besonderen gegen die 
Methoden, wie man innerhalb des Gesamt­
rahmens über Zahlen, Summen und Beträge 
disponiert hat. Wir wollen daher grund­
sätzlich sagen, daß wir hoffen, daß der Rech­
nungsabschluß für das Jahr 1963 auch in 
seinem Inhalt viel realistischer und wirklich­
keitsgetreuer im Verhältnis zum Präliminare 
für das Jahr 1963 sein wird. 

Meine Damen und Herren ! Wenn wir 
ehrlich sind - wir sollten es vor allem dann 
sein, wenn wir wie viele von uns während der 
letzten zehn Jahre sicherlich schon erregte 
Debatten über den Rechnungshofbericht mit­
erlebt haben -, müssen wir feststellen, daß 
die Atmosphäre, in der ein sehr wesentlicher 
Kontrollbericht des Rechnungshofes debat­
tiert wurde, bisher sehr angenehm gewesen 
ist. Man bekommt fast den Eindruck, daß jetzt 
das zweite Extrem entsteht., daß man versucht, 
die Kriterien, die der Rechnungshof aufgezeigt 
hat, nicht einmal mehr am Rande zu berühren, 
insbesondere die in den wirtschaftlichen Be­
langen, also in jenen Teilen des Berichtes, die 
sich mit den verstaatlichten Unternehmungen 
beschäftigen. Es tut wohl, wenn man Herrn 
Dr. Geißler sagen hört, daß wir zu den Fragen 
der Investitionen und zu den Fragen der 
Betriebswirtschaft, die im Rechnungshofbe­
richt aufgeworfen werden, eine spezifische, 
eine besondere Einstellung bekommen müßten. 
Es wäre gut gewesen, Herr Dr. Geißler, wenn 
diese Ihre Feststellung schon vor vielen Jahren 
getroffen worden wäre, denn damit beantwor­
tete sich von selbst Ihre Frage, warum der 
Herr Vizekanzler erst so spät mit seinen Vor­
schlägen für eine Reorganisation der ver­
staatlichten Industrie vor die politische Öffent­
lichkeit getreten ist. Ich glaube, das eine 
hängt vom anderen ab. Wenn wir für die 
Beratung dieser hochbrisanten Fragen ein 
anderes Klima vorfinden, dann wird der 
Rechnungshof bericht sehr konstruktiv dazu 
beitragen, daß die Lösung all der Fragen tat­
sächlich so sachlich als mörlich vor sich geht. 
Ich möchte einleitend gleich sagen, daß ich 
nicht versuchen will, das Klima zu stören. 

Ein konkretes Kriterium des Berichtes 
möchte ich nun ein bißchen im Detail beleuch­
ten. (Abg. Machunze : Die Kongreß- Veran­
staltungsgesellschaft !) Lieber Herr Kollege 
Machunze ! Bei der Frage der Kongreß­
Veranstaltungsgesellschaft - wie Sie richtig 
sagen - geht es um mehr als darum, daß 
wir Sozialisten Freude empfinden, etwas auf­
zeigen zu können, was den ehemaligen Finanz­
minister Dr. Klaus vielleicht sehr treffen 
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könnte. Ich habe im Rechnungshofausschuß 
dem Herrn Finanzminister Dr. Korinek in 
diesem Zusammenhang einige konkrete Fragen 
gestellt, er hat diese konkreten Fragen sehr 
allgemein beantwortet. Ich gestehe ihm zu : 
Er hat weder Gelegenheit gehabt, sich näher 
mit diesem Problem zu beschäftigen, noch 
trägt er irgendeine Verantwortung für das, was 
vor einigen Jahren geschehen ist. 

Fest steht aber eines : Im Jahr 1952 wurde 
eine Gesellschaft mit besc hränkter Haftung 
gegründet. Ich gebe zu, daß es gut ist, daß 
in Österreich eine Gesellschaft besteht, die 
sich mit der Vorbereitung und Veranstaltung 
von Kongressen beschäftigt . Wir werden 
allmählich ein Land der Kongresse, vor allem 
unsere Landeshauptstädte entwickeln sich 
immer mehr zu Kongreßzentren. Es ist daher 
gut, daß wir eine derartige Institution haben. 
Das Stammkapital dieser Gesellschaft hat im 
Jahre 1952 20.000 S betragen - ein symboli­
scher Betrag -, die Zeichner waren das Öster­
reichische Credit-Institut und ein Privater. Im 
Jahre 1957 wächst dieses Stammkapital auf 
100.000 S an, und im Jahre 1958 übernimmt 
von diesen 100.000 S die Republik Österreich 
durch einen Akt des Finanzministeriums einen 
Anteil von 85.000 S. Im Jahre 1959 erhöht sich 
dieser Stammkapitalbetrag auf 1 Million, und 
automatisch beträgt der Anteil der Republik 
Österreich 985.000 S. Im Jahre 1960 wird 
das Stammkapital auf 5 Millionen erhöht, 
automatisch beträgt der Anteil des Bundes 
4,9 Millionen Schilling. 

Für diesen Zeitraum bringt der Rechnungs­
hof einige sehr ernste Punkte der Kritik vor : 
Er wirft nun dieser Gesellschaft vor, daß sie 
in ihrer Geschäftsführung unvorsichtig ist. 
Er erwähnt zum Beispiel konkret, daß bis 
zum Jahre 1959 insgesamt Bauarbeiten im 
Ausmaß von 1614 Millionen Schilling durch­
geführt worden sind. Das ist für eine Ge­
sellschaft, die ein paar Jahre vorher mit 
20.000 S Stammkapital begonnen hat, ein 
hoher Betrag. Der Rechnungshof sagt : Alle 
diese Bauten wurden nicht ausgeschrieben. 
Ich will jetzt nicht das machen, was wir alle 
Jahre gemacht haben : Ich will nicht auf 
den zeigen, der dafür verantwortlich ist ; 
schlechthin ist dies natürlich die Geschäfts­
führung dieser Gesellschaft. 

Und nach all dem, was der Rechnungshof 
bis zu diesem Zeitpunkt entdeckt hat, was 
schlecht und falsch gemacht worden ist, 
kommt er bei seiner Schlußbesprechung am 
2. Mai des Jahres 1962, also zu einem Zeit­
punkt, als das Stammkapital 5 Millionen und 
der Anteil der Republik Österreich 4,9 Millionen 
betragen hat, zu dem Schluß : Auf Grund all 
dessen, was sich bisher ereignet hat, wäre es 

besser, man würde diese Gesellschaft auf­
lösen. Was es heißt, wenn der Rechnungshof 
eine so bestimmte Formulierung in seinen 
Bericht hineinnimmt und wie damals auch 
bei der Schlußbesprechung bringt, weiß jeder, 
der hier bereits mehrmals Gelegenheit gehabt 
hat, solche Formulierungen unseres Kontroll­
organs zu qualifizieren. 

Nun kommt etwas, was eigentlich die 
Ursache dafür ist, daß ich diese Frage auch 
hier im Haus auftischen will. 

Einige Wochen später, nämlich am 28. Juni 
1962, findet eine ordentliche Generalversamm­
lung dieser Gesellschaft statt. Die Teil­
nehmer an dieser Generalversammlung, unter 
ihnen auch der Vertreter des Finanzministe­
riums, der Republik Österreich, haben doch 
gewußt, was der Rechnungshof bereits am 
2. Mai auf Grund der Vorfälle empfohlen hat. 
Diese Generalversammlung beschließt dem 
Rechnungshof zum Trotz, das Stammkapital 
von 5 Mi1lionen auf 25 Millionen zu erhöhen, 
wobei nun der Bundesanteil 24,9 Millionen 
beträgt . Mir kommt das so vor, als hätte 
man, wie das vielfach auch in Betrieben ge­
schieht, auch in diesem Fall gesagt : Was 
geht denn uns der Rechnungshof an ! 

Ich möchte nur so am Rande folgendes 
bemerken : Mir hat erst vor wenigen Monaten 
ein Vorstandsdirektor der verstaatlichten Indu­
strie, den ich darauf aufmerksam gemacht 
habe, daß eine konkrete Frage einmal vom 
Rechnungshof kritisiert werden werde, ge­
sagt : Haben Sie vielleicht vor dem Rechnungs­
hof Angst � Er fragt mich, den Abgeordneten, 
ob ich Angst vor dem Rechnungshof habe, 
weil ja nachweislich auch auf Grund der 
strengsten Kritik de facto keine Sanktionen, 
auch nicht von diesem Parlament, gesetzt 
werden !  Ich habe das Gefühl, daß auch in 
diesem Fall eine ähnliche Einstellung vor­
handen war. Ich erlaube mir - obwohl 
ich weiß, was Sie auch mir sagen werden -, 
Ihnen, Herr Dr. Korinek, die Frage zu 
stellen : Warum hat man an diesem 28. Juni 
1962, obwohl man sich dessen bewußt war, 
was der Rechnungshof empfohlen hat und auch 
dem Parlament vorschlagen wird, förmlich 
zum Trotz dieses Grundkapital so enorm 
erhöht ? 

Damit hängt das zweite Kriterium zu­
sammen : All diese Erhöhungen des Stamm­
kapitals beruhen auf einer rechtlichen Grund­
lage, die an sich problematisch ist. Der 
Name "Göring" soll jetzt nur so zur opti­
sehen Beleuchtung des Pro blemes dienen, 
er hat sachlich sicher keine Bedeutung, weil 
in unserer Rechtsordnung auch einige andere 
Gebiete noch immer durch deutsche Normen 
geregelt sind. Diese Aktionen des Finanz-
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ministeriums basieren auf einer Verordnung 
aus dem Jahre 1941, unterschrieben von 
Göring. In dieser Verordnung heißt es : 
"Die Ausgabe von Aktien, Zwischenscheinen, 
Genußscheinen und ähnlichen Rechten so­
wie die Begebung von Anteilen am Stamm­
kapital einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung an den ersten Erwerber bedürfen 
der Genehmigung des Reichswirtschaftsmini­
sters ; eine solche Ausgabe oder Begebung 
ist rechtswirksam, auch wenn sie der Ge­
nehmigung ermangelt. "  

Diese Transferierung von Bundesmitteln 
ist tatsächlich hinter den Kulissen des Parla­
ments erfolgt. Ich möchte doch sagen, daß 
diese Praxis nicht nur bei der Kongreß­
gesellschaft geübt wurde und noch geübt 
wird, sondern daß, wie ich gehört habe - ich 
will das nicht im Detail anführen -, auch 
bei vielen anderen Beteiligungen des Bundes 
kraft dieser "Göring-Verordnung" vorgegangen 
wird. Das auf diese Weise außerhalb des 
Budgetrechts des Parlaments transferierte 
Geld geht in die hunderte Millionen Schilling. 
Insofern, meine Frauen und Männer, ist 
diese Frage kein parteipolitisches Pro blem, 
sondern sie hängt mit unserer generellen 
Forderung zusammen, die wir im Hinblick 
auf das Budget haben : Wir müssen uns 
das uns weggenommene Budgetrecht jetzt 
tatsächlich auch im Realen Stück für Stück 
zurückholen. Bei der Reparatur unseres Haus­
haltsrechts wird es notwendig sein, auch 
durchzusetzen, daß diese "Göring-Verordnung" 
verschwindet. Eigenartigerweise habe ich er­
fahren, daß das Justizministerium im Zu­
sammenhang mit der Beratung des Aktien­
rechtes schon versucht hat, diese Verordnung 
wegzubringen, und daß dies leider auf Grund 
verschiedener Widerstände nicht möglich ge­
wesen ist. 

Meine Damen und Herren ! Man könnte 
sagen : Bis zu diesem Punkt haben wir das 
schon im Rechnungshofausschuß vorgebracht, 
und der Finanzminister hat gesagt : Wir 
werden prüfen, ob wir die Gesellschaft wirk­
lich auflösen sollen. Auf die anderen Fragen 
hat er nicht konkret geantwortet. 

Nun flattert, vielleicht zufällig, aus Tirol 
ein interessantes Flugblatt - kein soziali­
stisches - zu uns. 

Herr Dr. Geißler ! Sie haben gesagt, er­
freulich an diesem Bericht sei, daß es keinen 
Skandal gab. Für die katholischen Männer 
in Tirol, die sich im Tiroler Arbeitsbund zu­
sammengeschlossen haben, scheint einiges im 
Zusammenhang mit der Kongreßgesellschaft 
doch ein Skandal zu sein, denn in diesem 
Flugblatt heißt es : "Skandal um die Dogana 1"  
Hier werden einige konkrete Fragen an die 

Volksvertreter gerichtet. Ich will das Blatt 
nicht immunisieren, ich muß nur einige 
Zitate daraus bringen, damit wir die konkret 
an uns gerichteten Fragen auch richtig ein­
schätzen können : 

"Ist es richtig, daß die Projektierung oder 
die Bauführung für das Kongreßhaus Dogana, 
ein Bauwerk öffentlichen Interesses, von den 
öffentlichen Stellen der Kongreß. Ver­
anstaltungsgesellschaft . . .  übertragen werden 
soll '? " 

Dann wird die ganze Kritik des Rechnungs­
hofes an der Kongreßgesellschaft zitiert, und 
die Frage 3 lautet : 

"Ist es zutreffend, daß die Kongreß-Ver­
anstaltungsgesellschaft (KVG), Wien I.,  Josefs­
platz 6, die Projektierung oqer die Bau­
führung des Kongreßhauses ohne öffentliche 
Ausschreibung . .  , an die Wiener Architektin 
Dipl.-Ing. Helene Koller-Buchwieser, Wien 1. , 
Bellariastraße 10, und an einen Innsbrucker 
Architekten bereits vergeben hat 1 "  

,,5. Ist e s  richtig, daß der Ministerialrat im 
Bundesministerium für Finanzen, Dr. Josef 
Koller, bei den Generalversammlungen der ' 
Kongreß-Veranstaltungsgesellschaft (KVG) die 
Republik Österreich, welche 99,7 Prozent 
der Geschäftsanteile dieser Gesellschaft be­
.,itzt, vertreten hat 1"  

, ,6. Ist den öffentlichen Stellen, Volksver­
tretern und Behörden bekannt, daß Ministerial­
rat Dr. Koller . . .  mit Frau Dipl.-Ing. Helene 
Koller-Buchwieser verheiratet ist . . . 1" 

Es werden eine Reihe anderer Fragen 
gestellt, und zum Scbluß folgt der Aufruf 
zur Ordnung und Sauberkeit. 

Ich überwerte jetzt nicht den Ton eines 
solchen Flugblattes. Dieses Flugblatt wurde 
in einer Auflage, die ich nicht kenne, ver­
teilt. Wir haben ein paar Wochen vorher 
über das alles gesprochen. Ich wiederhole 
daher die Fragen : 

1 .  Hat die Kongreß-Veranstaltungsgesell­
schaft mit beschränkter Haftung mit dem 
Kongreßhaus Dogana etwas zu tun ? Ja oder 
nein ? 

2. Stimmt es, daß auch bei diesem Projekt 
keine öffentliche Ausschreibung erfolgt ist, 
obwohl der Rechnungshof diese 1 ,6 Milliarden, 
die verbaut wurden, wobei es keine öffentliche 
Ausschreibung gab, kritisiert hat � 

3. Stimmt es, daß diese nun für Innsbruck 
vorgesehenen Bauaufträge der Frau des Herrn 
Ministerialrates ohne Ausschreibung gegeben 
worden sind � Denn sollte es so sein -
Herr Finanzminister , ich kenne weder den 
Herrn Ministerialrat noch die Initiatoren dieser 
Aktion -, so taucht doch leise der Ver­
dacht des Amtsmißbrauches auf. Wenn das 
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so ist, frage ich Sie : Was hat das Bundes­
ministerium für Finanzen, das ja von diesem 
Flugblatt Kenntnis erhalten haben dürfte, 
da auch Wiener Tageszeitungen darüber ge­
schrieben haben, gemacht, um zu unter­
suchen, ob der hier auftauchende Verdacht 
des Amtsmißbrauches gerechtfertigt ist ? 

Ein weiteres : Bis zum 31 .  Dezember 1960 
hat das Finanzministerium dieser Gesellschaft 
über die Erhöhung des Stammkapitals hinaus 
noch Darlehen in der Höhe von 23 Millionen 
Schilling gewährt, wie der Rechnungshof 
schreibt : "über deren Rückzahlung keinerlei 
Vereinbarungen getroffen wurden" ! 

Jetzt kommt das letzte - ich bringe das 
ganz leidenschaftslos, meine Herren - :  Wenn 
man das Handelsregister durchblättert und 
herauszufinden versucht, wer neben der Art, 
wie hier die Finanz bürokratie disponiert hat, 
für diese Geschäftsführung einer Gesellschaft 
mit 99 Prozent Bundesanteil wirklich ver­
antwortlich ist, dann taucht bei dieser Kon­
greß-Veranstaltungsgesellschaft ein Geschäfts­
führer auf, der bei einer Reihe anderer Ge­
sellschaften, an denen der Bund mit 50 bis 
90 Prozent beteiligt ist, ebenfalls Gesellschaf­
ter ist, wobei zwischen den Gesellschaften 
Verflechtungen bestehen. 

Meine Damen und Herren ! Ich will jetzt 
keine Verdächtigung aussprechen, aber ich 
frage mich tatsächlich : In welcher Art werden 
AnteHsrechte des Finanzministeriums praktisch 
verwaltet ? Welche Gründe gibt es dafür, 
bei einer Fremdenverkehrsförderungs-Gesell­
schaft ohne Parlamentsbeschluß einen Bundes­
anteil von 60 Prozent zu übernehmen ? Welche 
Gründe gibt es, sich an einer Österreichischen 
Europahaus-Gesellschaft mit 50 Prozent zu 
beteiligen, ohne das Parlament zu befragen � 
Ich habe nichts gegen die Europahaus-Ge­
seIlschaft, obwohl ich einmal gerade den 
Herrn Finanz minist er Dr. Klaus in drei 
Anfragen konkret darüber befragt habe, worauf 
er mir nur mit Ja und Nein geantwortet 
hat. Aber ich fühle, daß hier etwas außer­
halb der parlamentarischen Beeinflussung ge­
schieht. Wir sollten uns, meine Damen und 
Herren, ernstlich bemühen, bei den kommen­
den Verhandlungen um das Haushaltsrecht 
und bei der guten und erfolgversprechenden 
Statuierung des Budgetrechtes zu verhindern, 
daß weiterhin auf diese Art und Weise Finanz­
politik betrieben wird. 

Kollege Reich hat gesagt, wir hätten ein 
"Klaus-Trauma" . (Abg. Ze illinger :  "Kla u s­
Drama" hat er gesagt ! - Abg. Buchane k : 
Das kommt erst ! - Heiterkeit bei der BP().) 
Meine Damen und Herren ! Wir wollen die 
Legende vom "Sparmeister Klaus" auch in 
dieser Debatte zerstören. Denn hier erzählen 
Sie uns etwas, was Sie nicht beweisen können. 

In der "Südost-Tagespost" steht eine Würdi­
gung des damaligen Finanzministers Dr. Klaus. 
Da findet sich folgender Satz : "Bei der Re­
gierungsbildung nach den letzten National­
ratswahlen schied er aus dem Kabinett, weil 
seine Grundsätze der Sparsamkeit, der Sach­
lichkeit und des Gemeinwohles in der Führung 
der Finanzpolitik immer wieder durchkreuzt 
worden sind." Das klingt schön. Ich habe 
hier - das habe ich auch im Ausschuß ge­
sagt - ein Schreiben, gezeichnet vom dama­
ligen Finanzminister Dr. Klaus, im Zusammen­
hang mit der Stammkapitalerhöhung auf 
25 Millionen Schilling - ein paar Wochen 
nach der Kritik des Rechnungshofes. In 
diesem Schreiben hat Herr Klaus den Ver­
treter des Ministeriums in dieser Gesellschaft 
ermächtigt, die Erhöhung sogar bis zu 45 Mil­
lionen Schilling durchzuführen. Ich weiß 
nicht, warum es nur 25 Millionen Schilling 
geworden sind, aber hier steht es schwarz 
auf weiß : Sie sind ermächtigt, auf 45 Millionen 
Schilling zu erhöhen. 

Meine Damen und Herren ! Das geschah 
in einem Zeitpunkt, in dem wir, ich glaube, 
die 9. Novelle zum ASVG. vorberaten haben. 
Ich weiß nur, daß es ein Betrag von 40 Mil­
lionen Schilling war, den wir schon im letzten 
Quartal des Vorjahres für derartige Aktionen 
haben wollten. Herr Minister Klaus hat da­
mals damit gedroht, er werde demissionieren, 
weil wir uns die 40 Millionen Schilling nicht 
leisten können. Gleichzeitig wurde aber ohne 
Parlamentsbeschluß die Bürokratie still er­
mächtigt, hinter unserem Rücken einfach 
45 }U[lionen Schilling zu geben. 

Meine Damen und Herren ! Ich will meine 
Rede nicht mit einem politischen Angriff 
gegen die ÖVP beenden, sondern mit einem 
Angriff gegen jene, die bis jetzt hinter unserem 
Rücken Finanzpolitik gemacht und dabei 
gezeigt haben : Sparen, ja - das kann man 
dort, wo man vielleicht Wohltaten erweisen 
kann. Aber in anderen Fällen, wie zum Bei­
spiel im Falle der Kongreß-Veranstaltungs­
gesellschaft mit beschränkter Haftung, hat 
man bewiesen, daß man das Geld beim Fenster 
hinausgeschmissen hat ! (Anhaltender Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Schwer das Wort. 

Abgeordneter Dr. Schwer (ÖVP) : Hohes 
Haus I Meine Damen und Herren ! Beim 
Bundesrechnungsabschluß haben wir es be­
kanntlich mit einer Gegenüberstellung der 
im Bundesvoranschlag präliminierten Ein­
nahmen und Ausgaben mit dem tatsächlichen 
Gebarungserfolg zu tun. Nun haben wir 
in diesem Haus in den letzten Jahren wohl 
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kaum eine Budgetdebatte durchgeführt, bei 
der nicht die Frage der Subventionen an die 
Landwirtschaft Gegenstand mehr oder weni­
ger heftiger Auseinandersetzungen gewesen 
wäre. Diese Auseinandersetzungen finden dann 
auch immer wieder ihren Niederschlag in 
der Presse. Auf der einen Seite versucht man, 
die Dinge so darzustellen, als ob beispiels­
weise die Milchpreisstützungen, die Brot­
getreidestützungen echte Subventionen an 
die Landwirtschaft wären, auf der anderen 
Seite ist man klarerweise bemüht, dies in 
Abrede zu stellen und zu sagen, das ist eine 
Maßnahme zugunsten der Konsumenten. 

Ich möchte mich heute nicht neuerdings 
in diese Streitfrage einlassen, sondern werde 
mich bemühen, an Hand des Rechnungs­
abschlusses und des Einschauberichtes des 
Rechnungshofes ohne jegliche Kritik jene 
Stellen zu beleuchten, die irgendwie eine 
Subvention zum Gegenstand haben. Da wird 
sich dann sehr bald herausstellen, wie sich 
die Schwergewichte verlagern. 

Wir haben als bäuerliche Abgeordnete 
durchaus nichts dagegen, wenn uns vorge­
rechnet wird, daß laut Rechnungsabschluß 
beispielsweise 782 Millionen Schilling Preis­
ausgleich für Brotgetreide, 1 ,2 Milliarden 
Schilling für Milch, 68,3 Millionen Schilling 
für Futtermittel und 318 Millionen Schilling 
für Düngemittel gewährt wurden. Dabei 
handelt es sich teilweise sogar um beacht­
liche überziehungen, die in diesen Beträgen 
enthalten sind und die im Rechnungshof­
ausschuß j a  auch von seiten des Herrn Ab­
geordneten Dr. Migsch einei' eingehenden 
Betrachtung unterzogen wurden. 

Ich wundere mich nur, daß der Rechnungs­
hof in seinem Einschaubericht einen land­
wirtschaftlichen Betrieb anführt , der unter 
den denkbar günstigsten Produktions- und 
Absatzbedingungen trotz dieser Preisstüt­
zungen und Agrarsubventionen mit einem 
Defizit von 66.000 S abschließt. Es handelt 
sich hier allerdings nicht um einen bäuerlichen 
Betrieb, sondern um eine dem Erholungs­
und Genesungsheim der Bundesbahnen ange­
schlossene Landwirtschaft. Der Herr Sozial­
minister ist mir im Rechnungshofausschuß 
die Antwort darauf schuldig geblieben, wie 
es denn möglich ist, unter diesen optimalen 
Voraussetzungen passiv zu sein. Zwischen­
rufer von der sozialistischen Seite haben 
dann allerdings die Bemerkung gemacht, 
daß das eben darauf zurückzuführen sei, 
daß dieser Betrieb nicht in den Genuß der 
Agrarsubventionen käme. Ich habe mich in 
der Zwischenzeit sehr genau informiert und 
kann sagen, daß dies nicht stimmt. 

Es wäre sehr verlockend, hier jetzt eine 
eingehende Analyse der tatsächlichen Lage 
unserer Landwirtschaft anzuschließen . Aber 
ich habe dazu nicht die Zeit und möchte 
daher nochmals wiederholen : Man kann uns 
ruhig vorhalten, was im Rechnungsabschluß 
1962 alles an öffentlichen Mitteln für die 
Landwirtschaft ausgewiesen wird. (Präsident 
Wallner  übernimmt den Vorsitz.) 

Wenn es aber gewissen Presseleuten und 
Zeitungsschreibern in diesem Zusammenhang 
wieder gefallen sollte, die Bauern als "pr ag­
matisierte Almosenempfänger" und die Land­
wirtschaft als ein Faß ohne Boden zu bezeich­
nen, oder wenn man sich sogar wieder zu 
Formulierungen versteigen sollte, daß die 
Bauern im Faulbett liegen und sich mit 
Steuergeldern mästen lassen, dann müßte 
ich in aller Schärfe und in derselben Sprache 
auch einmal auf jene "staatlichen Almosen­
empfänger" hinweisen, die nicht der Landwirt­
schaft angehören. Es gibt auch noch andere 
Fässer ohne Boden, in die der Schilling des 
österreichischen Steuerzahlers fließt, und zwar 
ohne daß daran allzuviel Anstoß genommen 
wird. 

Ich erachte es daher als notwendig, einmal 
ganz objektiv und sachlich aufzuzeigen, welche 
öffentlichen Zuwendungen den verschiedenen 
Sparten der übrigen Wirtschaft, der sozi�len 
Wohlfahrt und der Kultur zukommen. 

Da ist einmal der Sektor der Sozialver­
sicherung mit einem im Voranschlag 1962 
vorgesehenen Staatszuschuß von 2360 Millionen 
Schilling, der jedoch nicht ausreichte und 
um 273 Millionen Schilling überschritten 
wurde. Allein die Pensionsversicherungsan­
stalt der Arbeiter weist laut Voranschlag 
einen Zuschuß von 1 178 Millionen Schilling 
aus, der ebenfalls um 266 Millionen Schilling 
überschritten wurde. Ich habe noch nie 
gehört, daß man die Rentner beziehungsweise 
die Pensionisten als "pragmatisierte Almosen­
empfänger" bezeichnet hätte. Mit Recht 
würde das einen Sturm der Entrüstung 
nicht nur bei dem betreffenden Personenkreis, 
sondern in der ganzen Bevölkerung auslösen. 

Auf dem sozialen Gebiet wären noch die 
Subventionen für das Gesundheitswesen zu 
nennen, die ebenfalls . . .  (Abg. H orr  : Warum 
sagen Sie nicht, was die Landwirtschaft an 
Subventionen bekommt ? - Gegenrufe bei der 
OVP.) Sehen Sie, das ist j a  das, was ich will ! 
Haben Sie meine einleitenden Worte nicht 
gehört 1 Ich habe gesagt : Wir haben gar 
nichts dagegen, wenn Sie uns das vorrechnen. 
Aber es soll in diesem Hause auch einmal 
festgestellt werden, was die anderen bekom­
men ! 

Es wären also noch die Subventionen für 
das Gesundheitswesen zu nennen, die ebenfalls 
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einige hundert Millionen Schilling ausmachen. versorgung der Volkswirtschaft ist abet: mit 
(Weitere Zwischenrufe des Abg. H orr.) Meine hohen Subventionen belastet." - Ich wieder­
Damen und Herren auf der linken Seite, hole : mit hohen Subventionen belastet ! -
werden Sie doch nicht unruhig ! (Heiterkeit , , 1960 schloß der verstaatlichte Kohlenberg­
bei der SPO.) Ich greife Sie ja gar nicht an ! bau mit einem Gesamtdefizit von 66 Millionen 
Das sind ja rein sachliche Feststellungen Schilling, 1961 bereits mit einem solchen von 
und keine Kritik. (Abg. Horr:  Sagen Sie 120 Millionen Schilling ab ." - Beachten 
auch, was die Landwirtschaft bekommt !) Das Sie bitte, daß hier auch der Rechnungshof 
tun Sie j a  ohnehin bei jeder Gelegenheit, Defizit mit Subvention gleichstellt . Das ist 
das brauche doch ich als Agrarier nicht zu also keine Erfindung von mir. 
machen ! (Heiterkeit bei der (j VP.) Weiter heißt es - ich zitiere wieder wört-

Ein weiteres Beispiel : Die Gebarung der lich - :  ,,Bollten entgegen der wirtschaftlichen 
Österreichischen Bundesbahnen schließt 1962 Überlegung rein sozialpolitische Erwägungen 
mit einem Defizit von 2,3 Milliarden Schilling eine ,Gesundschrumpfung' des Kohlenberg­
ab. Ich weiß schon, daß zwischen der nach baues verhindern, müßten die hiefür erfor­
der österreichischen Volkseinkommensrech- derlichen Unterstützungsbeträge" (Zwischenrufe 
nung sehr eng gezogenen Begriffsbestimmung bei der SPO) - ich zitiere den Rechnungshof­
der Subventionen und einem Defizit theoretisch bericht - "als solche im Bundeshaushalt 
ein Unterschied besteht. Aber ob es sich um ausgewiesen und dürften die Subventionen 
Preisausgleichsmaßnahmen für die Grund- nicht durch Gewährung von Bundesdarlehen, 
nahrungsmittel, um Zuschüsse an die Sozial- deren Rückzahlung von vornherein aussichts­
versicherung oder um eine Defizitabdeckung los erscheint, verschleiert werden. "  
in der Verkehrswirtschaft oder i m  Bereich Bezüglich der Kohlenbergwerke Fohnsdorf 
der verstaatlichten Betriebe handelt - prak- und Seegraben vermerkt der Rechnungshof­
tisch kommt es auf dasselbe heraus : Der Staat bericht einen Betriebsverlust von 75 Millionen 
muß zahlen, muß öffentliche Mittel, muß Schilling, "der ohne staatliche Subvention 
Steuergelder zur Verfügung stellen. aus den positiven Ergebnissen des Eisensektors 

Ich gebe zu, daß wir in der Kritik an der der geprüften Gesellschaft gedeckt werden 
Defizitwirtschaft der Bundesbahnen auch nicht mußte." Was heißt : '. ohne staatliche Sub­
immer sehr zurückhaltend sind, aber Sie wer- vention, aber aus den positiven Ergebnissen 
den in keiner landwirtschaftlichen Zeitung, des Eisensektors � Das ist ja wieder g'hupft 
in keiner Bauernzeitung jemals gelesen haben, wie g'sprungen ! 
daß wir einen Arbeiter oder einen Angestell- Von 1945 bis 1961 hatte der Betrieb Fohns­
ten, der mit einer sehr weitgehend ver billig- dorf Verluste von insgesamt 320 Millionen 
ten Wochenkarte jeden Tag Dutzende Kilo- Schilling, die mit verschleierten Subventionen 
meter von seinem Wohnort zum Arbeitsplatz abgedeckt werden mußten. Der Rechnungs­
und zurück fährt, j emals als "Almosenempfän- hof stellt fest, daß bei dem jährlichen Be­
ger des Staates" bezeichnet hätten. triebsverlust in der Höhe von 36 Millionen 

Zum Ressort des Verkehrsministers gehören Schilling jeder "gesicherte Arbeitsplatz" eine 
aber nicht nur die Bundesbahnen , sondern Subvention von jährlich 20.000 S bedeute. 
auch die Post- und Telegraphenanstalt. Diese (Ruf bei der SP(j : Das ist immer noch besser 
schließt 1 962 mit einem Gebarungsabgang als Arbeitslose !) Ja, ich gebe Ihnen vollkom­
von 342 Millionen Schilling ab, für den schließ- men recht. Aber warten Sie doch, bis ich die 
lieh auch die Gesamtheit der Steuerzahler Schlußfolgerungen daraus ziehe. Seien Sie 
aufzukommen hat. doch nicht so voreilig, ich stelle ja nur einmal 

Wenn ich mich nUn dem Bereich der ver- fest. 
staatlichten Betriebe zuwende, möchte ich Als Ergänzung möchte ich noch die verstaat­
nur die paar Fälle, die nach dem Tätigkeits- lichte Hofherr-Schrantz AG. anführen. Sie 
bericht des Rechnungshofes ebenfalls weit- scheint zwar im Rechnungshofbericht nicht 
gehend eine Stützung aus öffentlichen Mitteln auf, doch Fachleute haben ermittelt, daß der 
erfahren haben, herausgreifen. Es ist bei- österreichische Staat seit Übernahme dieses 
spielsweise die Werkzeugfabrik Pallauf ge- Betriebes 1 16,2 Millionen Schilling aufwenden 
nannt, von der es heißt, daß die Betriebs- mußte. Das bedeutet bei einer durchschnitt­
führung durch finanzielle Subventionen der lichen Belegschaft von 520 Personen eine 
Alpine ermöglicht wurde. Der monatliche Subventionierung von 223.700 S pro Arbeits­
Zuschuß pro Arbeitskraft betrug mehr als platz. 
2000 S.  Meine Damen und Herren ! Ich habe diese 

Über den verstaatlichten Kohlenbergbau Beispiele nicht angeführt, um Kritik daran 
ist zu lesen - ich zitiere wörtlich - :  "Dieser zu üben, daß zur Sicherung jedes der insgesamt 
bescheiden zu nennende Anteil an der Energie- i 2370 Arbeitsplätze eine durchschnittliche Sub-
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ventionierung von rund 30.000 S erforderlich 
war. Aber ich frage Sie : Welcher Sturm 
würde durch den Blätterwald der öster­
reichischen Presse gehen, und wie oft würde 
man es uns hier in diesem Hause vorrechnen, 
wenn 2370 landwirtschaftliche Betriebe im 
extremen Bergbauerngebiet jährlich 30.000 S 
an Beihilfen bekommen würden ? Volkswirt­
schaftlicher Nonsens !,  würde es wieder heißen, 
sinnlose Vergeudung der Steuergelder ! und 
so weiter und so weiter. 

Darf ich das Hohe Haus ferner daran 
erinnern, daß 1962 über 2 Milliarden Schilling 
aus öffentlichen Mitteln für den Wohnbau­
sektor ausgegeben wurden und daß einschließ­
lich der ERP-Mittel von 1948 bis heute weit 
über 20 Milliarden Schilling für Wohnbau­
z wecke aufgewendet wurden. Ich habe noch 
nie gehört, daß die Mieter in den mit öffent­
lichen Mitteln erbauten Wohnhäusern jemals 
als "staatliche Bettgeher" bezeichnet worden 
wären. 

Lassen Sie mich weitere Beispiele anführen, 
die zeigen, welche Mittel der Staat für andere 
Sparten der Wirtschaft ausgegeben hat. Ich 
beziehe mich hier auf den Jahresbericht der 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft. 
Auf Seite 15 sind die Subventionen im Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft und Industrie 
angeführt. Hier finden wir unter anderem 
für Exportförderung, für Ausstellungen, Mes­
sen und Märkte einen Betrag von 128 Millionen 
Schilling ; als direkte Subventionen für Ge­
werbe und Industrie einschließlich der Kredit­
aktionen scheinen 200 Millionen Schilling 
auf. Der Fremdenverkehr ist mit Subventionen 
in der Höhe von 58 Millionen angeführt. 
Im Bereich der Elektrizitätswirtschaft finden 
wir den Betrag von 272 Millionen Schilling. 

Nicht erwähnt sind die Exportrückver­
gütungen, die im Bundesrechnungsabschluß 
zwar auch nicht aufscheinen, aber schließlich 
ebenfalls eine stille Subventionierung des 
Exporthandels darstellen. 

Von den Bundeshaftungen und Bundesdar­
lehen will ich gar nicht reden. Sie bekommen 
auch nicht selten, allerdings in verschleierter 
Form, den Charakter einer Subvention. Das 
ist der Feststellung des Rechnungshofes im 
Absatz 138 a Z. 16 zu entnehmen. 

Übrigens möchte ich vermerken, daß es 
für einen Abgeordneten geradezu unmöglich 
ist, an Hand des Rechnungsabschlusses, aber 
auch an Hand des Bundesfinanzgesetzes das 
tatsächliche Ausmaß an Subventionen fest­
zustellen und zu kontrollieren. Was sich 
hier hinter den Förderungsausgaben, Auf­
wandskrediten und oft nur als Globalsumme 
angeführten Ausgabeposten in allen Ressorts 
an Subventionen verbirgt, das herauszufinden 

dürfte nicht einmal für einen Tim Frazer 
besonders einfach sein. Es kann daher nie­
mand genau sagen, ob die Annahme, die kürz­
lich in einer Tageszeitung vertreten wurde, 
ungefähr stimmt, daß in Deutschland bereits 
ein Drittel und in Österreich sogar zwei Fünftel 
aller Staatsausgaben als Subventionen im 
weiteren Sinne zu bezeichnen sind. 

Wenn das Finanzministerium auf Grund 
eines Verfassungsgerichtshoferkenntnisses zur 
Regelung dieser Materie einen Gesetzentwurf 
vorbereitet hat, so dürfte damit sicher der 
Budgetklarheit ein guter Dienst erwiesen 
werden und eine bessere Kontrolle möglich 
seIn. 

Meine Damen und Herren ! Gestatten Sie, 
daß ich mich abschließend auch noch kurz 
dem kulturellen Bereich zuwende und hier 
auf die BundestheateI' verweise. Diese schließen 
1962 mit einem Defizit von 1 88 Millionen 
Schilling' ab. Es ist mir nicht bekannt, daß 
der verschwindend kleine Prozentsatz öster­
reichischer Staatsbürger, der in den kulturellen 
Genuß einer Aufführung in der Staatsoper 
gelangt, jemals als Almosenempfänger be­
zeichnet worden wäre. 

Ein kleiner Vergleich zur Illustration : Die 
Milchpreisstützung betrug 1962 auf den Kopf 
der bäuerlichen Bevölkerung umgerechnet rund 
1000 S. Auf einen Wiener, deI' durchschnittlich 
einmal im Monat ins Theater geht, entfallen 
indirekt jedoch 1 380 S an Subventionen. 

Meine Damen und Herren ! Es ist nicht im­
mer sehr leicht, der bäuerlichen Bevölkerung, 
die von den künstlerischen Leistungen der 
Bundestheater so gut wie nichts hat, die 
weitreichende kulturelle Bedeutung dieser Ein­
richtungen und die Notwendigkeit ihrer Sub­
ventionierung vor Augen zu führen. Wenn sie 
trotzdem Verständnis dafür aufbringt, dann 
darf sie auch erwarten, daß sie für ihre Lei­
stungen, die im Gegensatz zu den verhält­
nismäßig wenigen Theaterbesuchern jedem 
Staatsbürger zugute kommen, nicht bei jeder 
Gelegenheit eine Diskriminierung erfährt. 

Ich appelliere daher an Sie, meine Damen 
und Herren, und ich appelliere vor allem 
an die Presse : Stellen Sie die Probleme der 
staatlichen Zuwendungen in Form von Sub­
ventionen, Preisstützungen und der Defizit­
abdeckung bei öffentlichen Unternehmungen 
des Bundes nicht einseitig dar, sondern sagen 
Sie um der Wahrheit und Gerechtigkeit willen 
der Öffentlichkeit, daß es außer der Land­
wirtschaft noch sehr viele Kostgeher und 
Nutznießer des Staates gibt" die sich gerade 
auch nicht mit den Brosamen begnügen, 
die vom Tisch der Allgemeinheit fallen. 

Vergessen Sie darüber hinaus aber auch eines 
nicht : Seit der Jahrhundertwende hat die 
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österreichische Bauernschaft an die anderen 
Berufe eine Million Menschen als Arbeits­
kräfte abgegeben. Das ist eine biologische 
und soziologische Subventionierung der Städte 
und Industriezentren, die mit .materiellen Maß­
stäben nicht gemessen werden kann. Mit 
der Ausdehnung der Kinderbeihilfe auch auf 
die Selbständigen in der , Landwirtschaft im 
Wege des Familienlastenausgleichs hat der 
Staat in dankenswerter Weise ein materielles 
Äquivalent für diese laufende biologische 
Subventionierung der übrigen Berufs- und 
Wirtschaftszweige durch den Bauernstand 
geschaffen. 

Meine Damen und Herren ! Versagen Sie 
diesen Menschen, die vielfach im Schatten 
der Konjunktur leben und nur einen beschei­
denen Anteil am allgemeinen Lebensstandard 
haben, auch nicht die ideelle Unterstützung, 
indem Sie ihnen mehr Achtung, mehr Wert­
schätzung und vor allem eine gerechtere 
Beurteilung widerfahren lassen. Ich danke. 
(Beifall bei der () VP.j 

Präsident Wallner: Zum Wort ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Kandutsch gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kandutsch (FPÖ) : Hohes 
Haus ! Die berühmte Feldwiese, die in diesem 
Zusammenhang nicht einem Bild Adalbert 
Stifters, sondern einem sehr scherzhaften 
Wort des ehemaligen Präsidenten Kunschak 
entspricht, nämlich die Rechnungshofdebatte 
in diesem Hause, ist schon ziemlich abge­
grast. Ich habe deshalb die Möglichkeit und 
den guten Vorsatz, kürzer zu sprechen, und 
möchte mich zu Beginn, so wie es viele meiner 
Vorredner getan haben, auch mit einigen allge­
meinen Überlegungen beschäftigen. 

Dieser heutigen Sitzung sind zwei Aus­
schußsitzungen vorausgegangen : die eines 
Unterausschusses, der heute schon sehr häufig 
zitiert wurde, am 6. Februar und eine Aus­
schußsitzung am 19.  Februar. Da ich seit 
dem Jahre 1956 Obmann dieses Ausschusses 
bin, kann ich mit Befriedigung feststeHen, 
daß die Intensität, mit der die Berichte des 
Rechnungshofes behandelt werden, im Hause 
zunimmt und daß sich außerdem das Parla­
ment im Zuge einer allgemeinen Entwick­
lung der Aufwertung mehr und mehr bemüht, 
aus den Berichten des Rechnungshofes mehr 
zu machen als in der Vergangenheit. Vor 
allem war es unser Bestreben, etwas Ähn­
liches zu machen, was das amerikanische Re­
präsentantenhaus seit langem tut. Es ist 
dort eine Art von "public hearing", eine all­
gemeine Erörterung, aber auch eine allge­
meine Kritik eingeführt. 

Ich möchte mich den Rednern anschließen, 
die zum Ausdruck gebracht haben, daß sie 

diese Kritik nicht verstanden haben. Ganz 
zu Recht, wie ich als Vertreter der Oppo­
sition sagen möchte, hat nämlich die öffent­
liche Meinung und haben vor allem die Publi­
zisten immer wieder die Frage aufgeworfen, 
warum sich das österreichische Parlament 
so wenig und so wenig bestimmend in das 
politische Geschehen einmengt. Wenn nun 
einmal ein sehr kräftiges Zeichen eines sol­
chen Eigenlebens zu bemerken ist, dann wird 
sofort von einer V ermengung rechtsstaa t­
licher Prinzipien gesprochen, und dann wird 
auch dieser Schritt wieder einer Kritik unter­
zogen. 

Wir haben niemanden vorgeladen, sondern 
wir haben die Vorstandsdirektoren gebeten 
- im Rahmen der Möglichkeiten, die uns die 
Geschäftsordnung gibt -, in das Haus zu kom­
men. Und sie sind gerne gekommen. Denn 
es war doch ein Mangel in den letzten Jahren, 
daß wir in Abwesenheit der Verantwort­
lichen, der Kritisierten und der zum Teil 
Schuldigen, wie es in der Polemik geheißen 
hat, verhandelt haben, ohne ihnen Gelegen­
heit zu geben, ihren Standpunkt darzulegen. 
Es ist keine Frage : Je mehr Betroffene und 
je mehr Fachleute anwesend sind, umsomehr 
sind auch die Politiker gezwungen - wenn 
Sie mir diesen Ausspruch gestatten -, sach­
lich zu diskutieren. 

Dieser Selbstzwang war also keineswegs 
schlecht, sondern heilsam. Er hat dazu ge­
führt und würde auch in Zukunft dazu führen, 
daß man gewisse Auseinandersetzungen nicht 
mehr in der Form führen kann, wie es in der 
Vergangenheit geschehen ist, denn es sind 
Aufklärungen gegeben und auch Mängel oder 
Fehlschläge eingestanden worden. Aber wer 
kann denn von der produktiven Wirtschaft, 
die im dynamischen Fluß des Marktgeschehens 
steht, erwarten, daß sie nur Erfolge hat und 
keine Niederlage einstecken muß � Das gibt 
es auch in der Politik nicht, viel weniger im 
kommerziellen Bereich, wo man immer schon 
sehr bald feststellen kann, ob eine Disposi­
tion ein kommerzieller Erfolg oder ein Miß­
erfolg war. 

Nun wurde heute schon die Frage des Zeit­
punktes der Behandlung dieses Berichtes und 
der Debatte erörtert. Wir müssen es alle als 
Mangel empfinden, daß ein Bericht, der am 
1 1 .  Oktober 1963 ins Haus kam, erst heute 
in Beratung gezogen wird, weil uns die Bundes­
verfassung vorschreibt, einen solchen Bericht 
innerhalb von sechs Wochen in Beratung zu 
ziehen. Wenn es diesmal zwingende Gründe 
dagegen gab, weil erstens der Bericht später 
ins Haus kam, als vorgesehen war, weil wir 
zweitens infolge der Budgetberatungen und 
anderer, zum Teil widriger Umstände nicht 
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in der Lage waren, eine gründliche Beratung 
eher durchzuführen, so soll uns das nicht ab­
halten, in dem Bestreben einig zu sein, in 
Zukunft diese Frist unbedingt einzuhalten. 

Ich möchte zwei Gesichtspunkte der heu­
tigen Debatte auseinanderhalten : Es sind 
jene Überlegungen, die sich auf die gegen­
wärtige Rechtslage beziehen, und jene, die 
sich mit einer Reform befassen, die wir vor­
nehmen wollen. Bei der gegenwärtigen Situ­
ation wurde zum Beispiel im Ausschuß sehr 
bedauert, daß die Prüfungen zum Teil sehr 
weit zurückliegen und daß der Rechnungshof 
zu gewissen Dienststellen und Unterneh­
mungen zu spät kommt, daß also eine Akt­
setzung der Hoheitsverwaltung oder einer 
Unternehmungsführung viel weiter zurück­
liegt als der Zeitpunkt, zu dem der Rechnungs­
hof prüft. Kollege Uhlir hat daher den Vor­
schlag gemacht, bei Großvorhaben, die sich 
über Jahre erstrecken, durch Zwischenprü­
fungen eine Art von begleitender Einschau 
durchzuführen, während wir im Augenblick 
eine Einschau a posteriori haben, also eine 
klare Auflage an den Rechnungshof, erst dann 
zu prüfen, wenn ein Verwaltungs akt gesetzt 
worden ist. 

Das alles gehört natürlich zur Frage der 
Effektivität des Rechnungshofes, es gehört 
zur Frage, ob das Parlament genügend getan 
hat, um dem Rechnungshof alle Möglich­
keiten in die Hand zu geben, rasch und schnell 
zu prüfen. Wir wissen sehr genau, daß es auf 
diesem Gebiet sehr viele Wünsche gibt, die 
vom Parlament nicht erfüllt wurden. Ich 
erinnere hier an den völligen Unsinn, daß man 
den Beamten des Rechnungshofes nach 
14 Tagen Außendienst nur einen gekürzten 
Spesentarif zubilligt, obwohl der Außendienst 
ihr Normaldienst ist. Als sich aber die Büro­
kratie des Bundeskanzleramtes gegen diese 
Meinung l'ichtete, hat das Parlament dem 
Rechnungshof nicht geholfen, sondern es bei 
der jetzigen unhaltbaren Lösung belassen. 
Aber es gibt noch andere Dinge mehr, die be­
weisen, daß der Rechnungshof von uns nicht 
so unterstützt wurde, wie es notwendig ge­
wesen wäre. 

Wir müssen uns eines vor Augen führen : 
Wenn es auch richtig ist, möglichst zeitnah 
zu prüfen, so halte ich es doch für unmöglich, 
ein System einzuführen, wonach die Prüfung 
gewissermaßen mit den Entscheidungen der 
Verwaltung gleichläuft, synchronisiert ist, so­
da.ß sich Vollziehung und Kontrolle über­
schneiden. Das führt so weit - so hörte ich 
schon einmal -, daß es bei Entscheidungen 
innerhalb der Verwaltung und selbst von 
Wirtschaftsunternehmungen Anrufe oder Dis­
kussionen gibt, ob ma.n die eine oder andere 

Maßnahme setzen soll, damit man sich später 
vor Kritik schützen kann. Das ist ein un­
guter Zustand. Wir haben uns aber hier wieder 
selbst an der Nase zu nehmen und durch die 
Art der Behandlung dieser Berichte dafür zu 
sorgen, daß wir die Entscheidungsfreudigkeit, 
die Risikofreudigkeit und das Verantwor­
tungsbewußtsein in der Hoheitsverwaltung, 
aber auch bei den Wirtschaftsunternehmungen 
nicht erschlagen, indem wir immer nur das 
Negative heraussuchen und nicht auch das 
Positive mutig feststellen. Die Trennung 
von Verwaltung und Kontrolle muß also 
bleiben, es soll keine Vermengung eintreten. 

Es ist im Ausschuß mehrfach gefragt worden, 
wie der Rechnungshof prüfen soll. Es ist 
schon ein Fortschritt, daß das einmal zur Dis­
kussion gestellt wird. Ich habe in den letzten 
Jahren immer nur Kritik gehört, daß je­
mandem das eine oder andere nicht paßt. 
Der Rechnungshof ist aber nun einmal das 
Organ des Nationalrates, und der National. 
rat soll klar und deutlich feststellen, wie er 
sich diese Prüfungstätigkeit vorstellt. Es ist 
zum Beispiel gesagt worden, es sei wichtiger, 
große Überblicke zu geben und sich nicht allzu 
sehr in Kleinigkeiten zu verlieren. 

Ich glaube aber, daß es hier kein einzig 
gültiges System gibt. Auch die Kleinigkeiten 
sind wichtig und von Belang, es soll nur nicht 
den Eindruck der Kleinlichkeit machen. Im 
wesentlichen sollen alle geprüften Stellen das 
Gefühl haben, daß der Rechnungshof die 
Möglichkeit hat, auch Kleinigkeiten aufzu­
decken, die nicht in Ordnung sind. 

Weiterhin ist die Frage ventiliert worden -
damit komme ich schon dorthin, worum es geht, 
nämlich eine Reform des Rechnungshofge­
setzes durchzuführen -, welche Sanktionen 
der Rechnungshof überhaupt habe. Kollege 
Czettel zitierte hier einen Vorstandsdirektor, 
der fragte : Haben Sie denn Angst vor dem 
Rechnungshof 1 - Ich habe allerdings den 
Eindruck, dieser Vorstands direktor hat auch 
keine Angst vor dem Abgeordneten gehabt. 
Die Frage ist eigentlich die : Wenn der Rech­
nungshof das scharf geschmiedete Sch wert 
des Nationalrates wäre, hätte dieser Vor­
standsdirektor eine solche Frage gar nicht so 
leichtfertig stellen können. 

Eines ist sicher, meine Damen und Herren : 
Der Rechnungshof selbst hat zuwenig Sank· 
tionsmöglichkeiten oder Möglichkeiten, Maß· 
nahmen aufzuzeigen, die zu einer Wirkung 
führen. Wie oft hat er denn schon in den 
letzten Jahren festgestellt, daß er auf eine 
gesetzwidrige Verordnung oder auf ein ver­
fassungswidriges Gesetz gestoßen ist ! Was 
hat dann der Nationalrat getan 1 Der Na­
tionalrat konnte nicht sehr viel machen, denn 
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er hat zum Beispiel Entscheidungen des Ver­
fassungsgerichtshofes dadurch ad absurdum 
geführt, daß er die betreffenden Gesetzes­
bestimmungen einfach in den Rang eines Ver­
fassungsgesetzes oder einer Verfassungsbe­
stimmung erhoben hat, was auch nicht der 
Rechtssicherheit und der Rechtsstaatlichkeit 
diente. Wir haben in unserem Antrag auf 
Reform des Rechnungshofgesetzes seit langem, 
ja von Anfang an den Gedanken verankert, 
dem Rechnungshof ein Antragsrecht an einen 
obersten Gerichtshof zu geben, nämlich an 
den Verfassungsgerichtshof, der dann ein 
solches Gesetz oder eine solche Verordnung 
überprüfen müßte. Das wäre zum Beispiel 
eine Möglichkeit, dem Rechnungshof mehr 
Rechte einzuräumen als bisher. 

Weiterhin müßte das Parlament Konse­
quenzen bezüglich der Einflußnahme . ziehen, 
die es auf die Minister hat. Gestatten Sie mir 
hier die ·Wiedergabe einer Erfahrung, die wohl 
niemand bestreiten kann : So wenig es richtig 
wäre, die Entscheidungen, die Erkenntnisse 
der Einschau des Rechnungshofes als sakro­
sankt zu bezeichnen und zu erklären, hier 
handle es sich um die Unfehlbarkeit - das 
wäre völliger Unsinn -, so wenig ist es richtig, 
daß die Fraktionen immer wieder bemüht 
sind, in erster Linie ihre Minister aus der 
Kritik des Rechnungshofes herauszupauken. 
Ich habe in der letzten Ausschußsitzung mit 
dem Schriftführer zusammen bei einem be­
stimmten Ressort mitgezählt : Es waren, 
glaube ich, schon sechs Redner am Wort, 
die alle auf den Rechnungshof losgegangen 
sind, bis der erste Redner kam, der auch am 
Minister etwas auszusetzen hatte. Es zittert 
eben kein Minister, wenn er ins österreichische 
Parlament kommt, auch nicht, wenn er in 
den Rechnungshofausschuß kommt, denn er 
kann sich ja auf die absolute Treue seiner 
eigenen Fraktion verlassen. 

So kommt es, daß der Rechnungshof sehr 
oft das Gefühl hat : Wir haben uns zwar be­
müht, das Beste zu tun, aber letzten Endes 
sind w i r  die Männer auf der Anklagebank 
gewesen. Das ist nicht richtig. Es wäre ein 
Zeichen des vielgepriesenen neuen Geistes, 
wenn es einmal dazu käme, auch die Minister 
der eigenen Couleur auf Grund solcher Fest­
stellungen etwas unter die Lupe zu nehmen 
und zu kritisieren. 

Meine Damen und Herren ! Herr Kollege 
Dr. Migsch hat heute schon über die Vor. 
stellungen berichtet, die er von einer Reform 
des Rechnungshofwesens hat, und auch über 
jene Erfahrungen gesprochen, die wir bei 
unserer Studienreise nach Holland und in die 
deutsche Bundesrepublik gemacht haben. Er 
hat dabei allerdings etwas nicht erwähnt, was 

ich und auch die ausländischen Rechnungs­
höfe als eine sehr entscheidende Grundlage 
eines anderen Systems betrachten : Es sind 
keine monokratisch organisierten Behörden, 
sondern Kollegialbehörden, bei denen der 
Einfluß der Parteien außerordentlich gering ist 
und die auch nicht mehr so sehr im klassischen 
Sinne Organe des Parlaments sind, sondern 
vom Parlament einen gewissen Abstand haben 
und ihre Aufgabenstellung mehr aus dem 
Gesetz als aus direkten Aufträgen des Parla­
mentes herleiten. Aber um so klarer und unbe­
einfiußter sind ihre Entscheidungen, denn sie 
haben in einem gewissen Ausmaß richter­
liche Unabhängigkeit und fassen wichtige 
Beschlüsse in kollegialer Form. Ich bin nach 
wie vor der Meinung, daß das ein sehr wesent­
licher Fortschritt ist, weil es sich da bei um 
eine Form handelt, die sich in den meisten 
anderen Ländern durchgesetzt hat. 

Hier spielt die Frage einer Trennung der 
Prüfung der Hoheitsverwaltung und der Wirt­
schaftsunternehmungen eine ganz entschei­
dende Rolle. Das haben auch wir in Öster­
reich inzwischen erkannt, und es beginnt 
bereits in die Wirklichkeit umgesetzt zu werden. 
Es ist natürlich ein Unterschied, ob man die 
Hoheitsverwaltung, also Vollzugsakte prüft, 
die unter der klaren Ministerverantwortlich­
keit stehen, oder ob es sich um Probleme 
betriebswirtschaftlicher und allgemein unter­
nehmerischer Gestion handelt, die nicht nur 
nicht von der Entscheidungsgewalt eines 
Ministers abhängen, sondern wo wir dem 
Ressortminister diesen Einfluß gar nicht ein­
räumen wollen. Es wäre auch eine Utopie, 
zu meinen, ein Ressortminister könnte zu­
gleich einen Supergeneraldirektor abgeben, 
der in ganz Österreich Unternehmungen der 
verschiedensten Branchen gleichzeitig führt. 
Daß die Berichterstattung hiebei eine große 
Rolle spielt und daß der Schutz dieser Unter­
nehmungen vor Schädigungen durch die Kon­
kurrenz unser aller Anliegen sein müßte, ist 
ebenfalls eine gesicherte Erkenntnis. 

Ich glaube nun nicht, wie Dr. Migsch ge­
meint hat, daß die Frage der Prozentbetei­
ligung der öffentlichen Hand völlig unter­
geordnet sei. Man muß das wohl auch unter 
dem Gesichtspunkt sehen, daß wir in Öster­
reich versuchen - auch der Herr Vizekanzler 
hat in seinem Reformvorschlag eine solche 
Konzession gemacht, wenn man es überhaupt 
so nennen kann -, eine Lösung in Form 
gemischter Gesellschaften zu finden. Es wird 
nur sehr schwer sein, verstaatlichte Unter­
nehmungen mit privaten zusammenzubringen, 
wenn auch diese unter dem Einschaurecht 
stehen, selbst dann, wenn zum Beispiel der 
private Anteil mehr als 50 Prozent ausmacht. 
Vor allem aber würde nach meiner Kenntnis 
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der Rechnungshof dadurch bei weitem über­
lastet und überfordert, denn seine zahlen­
mäßige Stärke reicht schon jetzt zu diesen 
Prüfungen nicht aus, geschweige denn dann, 
wenn eine solche Ausdehnung käme, die ja 
zurzeit auch durch die Aufhebung bestimmter 
Teile des Rechnungshofgesetzes gegeben ist, 
eine Sachlag'3, die der Rechnungshof eigentlich 
gar nicht in dem Ausmaß ausnützen konnte, 
wie das juristisch möglich wäre. Alle diese 
Fragen müssen notwendigerweise gelöst 
werden. 

Ich bin der Auffassung, daß natürlich auch 
dann, wenn die beiden Berichtsteile über 
Hoheitsverwaltung und Wirtschaftsunterneh­
mungen getrennt ins Haus kämen, das Parla­
ment der Öffentlichkeit über das geprüfte 
Unternehmen zu berichten hätte. Aber dann 
in jener Form, in jenem Ausmaß und mit 
jener Verantwortlichkeit, für die das Parla­
ment zuständig ist und nicht der Rechnungs­
hof allein, aus dessen Berichten sich jeder die 
politischen Rosinen herausgepickt hat, die er 
gemeint hat für sich in Anspruch nehmen zu 
können. 

Ehe ich nun einiges über die beiden großen 
verstaatlichten Unternehmungen sage, möchte 
ich ein paar Bemerkungen zum Kapitel 
Finanzen machen. Beim Kapitel Finanzen 
haben wir es heute auch wieder etwas schwer, 
weil der Herr Finanzminister schon in der 
Fragestunde erklärt hat, er sei in statu abeundi 
und daher nicht mehr so richtig in der Lage, 
auf die Dinge einzugehen, ohne damit seinen 
Nachfolger zu präjudizieren. Ich habe mir 
nämlich erlaubt, dem Herrn Minister aus der 
letzten Sitzung eine sehr umfangreiche Schrift 
mit zwei Fakten zukommen zu lassen, und er 
hat mir seine Haltung zur heutigen Sitzung 
wissen lassen, eine Haltung, die ich respek­
tieren muß. Aber ich bitte ihn von dieser 
Stelle aus, diese Angelegenheit seinem Nach­
folger zuzuleiten. 

Im Punkt 66, 26 ist die Zollfreizone Graz 
besprochen. Der Rechnungshof macht hiezu 
die Feststellung, daß sich die Verordnung aus 
dem Jahre 1959, die das Finanzministerium 
erlassen hat und wonach die Einfuhren aus 
den Zollfreizonen von der Umsatzsteuer be­
freit sind, in einem sehr fühlbaren Umsatz­
steuerentgang bemerkbar macht. 

Ich bin dieser Frage nachgegangen und habe 
bis heute versucht, herauszufinden, was die 
Gründe dafür sind, daß der Fiskus, der sonst 
bei Steuerermäßigungen und Steuerbefrei­
ungen keineswegs sehr nachgiebig ist, gerade 
auf diesem Gebiet eine ganz ungewöhnliche 
Großzügigkeit zeigt. Es handelt sich etwa bei 
der Zollfreizone Graz im Jahre 1962 um Ein­
fuhren von 5100 Autos, und der Betrag, 

der hier dem Staat an Umsatzsteuer ent. 
gangen ist, beläuft sich auf mehrere Millionen. 

Sicherlich wird durch die Einhebung von 
Zöllen und natürlich auch durch die Aus­
gleichsteuer auf Autos in Österreich keine 
eigene Produktion geschützt, aber ich habe 
gerade in diesen Tagen von einer Diskre­
panz gelesen zwischen dem, was für den Stra­
ßenbau in Österreich ausgegeben werden 
müßte, um mit der Motorisierung Schritt zu 
halten, und dem, was die öffentliche Hand 
aufwendet. Diese Diskrepanz ist entsetzlich, 
denn es wären 7 Milliarden Schilling not­
wendig, aber 2,3 Milliarden können es nur 
sein. Das bedeutet verstopfte Straßen und 
keine Parkplätze, das ist der motorisierte Mord 
auf den Straßen. Daher ist die Frage aufzu­
werfen : Wer anders soll denn in erster Linie 
den Straßenbau finanzieren, wenn nicht der-
jenige, der sie benützt 1 ' 

So gibt es genügend Gründe, warum man 
bei dieser Einfuhr, die keine volkswirtschaft­
liche Notwendigkeit ist, eine solche Steuer­
befreiung nicht gewähren sollte, zumal im 
Umsatzsteuergesetz nur von einer teilweisen 
Befreiung gesprochen wird und es sich hier 
um eine vollständige Befreiung handelt. Außer­
dem ist diese Verordnung zweifellos nicht 
gesetzesgemäß, da im Gesetz die Elemente 
dieser Verordnung nicht genügend umschrieben 
sind, um nach Artikel 18 der Bundesverfassung 
zu halten. 

In Linz und in Hall betragen diese Steuer­
entgänge ein Vielfaches von denen in Graz ; 
in Graz ist auf diesem Gebiet noch nicht sehr 
viel los. Ich spreche selbstverständlich nicht 
gegen die Zollfreizonen. Aber wenn Zollfrei­
zonen unter dem Prätext gegründet wurden, 
als enorm wichtige Anreizgebiete zur Ver­
stärkung des Handels zu dienen, dann hätte 
man doch keine Umsatzsteuerbefreiung ge­
braucht, um diese Hoffnung zu erfüllen. 
Der Staat ist aber seinerzeit 200 Millionen 
Schilling Haftung eingegangen und hat dann 
später offenbar nur mit der Umsatzsteuer­
befreiung die Zollfreizonen in Schwung bringen 
können. 

Ich behaupte daher, daß diese Verordnung 
auf einer mangelnden gesetzlichen Grundlage 
beruht, daß sie GATT-widrig und volkswirt­
schaftlich ungerechtfertigt ist. Dazu kommt 
noch eines : Ein einheitliches Zoll- und Steuer­
gebiet in Österreich wird in Präferenzzonen 
eingeteilt, zum Schaden der Bundeshauptstadt 
und jener Spediteure und Händler, die in 
Wien leben. Auf meine zweimalige Frage an 
den Herrn Minister, warum man so lange 
zögert, auch in Wien eine Zollfreizone unter 
denselben Voraussetzungen einzurichten, hat 
er mir nichts geantwortet. Aber ich weiß, 
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daß diese Zollfreizone in Wien schon sein 
Vorvorgänger nicht genehmigt hat, weil er 
eben mit dem Steuerentgang rechnen mußte. 
Das geht meines Erachtens auf die Dauer 
nicht. Diese Verordnung sollte aufgehoben 
werden. 

Meine Damen und Herren ! Wir haben 
heute in diesem Hause einen Antrag einge­
bracht, der sich mit der Befreiung der Zei­
tungen von der Zahlung der Umsatzsteuer 
beschäftigt. Nachdem die Postporti für die 
Massendrucksachen anläßlich des letzten Bud­
gets erhöht worden sind, sind sehr viele 
kleinere Zeitungen in Österreich, wie uns nicht 
die Verleger und Herausgeber, sondern die 
Vertreter der Journalistengewerkschaft vor 
Augen geführt haben, in größte Schwierig­
keiten geraten, weil man durch Preiserhöhungen 
eine sehr elastische Nachfrage nicht steigern 
kann. Der Zeitungsmarkt ist in Österreich 
durch die subventionierten Parteizeitungen 
ohnehin genug verstopft. Es besteht hier 
keine echte Konkurrenzwirtschaft. Wenn man 
dle Zeitungen damit belastet, dann ist damit 
die demokratische freie Meinungsbildung in 
Österreich in Gefahr, denn diese beruht auf 
dem Prinzip sehr, sehr vieler Zeitungen. Auf 
Grund des Gesetzes der großen Zahl ist die 
Wahrscheinlichkeit, daß letzten Endes eine 
Meinung herausgebildet werden kann, aus 
der sich dann auch der einzelne Leser ein 
objektives Bild schaffen kann, größer, als 
wenn es unter Umständen nur mehr zur Mono­
polisierung einzelner großer Druckorgane 
kommt. 

Wir sind daher, da Sie uns damals leider 
nicht gefolgt sind, diese Erhöhung der Post­
porti für Massendrucksachen wieder rückgängig 
zu machen, der Meinung, daß die Kompen­
sationsaktion auf dem Umsatzsteuersektor 
gestattet werden sollte, wobei die Journa­
listengewerkschaft festgestellt hat, daß 
in fast sämtlichen westlichen Ländern Euro­
pas eine solche Umsatzsteuerbefreiung gewährt 
wird, zum Teil sogar für die Inserate. Wir 
haben Ihnen vorgeschlagen, zwecks Bedeckung 
diese von mir inkriminierte Verordnung auf· 
zuheben, ehe sie der Verfassungsgerichtshof 
aufhebt, denn damit könnte der Umsatz· 
steuerentgang bei einer Befreiung der Presse 
wettgemacht werden. 

Ich habe dem Herrn Minister auch noch 
eine andere personalpolitische Frage vorgelegt, 
die aus dem Bereich der Zollverwaltung der 
Steiermark stammt. Der Herr Minister hat 
mir mitgeteilt, daß die Überprüfung dieses 
Falles im Gange ist. Es handelt sich um will­
kürliche Versetzungen, es geht um nicht 
durchgeführte Disziplinarverfahren. Da mir 
aber der Herr Minister diese Zusage gemacht 

hat, will ich die Sache heute im Hause nicht 
mehr behandeln. 

Im Bereiche der verstaatlichten Industrie 
hat der Rechnungshof einen sehr interessanten 
allgemeinen Überblick gegeben. Ich bin der 
Auffassung, daß es das Wertvollste ist, was 
er auf diesem Gebiete leistet, daß er das Abge­
ordnetenhaus immer wieder unterrichtet - sei 
es in Form einer allgemeinen Darstellung oder 
sei esin der Behandlung eines speziellen Falles -, 
an welchen Problemen die verstaatlichte In­
dustrie in Österreich krankt, welche Probleme 
vorhanden sind, um uns Gelegenheit zu 
geben, Lösungen zu finden, Auswegmöglich­
keiten zu suchen und in Zusammenarbeit mit 
der Regierung durchzuführen, was schon so 
lange geplant ist und was augenblicklich im 
Stadium einer sehr akuten Diskussion steht. 

Der Rechnungshof stellt im allgemeinen 
Überblick fest, daß die meisten Mängel auf 
dem Sektor der verstaatlichten Unternehmun­
gen darin liegen, daß keine genügende Kapital­
ausstattung vorhanden ist und daß die öffent­
liche Hand keine Sanierung jener Betriebe 
vorgenommen hat, die aus der USIA-Verwal­
tung in österreichische Hände zurückgegeben 
wurden. 

Meine Damen und Herren I In diesem Be­
richt ist auch das Problem Krems enthalten. 
Mit dem Vorstand der VÖEST haben wir 
darüber einen ganzen Nachmittag lang disku­
tiert. Wir müssen aber von vornherein fest­
stellen, daß damals, als die Russen weg­
gegangen sind und einen völlig desolaten Be­
trieb übergeben haben, die verantwortlichen 
Männer Österreichs im Namen ihrer Parteien 
das Versprechen abgegeben haben, daß dieser 
Betrieb wieder saniert werde, daß er in die 
Wirtschaft eingegliedert und krisenfest ge­
macht werde, sodaß in dieser Gegend die 
Arbeitsplätze gesichert werden. Was dann 
kam, war keine Erfüllung dieses erklärten 
"good will", sondern man hat diesen Betrieb 
der VÖEST angehängt und ihr die Möglichkeit 
gegeben, durch einige Zeit hindurch ein be­
grenztes Geschäft mit dem Osten abzuwickeln, 
und zwar nur so lange, als der Osten infolge 
des Mangels an kaltgewalzten Blechen ge­
zwungen werden konnte, auch noch die warm­
gewalzten Bleche von Krems mit zu über­
nehmen. Aber alle Verantwortlichen

' 
mußten 

wissen, daß diese Lieferungen eines Tages 
- und der Zeitpunkt kam früher, als gedacht 
worden war - aufhören. Ich glaube, so kann 
man es auf die Dauer nicht machen. 

Wir haben über diese Frage beim 1 .  Ver­
staatlichungs-Organisationsgesetz gesprochen, 
damals übrigens zum erstenmal auch mit dem 
VÖEST-Vorstand. Wenn eine solche Aktion 
wie diese gemacht wird, also praktisch eine 
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Entschuldungsaktion, an der der Staat 
später aber doch mitwirkt, so hat das Abge­
ordnetenhaus ein Recht, zu erfahren, wie sich 
der Vorstand das Programm vorstellt und 
welche Chancen er diesem Programm auf dem 
freien Weltmarkt gibt. Ich glaube sagen zu 
können, daß es nach den ersten, zum Teil 
etwas krampfhaften Versuchen, unter allen 
Umständen neue Produktionen aufzubauen, 
jetzt doch so aussiebt, als ob man diesem 
Betrieb eine gesicherte Zukunft zubilligen 
könnte, und das ist an sich beglückend. Es ist 
schwierig und nicht bei jedem Betrieb mög­
lich, denn es ist klar, und es gab noch nieman­
den, der das Gegenteil sagen konnte : Für 
bestimmte Unternehmungen, die zurückge­
kommen sind, ist der Markt nach unseren 
Gesichtspunkten für alle Zeiten verloren. 

So richtig es auf der einen Seite ist, Hilfe 
für die sanierbaren Betriebe zu verlangen, 
so unrichtig ist es auf der anderen Seite, den 
Gedanken der Teilkonzernierungen im Be­
reiche der verstaatlichten Industrie so aufzu­
fassen, ewige Kümmerbetrie be an gesunde 
anzuhängen. Ich glaube, das ist eine Konse­
quenz, die man aus dem Fall Krems, aber auch 
aus anderen Fällen ziehen muß, wobei der Rech­
nungshof eine sehr interessante Stellungnahme 
über das Kohlenproblem abgibt, von dem er 
richtig sagt - ich bin der Überzeugung, daß 
er recht hat -: Trotz des schlechten Winters, 
eines Winters, der nicht unseren Breitengraden 
entsprochen hat und der in einem Viertel­
jahrhundert einmal vorkommt, kann man nicht 
behaupten, das Strukturproblem Kohle ge­
löst zu haben. Er sagt auch hier, dieses Struk­
turproblem sei nicht gelöst. Ich glaube, das 
gehört zum Thema des in diesem Hause so oft 
zitierten und urgierten Energieplanes, den es 
mangels ausreichender Kompetenz leider nicht 
gibt. 

Der Rechnungshof stellt weiterhin fest, 
daß es eine Schwäcbe eines unserer gesünde­
sten Betriebe, nämlich der ÖMV, ist, keinen 
eigenen Erdölproduktenvertrieb zu haben. 
Auch das ist eine Frage, über die wir schon 
die längste Zeit reden, ohne daß es jemals zur 
Lösung kommt. Auch hier ist es jene be­
rühmte ideologische Brille, die das verhindert. 

Der Rechnungshof sagt weiters etwas, von 
dem ich glaube, daß es ein ganz großer Vor­
wurf gegenüber allen verantwortlichen Stellen 
ist, daß nämlich die Koordinierung im Rah­
men der verstaatlichten Industrie am meisten 
zu wünschen übrig läßt. Er stellt zwei Grund­
sätze einander gegenüber, indem er sagt, 
unrentable Arbeitsplätze um jeden Preis auf­
rechtzuerhalten sei ebenso unrichtig, wie im 
Bereiche der Programmierung eine Art von 
" Versteinerungstheorie" aufzustellen, indem 

man den Unternehmungen keine Möglichkeit 
gibt, jene Produkte in das Programm aufzuneh­
men, die nun einmal in der Gegenwart und 
in der Zukunft auf dem Markt gängig sind. 

Ich glaube, daß das Überlegungen und An­
regungen des Rechnungshofes sind, von denen 
wir nur sagen können, sie mögen bei der 
Diskussion über die Reorganisation der ver­
staatlichten Industrie auf jenen fruchtbaren 
Boden fallen, den sie verdienen. 

In diesem Zusammenhang ein paar Worte 
über die Alpine. Zwischen Rechnungshof und 
Alpine hat sich eine sehr lange Fehde heraus­
entwickelt, ein Schriftsatzkrieg mit Feststel­
lungen hin und her, was zum Teil auch die 
Ursache dafür war, warum wir den Rech­
nungshofbericht etwas später als geplant 
bekommen haben. Der Rechnungshof hat am 
Anfang festgestellt, daß bei einem Gesamt­
urteil die Lage der Alpine nicht ungünstig 
sei. Die Schwierigkeiten, in die die Alpine 
geraten ist, stammen weniger von Unter­
lassungen und Fehldispositionen des Vor­
standes oder der früheren öffentlichen Verwal­
tung als vielmehr wiederum von der politischen 
Ebene. Die Alpine ist jener Betrieb, der in 
mehrfacher Hinsicht für uns ein Exempel 
dafür sein muß, daß man den Erz-, Eisen-, 
Kommerzstahl- und Edelstahlsektor auf die 
Dauer nicht in einer Einheit halten soll. Zwei­
tens ist es ein Betrieb, der am meisten mit 
gemeinwirtschaftlichen Hypotheken belastet 
war und der auf dem Inlandsmarkt sowohl 
beim Verkauf der Kohle als auch der Walz­
ware Milliardenverluste erlitten hat, wodurch 
schließlich eine Verschlechterung seiner Kapital­
struktur eingetreten ist, die es ihm heute, 
wenn sich der Markt nicht bedeutend erholt, 
sehr schwer macht, diese Zeiten ohne große 
Härten und soziale Erschütterungen zu über­
dauern. 

Das sollten wir uns auf alle Fälle überlegen 
und daraus die Schlußfolgerung ziehen, daß 
es eben nur eine einzige Wirtschaftsverfassung, 
eine einzige Wirtschaftsordnung und nur eine 
Wirtschaftspolitik in Österreich geben soll, 
die nicht zwischen gemeinwirtschaftlichen Be­
trieben der sogenannten Nationalindustrie und 
der übrigen Wirtschaft und Industrie unter­
scheidet. 

Im Unterausschuß haben wir auch sehr viel 
über gewisse technische Streitfragen gehört, 
etwa über Kapazitätsausnützung, Kapazitäts­
messung und so weiter. Das war für uns sicher­
lich sehr interessant. Es ist gut, daß solche 
Dinge im Ausschuß behandelt wurden, denn 
wir alle zusammen sind - seien wir ehrlich -
doch nicht in der Lage, uns selbst als Schieds­
richter aufzuspielen - außer wir tun es in 
Abwesenheit von Fachleuten, dann kann 
jeder einen Fachmann spielen. 

182 
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Das gleiche gilt für die Frage der Provisions­
zahlungen. Wer auf dem internationalen 
Markt tätig ist, hat sich gewissen Usancen 
anzupassen. Es ist ein Unterschied, ob man 
nackte Ziffern in einem Bericht hört und dann 
sagt : Um Gottes willen, das muß doch über­
zahlt sein !,  oder ob man von der Unter­
nehmungsleitung hört, daß es sich darum 
gehandelt hat, einen Markt überhaupt zu 
erobern oder in einem Unternehmen die 
Kapazitäten bei einer bestimmten, in der 
Wirtschaftskrise oder Rezession ungünstigen 
Kostenlage unter allen Umständen auszu­
nützen, auch dann, wenn man zum Beispiel 
Aufträge hereinnimmt, die nichts abwerfen, 
vielleicht sogar einen Verlust bringen oder die 
nur mit hohen Provisionen bezahlt werden 
können. 

Ich möchte am Beispiel der Alpine zeigen, 
wie günstig sich die Zusammenarbeit zwischen 
dem Rechnungshof und den Unternehmens­
leitungen auswirken kann, wenn nicht im 
Vordergrund steht, einer politischen Polemik 
die Grundlage zu liefern, sondern im Interesse 
dieses Unternehmens Mängel aufzuzeigen, von 
denen die Unternehmensleitung infolge Be­
triebsblindheit sehr häufig nichts mehr merkt. 

Etwas, was die Abgeordneten aller Frak­
tionen immer wieder aufregt, sind die ständigen 
Feststellungen des Rechnungshofes über die 
Überschreitungen der Voranschläge, der Bau­
präliminarien, wo bei der Rechnungshof, wie 
uns nachgewiesen wurde, in keiner wie immer 
gearteten Weise nach kleinlichen oder kamera­
listischen Gesichtspunkten vorgeht, sondern 
Überschreitungen der Baukosten von 20 oder 
25 Prozent gar nicht erwähnt ; denn so etwas 
kann sich durch Umplanung in einem Unter­
nehmen ohneweiters ergeben. Wenn es aber 
Überschreitungen um 70, 80, 100 Prozent und 
mehr sind, dann muß man das Gefühl haben, 
daß es sich um eine schwere Fehlplanung 
handelt, ja um eine Fehlinvestition. Den 
Begriff der Fehlinvestition haben wir aber im 
ganzen Rechnungshofbericht im Zusammen­
hang mit der Alpine nie gesehen. 

Worum handelt es sich ? Es handelt sich 
darum, daß die Ein7elunternehmungen und 
Abteilungen, um ihre Projekte im beschränkten 
Budgetprogramm unterzubringen, beim Vor­
stand unterpräliminierte Bauvorhaben ein­
reichen, indem sie notwendige Nebenbauten 
wie Aggregate oder andere erhaltende Be­
triebe im Bauplan nicht angeben, in der Hoff­
nung : Ist dieses Projekt einmal beschlossen, 
bleibt der Zentrale ohnehin nichts anderes 
übrig, als dann die erforderlichen Beträge 
nachträglich zu genehmigen. Wenn ein solcher 
Vorstand darauf hinweisen kann, daß der 
Rechnungshof solche Dinge aufzeigt, wird er 

besser in der Lage sein, den Teilbetrieben eine 
korrektere Erstellung von Kostenvoranschlä­
gen aufzuzwingen, und das ist sicherlich von 
Vorteil für diese Unternehmungen. 

Im Falle der Alpine spielt natürlich das 
Problem Haselgruber und das Problem Wör­
dern eine Rolle. Ich möchte diese Frage heute 
nicht in ihrer ganzen Breite aufrollen. Auch 
hier hat es Darstellung und Gegendarstellung 
gegeben. Wir wissen, daß am Ende die Alpine 
nach dem Geschäft mit Haselgruber mit einem 
Verlust von 22 Millionen Schilling dagestanden 
ist. Die Alpine war aber nicht faul und hat 
erklärt : Wenn wir die Gesamtgeschäfte ver­
rechnen, haben wir daraus noch Gewinn 
gezogen. Tatsache ist, daß es sich auch hier 
primär wieder um ein politisches Problem 
handelt, weil eine Frage, die in den Bereich 
kommerzieller und banktechnischer Über­
legungen gehört hätte, ein politisches Macht­
problem geworden ist, was zu einer Kata­
strophe führte. Jemand hat ein Unternehmen 
gegründet, das zu führen er in keiner Weise 
befähigt war, für das er aber, wie wir wissen, 
Kredite bekommen hat, die in die hunderte 
Millionen gegangen sind. 

Daraus sollten wir die Konsequenz ziehen 
und uns von der Überlegung leiten lassen, daß 
solche Dinge zu vermeiden sind und daß, wie 
ich zum Abschluß sagen möchte, die Aus­
schaltung parteipolitischer Machtkämpfe und 
Machtziele die Grundlage sein muß, wenn man 
überhaupt darangehen will, die Führung der 
verstaatlichten Betriebe ordentlich zu ge­
stalten. Ist dieser Wille nicht vorhanden, wird 
es nur zu faulen Kompromissen kommen. 
Wird aber das personelle Problem nicht gelöst, 
dann werden wir in immer größere Schwierig­
keiten kommen. 

Herr Kollege Dr. Migsch hat heute von 
einem Professor gesprochen, der ins Ausland 
gegangen ist. Es gehen auch andere ins 
Ausland, und es sind andere im Ausland, die 
wir sehr brauchen würden. Ich habe nicht 
den Eindruck, daß es Österreich mit industriel­
len Führungskräften sehr dick hat . (Abg. 
A fr i ts c h :  Es gibt schon auch dicke Führungs­
kräfte !) Ich habe aber auf der anderen Seite 
den Eindruck, daß es auf dem Gebiet der 
Metallurgie und so weiter bereits wieder not­
wendig wäre, sich nach dem Blasstahlverfahren 
etwas Neues einfallen zu lassen. Wir haben das 
Wagnis einer Großindustrie auf uns genom­
men. Diese kann von einer einmal gemachten 
großen technischen Erfindung allein nicht 
leben, sondern sie kann nur leben, wenn wei­
tere Erfindungen gemacht werden. Dazu 
braucht man Geld und Menschen, Menschen, 
die nicht angestellt werden wollen, indem 
man sie parteipolitisch bindet, sondern die 
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in ihrem Wirkungsbereich frei und o hne Bin­
dung arbeiten wollen. 

Ich glaube, die vorliegenden Rechnungshof­
berichte sind wertvolle Grundlagen für diese 
unsere Überlegungen. Sie sollen dazu führen, 
diese Überlegungen zu stärken. Insgesamt 
sollten sie dem Abgeordnetenhaus eine Richt­
linie für eine Politik sein, die es über die 
Kontrolle und dann in Verbindung mit der 
Bundesregierung zum N utz.en Österreichs und 
seines Volkes betreiben kann. (Beifall bei der 
FP(j.) 

Präsident Wallner : Zum Wort ist der Herr 
Abgeordnete Dr. N euner gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter DDr . Neuner (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Der Herr Abgeordnete Dr. Kandutsch 
hat zum Beginn seiner Rede gesagt, daß die 
Wiese schon ziemlich abgegrast ist. Ich muß 
mich dem anschließen und sagen, daß ich als 
Abgeordneter der Wirtschaftstreibenden wohl 
kaum mehr fette Gräser, aber wohl einige 
sehr harte Disteln finde. 

Ich möchte hier, Hohes Haus, über die 
Steuerleistung der verstaatlichten Industrie 
sprechen, soweit sie im Rechnungshofbericht 
zum Ausdruck gekommen ist. Mein Partei­
freund Weiß mann hat bereits im Rechnungs­
hofausschuß einige Zahlen gegenübergestellt. 
Er hat festgestellt, daß sich die Gewerbesteuer­
eingänge von 1 960 auf 1961 insgesamt um 
18 Prozent vermehrt haben, daß aber die 
Anteile, die die verstaatlichte Industrie an 
diesen Gewerbesteuereingängen hat, um 20 Pro­
z.ent geringer geworden sind und daß somit 
die gewerbliche Wirtschaft um 23 Prozent 
mehr an Gewerbesteuer aufgebracht hat. 
Bei der Körperschaftsteuer ist das noch ärger. 
Da sind die allgemeinen Steigerungen der 
Körperschaftsteuereingänge 27 Prozent, die 
verstaatlichte Industrie bringt von 1 960 auf 
1961 weniger Steuern auf. 

Die private Wirtschaft hat demnach nicht 
nur die Steuermehreinnahmen der letzten 
Jahre aufgebracht, sondern auch den Steuer­
abfall der verstaatlichten Industrie tragen 
müssen. Bei aller Bitterkeit, die in dieser 
Feststellung wohl liegen muß, kann sie aber 
auch die freien Unternehmer mit Stolz und 
Zuversicht erfüllen. Nicht zu Unrecht haben 
daher auch die Finanzminister der letzten 
Zeit in ihren Budgetreden von der Hoch­
achtung gesprochen, die sie vor dem öster­
reichischen Steuerzahler haben. Es wäre zu 
hoffen, daß diese Hochachtung in Hinkunft 
auch auf die verstaatlichten Unternehmungen 
ausgedehnt werden kann. (Beifall bei der 
(j VP.) 

Trotz dieses Absinkens der Steuerleistungen 
der verstaatlichten Industrie stellt der Rech· 

nungshof in Absatz 136, 7 fest, daß sich die 
Steuerleistungen der verstaatlichten Industrie 
"in den letzten beiden Jahren auf hohem 
Niveau behauptet" haben. Wer die daran 
anschließenden Zahlen ansieht, der weiß, 
was er von diesen Worten zu halten hat. Ich 
möchte mich auch daher nicht weiter damit 
befassen, wohl aber mit der Feststellung des 
Rechnungshofes, daß er von "buchmäßigen" 
Steuer leistungen spricht. Damit schafft der 
Rechnungshof einen völlig neuen Begriff. 
Denn, Hohes Haus, für uns private Unter. 
nehmer ist es immer noch klar, daß man unter 
"Steuer leisten" "Steuer zahlen" zu ver­
stehen hat und nicht das Beschriften irgend­
einer Zeile in der Buchhaltung. Auch für den 
Staatshaushalt ist nur der Betrag eine Steuer­
einnahme, der gezahlt und nicht nur verbucht 
wird. Diese Formulierung des Rechnungs­
hofes wurde offenbar gewählt, weil die Ab­
gabenrückstände der verstaatlichten Industrie 
ganz besonders angestiegen sind. 

In den Absätzen 71 , 3 und 71 ,  4 stellt der 
Rechnungshof fest, daß die Abgabenrück­
stände der verstaatlichten Industrie Ende 
1961 254 Millionen betragen haben, und 
sagt dann weiters, daß rund ein Drittel un­
echte Rückstände sind, sodaß man also an­
nehmen kann, daß die echten Rückstände 
Ende 1961 164 Millionen betragen haben. 
Diese Rückstände steigen für ein Jahr später, 
also zum 31 .  Dezember 1962, auf 456,6 Millio­
nen Schilling. Weiters stellt der Rechnungs­
hof dazu auf Seite 44 fest : "Bei einem dieser 
Unternehmen ergab sich auf Grund einer 
Betriebsprüfung eine Nachforderung von 
95,7 Millionen, bei einem zweiten Unter­
nehmen ist das Ansteigen der Rückstände 
auf eine hohe Abgabennachforderung ( 120 Mil­
lionen Schilling) auf Grund der Veranlagung 
1961 zurückzuführen." Mit anderen Worten, 
Hohes Haus, heißt das, daß zwei verstaatlichte 
Unternehmungen rund 216 Millionen Schilling 
Steuern zum Teil erheblich später zahlen,. 
als sie hätten zahlen müssen. 

Lassen Sie mich diesen bloß von zwei ver­
staatlichten Unternehmungen verspätet ge­
zahlten 216 Millionen Schilling Steuern einige 
Zahlen gegenüberstellen : Die Steuerleistungen 
der verstaatlichten Industrie im Jahre 1961  
an Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und 
Vermögensteuer, das sind also jene Steuern, 
die in die Betriebsprüfung miteinbezogen 
sind mit Ausnahme der Umsatzsteuer, bei 
der sich ja keine Änderungen ergeben haben, 
betragen 858 Millionen. Davon sind die 
nachgeforderten Steuern auf Grund der Be­
triebsprüfung und auf Grund der Abschluß­
zahlung von 216 Millionen mehr als ein VierteL 

Dieser Steuerrückstand war auch in einer 
Zeit aktuell, als das Budgetsanierungsgesetz 
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1963 geschaffen wurde, um, wie die Erläutern­
den Bemerkungen sagen, "den Bundeshaus­
halt 1963 einigermaßen zu entlasten". Die 
Ausgleichsteuer wurde durch das Budget­
sanierungsgesetz 1963 erhöht und darin eine 
Mehreinnahme von rund 1 10 Millionen Schilling 
präliminiert. Das ist rund die Hälfte des 
Betrages, den bloß zwei verstaatlichte Unter­
nehmungen zu spät zahlen. 

Man kann, Hohes Haus, die Sache auch 
so sehen : Die Konsumenten, die einen mit 
der höheren Ausgleichsteuer belasteten Preis 
bezahlen müssen, aber auch die vielen Unter­
nehmer, die eine Marktsituation vorfinden, 
die es ihnen nicht gestattet, die höhere Aus­
gleichsteuer in den Preis einzubauen, und 
die daher die höhere Ausgleichsteuer selbst 
tragen müssen, können sich bei den zwei 
verstaatlichten Unternehmungen für diese 
erhöhte Ausgleichsteuer "bedanken". 

Oder : Das Budgetsanierungsgesetz 1963 
erhöhte auch die Vermögensteuer um 50 Pro­
zent und präliminierte daraus Einnahmen 
für das Jahr 1963 von 330 Millionen. Die 
Erhöhung hätte glatt unterbleiben können, 
wenn auch die verstaatlichte Industrie die 
Abgaben so pünktlich bezahlt hätte, wie es 
die private Wirtschaft tun muß. 

Oder ein anderer Fall : Das geltende Um­
satzsteuersystem benachteiligt die einstu­
figen Unternehmungen gegenüber den mehr­
stufigen, dag ist schon allgemein bekannt. 
Eine ganz besondere Auswirkung dieser Un­
gerechtigkeit zeigt sich beim Wettbewerb 
im Einzelhandel. Der Abgeordnete Mitterer 
tritt mit einer bewundernswerten Beharr­
lichkeit für eine bloß teilweise Wettbewerbs­
neutralität der Umsatzsteuer ein, die mit 
einer ebensolchen, aber tadelnswerten Be­
harrlichkeit ständig verweigert wird. Dabei 
würde der Mitterer-Plan für die in der Exi­
stenz bedrohten kleinen Einzelhandelsunter­
nehmungen nur rund 50 Millionen Schilling 
kosten, das ist weniger als ein Viertel des 
Steuerbetrages, den zwei verstaatlichte Unter­
nehmungen zu spät bezahlen. 

Angesichts solcher stiller Steuerreserven 
stellt sich auch der Steuerpraktiker die Frage, 
warum dann der so häufig auftretende über­
spitzte Fiskalismus der Finanzverwaltung 
nötig ist ; warum es notwendig ist, zum Bei­
spiel auch die Weihnachtspakete, die ein 
Unternehmer den Kindern seiner Arbeit­
nehmer schenkt, mit Wissen des Finanz­
ministeriums den Lohnabgaben zu unter­
werfen ; warum es notwendig ist, Studienbei­
hilfen, die niederösterreichische Landesbeamte 
nach ihrer Dienstpragmatik für ihre studie­
renden Kinder erhalten, mit Wissen des Finanz­
ministeriums nicht als steuerfreie Ausbil-

dungsbeihilfen zu beurteilen. Es ist vielleicht 
bekanntgeworden, daß der Verwaltungsge. 
richtshof solchen Auslegungen entgegenge­
treten ist. Es fragt sich weiter, warum es 
notwendig ist, den Taubstummen den über­
dies beschämend kleinen Freibetrag für die 
Körperbehinderten zu versagen, weil nach 
Ansicht des FinanzministeI iums das Leiden 
eines Taubstummen "äußerlich nicht erkenn­
bar" ist, welche Worte der § 102 des Ein­
kommensteuergesetzes gebraucht. 

Hohes Haus ! Um ja nicht in den Verdacht 
irgendeiner einseitigen Darstellung zu kom­
men, habe ich hier bewußt nicht aus der 
Vielzahl der Fälle geschöpft, in denen freie 
Unternehmer von einem überspitzten Fis­
kalismus betroffen wurden, sondern Fälle 
genommen, in denen sowohl Unternehmer 
wie Arbeitnehmer belastet worden sind. Be­
achtet man diese Entartungen des fiskalischen 
Denkens auf der einen Seite und andererseits 
die hohen stillen Steuerreserven, so fragt 
man sich dabei, wo die Konsequenz der Fi­
nanzverwaltung bleibt, und vor allem, wo 
hier der Grundsatz der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung bleibt. 

Lassen Sie mich zu diesem Kapitel noch 
ein paar Worte sagen. Wie reagiert die Finanz­
verwaltung bei einem privaten Unternehmer, 
der bei einer Betriebsprüfung eine Nachsteuer 
zu entrichten hat � Ich möchte Ihnen hier 
einen einzigen Fall aus meiner Praxis, einen 
Fall von vielen, vor Augen führen : Zur selben 
Zeit, als dieses verstaatlichte Unternehmen 
die Betriebsprüfung hatte, hatte auch ein 
handwerklicher Betrieb des Buuhilfsgewerbes 
eine Betriebsprüfung. Der Betriebsprüfer 
untersuchte die halbfertigen Arbeiten und 
die richtige Bewertung dieses Bilanzpostens. 
Die Fachleute unter Ihnen werden wissen, 
daß gerade diese Bewertung sehr schwierig 
ist und eine genaue Kostenrechnung zur 
Voraussetzung hat, die dieser handwerkliche 
Betrieb nicht zur Verfügung _ hatte. Der 
Bilanzposten von 1,5 Millionen Schilling 
wurde vom Betriebsprüfer um nur 
34.000 S ,  das sind um nur 2 Prozent, 
für ein Jahr erhöht. Die Fachleute 
unter Ihnen werden auch wissen, daß diese 
Erhöhung des Gewinnes in einem Jahr im 
selben Ausmaß eine Minderung des Gewinnes 
im anderen Jahr bedeutet, also bloß eine 
Gewinnverschiebung. Sofort wurde nach Ab­
schluß dieses Betriebsprüfungsverfahrens ein 
Steuerstrafverfahren gegen diesen Unterneh­
mer "wegen Mangels an Sorgfalt, zu der der 
Steuerpflichtige nach den Steuergesetzen ver­
pflichtet und nach seinen persönlichen Fähig­
keiten imstande war", eingeleitet. Er wurde 
zu einer Geldstrafe von 3000 S verurteilt. 
Das Verfahren, das inzwischen auch schon 
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im Finanzministerium anhängig war, ist seit 
zweieinhalb Jahren noch nicht abgeschlossen. 
Und, Hohes Haus, ich mache es kurz : dieser 
Steuerpflichtige steht im 79. Lebensjahr. 

Hohes Haus ! Wir verlangen nicht, daß 
den Vorstand des betreffenden verstaatlichten 
Unternehmens jener strenge Strafmaßstab 
treffen soll, der bei privaten Unternehmungen 
angelegt wird. Wir müssen aber von der 
Finanzverwaltung verlangen, auf die privaten 
Unternehmer jenen Strafmaßstab anzuwenden, 
der ihr bei den verstaatlichten Unternehmun­
gen als richtig erscheint. (Beifall bei der 
ov P.) Die Forderung auf steuerlich und 
steuerstrafrechtlich gleichmäßige Behandlung 
der verstaatlichten und der privaten Unter­
nehmungen wird um so dringender, je mehr 
sich die Konkurrenz bedingungen zwischen 
diesen Unternehmungen verschärfen. (Beifall 
bei der ÖV P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Bundesminister Probst. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft Probst : Hohes Haus ! Ich möchte 
nur drei Feststellungen zu Darlegungen machen, 
die während der Debatte erfolgt sind. 

Der Herr Nationalrat Schwer hat davon 
gesprochen, daß das Defizit der Österreichi­
sehen Bundesbahnen für das Jahr 1962 ins­
gesamt 2291 Millionen Schilling ausmacht. 
Ich möchte dazu feststellen, daß es sich hier 
nicht um ein reines Defizit in dieser Höhe 
handelt, denn es ist und wäre betriebswirt­
schaftlieh unrichtig, auch die Investitionen 
in der Höhe von 616 Millionen Schilling 
als Abgang zu bezeichnen. 

Die zweite Feststellung, ebenfalls zu der 
Rede des Herrn Nationalrates Schwer : Ich 
möchte auch nur richtigstellen,  daß für das 
Jahr 1962 die Post- und Telegraphenverwaltung 
in der ordentlichen Gebarung einen Abgang 
von nur 1 1 ,6 14.000 S und nicht einen solchen 
von 341 Millionen Schilling hat ; in diesem 
Gesamtabgang ist auch die außerordentliche 
Gebarung mitinbegriffen. 

Zur Feststellung des Herrn Nationalrates 
Reich, warum ich ihm keine Antwort geben 
konnte auf die Frage der Überschreitung 
von 8,690.000 S - er will mich zwar nicht 
dafür verantwortlich machen, wie er selbst 
sagte, weil es sich um einen Bundesrechnungs­
abschluß für das Jahr 1962 handelt -, möchte 
ich ihm sagen, da.ß es sich hier um die Beför­
derungssteuer für den Kraftwagendienst han­
delt, und zwar um eine Steuernachzahlung. 
Die Mehrausgabe wurde aber von den Öster­
reichischen Bundesbahnen selbst durch Ein­
sparung bei anderen Krediten gedeckt. Ich 

darf wohl annehmen, Hohes Haus, daß die 
Österreichischen Bundesbahnen beim Finanz­
minister nicht nachfragen und ein Einver­
nehmen erzielen sollen, ob sie eine Steuer­
nachzahlung an das Finanzministerium leisten 
sollen oder nicht. (Bundesminister Doktor 
Korinek:  Was für feindselige Bemerkungen !) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist der 
Herr Vizekanzler Dr. Pittermann gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

Vizekanzler DDr. Pittermann : Hohes Haus r 
Ich will zuerst zu einem Vorbringen des Herrn 
Abgeordneten Reich eine KlarsteIlung machen, 
und zwar dahin gehen, daß Einladungen zum 
Besuch ausländischer Staatsoberhäupter von 
der Bundesregierung beschlossen werden und 
dieser Beschluß dem Herrn Bundespräsidenten 
zum Übermitteln der Einladung mitgeteilt 
wird. (Abg. Reich :  Daran habe ich nichts ge­
funden !) Die durch die Annahme solcher 
Einladungen erwachsenden Mehrkosten gehen 
also auf die Beschlüsse der Bundesregierung 
zurück. (Abg. Dr. J. Gruber :  Das ist nicht 
kritisiert worden !) Eine solche KlarsteIlung 
scheint aber für spätere Kombinationen an­
gezeigt zu sein. 

Zweitens möchte ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. N euner sagen, daß die Frage 
der Steuerrückstände im Unterausschuß des 
Rechnungshofausschusses behandelt und von 
den mit der Finanzverwaltung in den beiden 
genannten Unternehmungen betrauten Herren, 
die beide von Ihrer Partei dorthin geschickt 
wurden, klargestellt wurde, was, wie ich glaube, 
zur Befriedigung der Mitglieder des Rech­
nungshofunterausschusses beigetragen hat. 

Wenn man in einem Rechnungshofbericht 
bezüglich der Steuerrückstände nur von einem 
einzigen Sektor der Wirtschaft die Steuer­
rückstände anführt, muß Ihnen und auch 
anderen die Möglichkeit fehlen, zu vergleichen; 
ob erstens einmal Steuerrückstände nur in 
diesen Unternehmungen vorlianden sind, und 
zweitens, ob der Anteil an Rückstanden 
dem Verhältnis zwischen der Wertschöpfung 
in diesen Unternehmungen und anderer Ge­
biete der Wirtschaft entspricht. Da diese 
Zahlen im Rechnungshofbericht bedauerlicher­
weise nicht aufscheinen und es mir auch jetzt 
momentan nicht möglich war - ich verstehe 
das -, vom Finanzministerium den Vergleich 
zu erhalten, muß das also bis zur nächsten 
Rechnungshofdebatte offenbleiben. Aber ich 
glaube, Sie haben recht, man sollte das in 
Zukunft bei allen Steuerpflichtigen, die Steuer­
rückstände haben, im Rechnungshofbericht 
anführen, damit man den richtigen und fairen 
Vergleich ziehen kann. Ich werde Sie bei 
einer solchen Forderung gerne unterstützen, 
wie ich mich auch mit Ihnen in der Hoffnung 
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teile, einmal in diesem Haus einen Finanz­
minister zu haben, der die Leistungen der 
verstaatlichten Betriebe gerecht würdigt. (Bei­
fall bei der S p(j.) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist der Herr 
Finanzminister Dr. Korinek gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Korinek : 
Hohes Haus ! Der Herr Abgeordnete Dr. Migsch 
und der Herr Abgeordnete Czettel haben im 
Zusammenhang mit der Diskussion Fragen 
an mich gerichtet, die ich beantworten möchte. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Migsch hat auf 
Überschreitungen im Jahre 1 962 bei den 
Ansätzen für den Erwerb von Anteilsrechten 
hingewiesen. Ich möchte feststellen, daß der 
Überschreitungsbetrag insgesamt 60,548.000 S 
betragen hat, wobei 57,900.000 S auf die 
verstaatlichte Industrie und 2,648.000 S auf 
die Betriebe, für die die Zuständigkeit des 
Bundesministeriums für Finanzen besteht , 
entfallen. 

Der Herr Abgeordnete Czettel hat sich 
ausführlich mit der Kongreß-Veranstaltungs­
gesellschaft befaßt. Ich möchte zunächst 
vorwegnehmen, daß im Rechnungshofbericht 
im Absatz 1 5 1 ,  4 ein bedauerlicher Druck­
fehler steht, dem der Herr Abgeordnete 
Czettel begreiflicherweise gefolgt ist. Es sind 
nicht 1614 Millionen Schilling, sondern tat­
sächlich 1 ,614.000 S. Das bitte ich zur Richtig­
stellung sagen zu dürfen. 

Ich habe bereits in den diversen Ausschüssen 
immer und insbesondere auch im Rechnungs­
hofausschuß darauf hingewiesen, daß man 
über ' die Frage der Gründung von Gesell­
schaften durch den Bund verschiedener Mei­
nung sein kann. Ich habe auch mit meinen 
Auffassungen nicht hinter den Berg gehalten, 
daß ich persönlich kein Freund derartiger 
Gesellschaften bin. Ich habe aber immer wie­
der gebeten, die Gründung derartiger Gesell­
schaften nach dem Zeitpunkt zu beurteilen, 
in dem sie tatsächlich erfolgt ist. Damals 
waren die Bedürfnisse entsprechend anders, 
und das bitte ich nicht zu übersehen. 

Der Herr Abgeordnete Czettel hat an 
mich die Frage gerichtet, warum denn die 
Erhöhung des Gesellschaftskapitals von 5 Mil­
lionen Schilling auf 25 Millionen Schilling 
erfolgt ist. Diese Erhöhung des Gesellschafts­
kapitals ist deswegen erfolgt, um die Kultur­
institute in Paris und New York sowie das 
Palais Palffy ausbauen und ausgestalten zu 
können. Das waren Zwecke, die damals 
allgemein anerkannt waren und für die daher 
diese Gesellschaft eingesprungen ist, wobei 
ich nochmals betone, daß man über die Zweck­
mäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit, sich solcher 

Gesellschaften zur Durchführung gewisser Auf­
gaben zu bedienen, verschiedener Meinung 
sein kann. Vbrigens ist die Erhöhung um 
20 Millionen in der Form vor sich gegangen, 
daß eine Bareinzahlung von 10 Millionen 
erfolgte, während die anderen 10 Millionen 
sich durch Umwandlung aus Darlehen er­
gaben. 

Herr Abgeordneter Czettel hat auf die 
"Göring-Verordnung" verwiesen. Ich habe auch 
schon im Rechnungshofausschuß darauf hin­
gewiesen, daß es sich bei dieser "Göring-Ver­
ordnung" um die Verordnung über den Kapital­
verkehr handelt, die österreichisches Rechts­
gut geworden ist und nach der bei allen 
Kapitalerhöhungen, auch bei Kapitalerhöhun­
gen in der verstaatlichten Industrie, verwaltet 
wird. Diese Verordnung, die kein national­
sozialistisches Gedankengut enthält, ist auf 
Grund der Rechtsüberleitung Bestandteil der 
österreichischen Rechtsordnung geworden. 

Herr Abgeordneter Czettel hat darauf hin­
gewiesen, daß , die Ermächtigung des be­
treffenden Beamten auf eine Erhöhung des 
Kapitals der Kongreß-Veranstaltungsgesell­
schaft auf 45 Millionen Schilling gelautet hat. 
Es ist üblich , daß der Vertreter eines Gesell­
schafters ein Pouvoir bekommt und daß 
daher die Vollmacht auf einen höheren Betrag 
lautet, als es notwendig wäre, um nicht 
durch eine zu gering gehaltene Vollmacht 
die Gesellschafterversammlung zu frustrieren. 
Deswegen ist damals offen bar diese Vollmacht 
beziehungsweise die Ermächtigung zur Er­
höhung auf 45 Millionen ausgestellt worden. 

Hohes Haus ! Ich bitte auch darauf hin­
weisen zu dürfen, daß die Kritik des Abgeord­
neten Czettel, es werde hier mit diesen Kapital­
aufstockungen hinter den Kulissen vorgegangen, 
meiner Auffassung nach denn doch zu hart 
ist. Ich darf daran erinnern, daß in allen 
Bundesvoranschlägen, sowohl im Voranschlag 
selbst als auch in den Teilheften, und ebenso 
im Bundesrechnungsabschluß ausführliche Zer­
gliederungen vorhanden sind. Es kann daher 
jeder Abgeordnete jederzeit ersehen, wie die 
Situation ist. Wenn er es nicht ersieht, kann 
er entsprechende Fragen stellen. Die Tat­
sache, daß der Herr Abgeordnete Czettel 
diese Fragen auch an mich als Finanzminister 
in den diversen Ausschüssen wiederholt ge­
stellt hat, zeigt, daß man nicht davon reden kann, 
daß hinter den Kulissen operiert worden wäre. 

Nun zur Frage Dogana. Der Wortlaut 
dieses Flugblattes, das der Herr Abgeordnete 
vorgewiesen hat, ist mir vor etwa einer Woche 
zugegangen. Das Bundesministerium für Fi­
nanzen führt in dieser Angelegenheit Er­
hebungen und wird selbstverständlich alle 
Konsequenzen, die zu ziehen sind, daraus 
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ziehen. Der in dem Flugblatt und auch 26. Feber 1964 eingehend beraten. Nach einer 
vom Herrn Abgeordneten Czettel genannte Debatte, in der außer dem Berichterstatter 
Ministerialrat Dr. Koller ist seit 1 .  Jänner die Abgeordneten Dr. Kummer, Dr. Hauser, 
in Pension, er ist also nicht sofort griff- Hoffmann, Reich, Grete Rehor, Vollmann, 
bereit. Aber ich bin davon überzeugt, daß Altenburger und Czettel sowie der Herr 
in dieser Sache mein Nachfolger den Weg Bundesminister für soziale Verwaltung das 
gehen wird, der allein möglich ist : den Weg . Wort ergriffen, wurde die Regierungsvorlage 
des Rechtes und der Ordnung. (BeifaU bei unverändert mit Stimmeneinhelligkeit ange-
der () V P.) nommen. 

Präsident Wallner: Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. Wünscht der Herr Berichterstatter 
das Schlußwort � - Er verzichtet. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung, 
die ich über beide Punkte getrennt vornehme. 

Bei der getrennt durchgeführten A bs timmung 
wird zunächst der Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes einstimmig zur Kenntnis  ge­
nommen. 

Sodann wird der Gesetzentwurf über die 
Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusse8 
für das Jahr 1962 in zwei ter  und dri t t er  
Lesung einstimmig zum Besch luß erhoben. 

3. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (363 
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958 neuerlich 

abgeändert wird (371 der Beilagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen zum 
3.  Punkt der Tagesordnung : Neuerliche Ab­
änderung des Arbeitslosenversicherungsgeset­
zes 1958. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Horr. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu be­
richten. 

Berichterstatter Horr: Hohes Haus ! Der 
Nationalrat hat am 10. Juli 1963 eine Ent­
schließung einhellig angenommen, in der die 
Bundesregierung ersucht wird, dem National­
rat eine Regierungsvorlage zuzumitteln, die 
eine Erhöhung der Leistungen der Arbeits­
losenversicherung und der Höchstleistungs­
beitragsgrundlage in dieser vorsieht. 

Der vorliegende Gesetzentwurf trägt dieser 
Entschließung des Nationalrates dadurch Rech­
nung, daß das Lohnklassenschema neu ge­
gliedert und der Höchstbetrag der Beitrags­
grundlage für den Arbeitslosenversicherungs­
beitrag dem für die Krankenversicherung 
maßgebenden Höchstbetrag der Beitragsgrund­
lage angeglichen wird. 

Zu Artikel I. Der § 21,  der bisher 12 Lohn­
klassen vorgesehen hat, soll nunmehr 28 Lohn­
klassen enthalten. Für die Familienange­
hörigen soll der Familienzuschlag, der bisher 
für den ersten Angehörigen 30 S beträgt, 
für jeden weiteren Angehörigen von 
22 S auf 24 S erhöht werden. Außerdem ist 
zu berücksichtigen, daß die Sonderzahlungen 
in den Lohnklassen XXVII und XXVIII 
im Zusammenhang mit den Erhöhungen 
von 6 zu 6 S ebenfalls Berücksichtigung 
finden. 

In § 21  Abs. 5 sind folgende Veränderungen 
vorzunehmen : Der Mietzinszuschuß beträgt 
für Arbeitslose, die Anspruch auf Familien­
zuschlag haben, 27 S, für die übrigen Arbeits­
losen 21  S monatlich. Der erhöhte Mietzins­
zuschuß, der bei .einem Gesamtmonatszins 
von 100 S beginnt, beträgt bei einem Ge­
samtmonatsmietzins von 100 bis 200 S 45 S, 
und zwar für Arbeitslose, die Anspruch auf 
Familienzuschlag haben, für die übrigen Ar­
beitslosen in der Familie 36 S, bei einem 
Gesamtmonatszins von 200 bis 300 S 66 S, 
für die übrigen Arbeitslosen 51 S ;  bei einem 
Gesamtmonatszins von über 300 S 84 S 
für Arbeitslose mit Familienzuschlag, für die 
übrigen Arbeitslosen 66 S. 

Gemäß § 61 Abs. 1 soll die Höchstbeitrags­
grundlage täglich 100 S betragen. Weiters 
sind Sonderbeiträge gemäß § 49 Abs. 2 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes im 
Ausmaß von 2 Prozent der Sonderzahlungen, 
jedoch maximal von 3000 S jährlich ZU 
entrichten. 

Im Artikel II wird bestimmt, daß die Zif­
fern 1 bis 3 dieses Gasetzes auch auf jene 
Leistungsempfänger Anwendung finden, die 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes­
gesetzes im Bezug von Arbeitslosengeld, 
Karenzurlaubsgeld oder Notstandshilfe stehen. 

Artikel III bestimmt, daß dieses Bundes­
gesetz mit Beginn der Beitragsperiode April 
1964 in Kraft tritt und daß mit der Voll­
ziehung dieses Bundesgesetzes - das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung betraut 
ist. 

Weiters sieht der Gesetzentwurf eine ge­
ringfügige Erhöhung des Familienzuschlages 
für den zw.eiten und jeden weiteren Ange­
hörigen des Arbeitlosen sowie eine Erhöhung 
des Mietzinszuschusses vor. Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 

hat daher den Antrag, der Nationalrat wolle 
sm dem von der Bundesregierung vorgelegten 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung 
die Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
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Horr 

Gesetzentwurf (363 der Beilagen) die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls notwendig, bitte ich, General- und 
Spezialdebatte in einem abzuführen. 

Präsident Wallner : Es ist beantragt, Ge­
neral- und Spezialdebatte unter einem durch­
zuführen. - Ein Einwand dagegen wird 
nicht erhoben. General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen. 

� �� in � D��� � �m W� 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dipl. -Ing. Hämmerle. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl .-Ing. Hämmerle (ÖVP) : 
Hohes Haus ! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren ! Ich halte Sie nicht lange auf, 
weil ich es fast als nutzlos empfinde, über 
paktierte Regierungsvorlagen lange Nekrologe 
zu halten. (Abg. K indl:  Aber, aber l) Diese 
Praxis erinnert mich an ein Sprichwort armer 
russischer Bauern, das lautet : "Was nützt 
es, in die vergossene Milch zu weinen, es 
sind ohnehin schon genügend Tränen drin."  

Ich glaube, es  würde dem Auftrag der 
Wähler wesentlich mehr entsprechen, wenn 
die Arbeit der Parteiausschüsse intensiviert 
werden könnte, denn dann könnte man von 
einer wirklich nutzbringenden Zusammenarbeit 
der Parteien sprechen, die sehr zu begrüßen wäre 
und die sonst nur ein Lippenbekenntnis bleibt. 
Vom Parlament als Gesetzgeber zu sprechen, 
trifft nämlich dann nicht mehr zu, wenn nur 
noch über vorher Beschlossenes abgestimmt 
werden kann. 

Wenn im letzten Vierteljahr nicht ein 
einziges Gesetz das Parlament passiert hat, 
das der im Vorzimmer der Integration sich 
befindenden Wirtschaft Erleichterung oder 
Förderung gebracht hätte, und wenn ihr 
auf der anderen Seite ununterbrochen wach­
sende Belastungen auferlegt werden und alle 
diese Kostensteigerungen ohne Erhöhung der 
Preise verdaut werden sollen, so muß das 
nicht nur jedem wirtschaftlich,  sondern auch 
normal denkenden Menschen allmählich zu 
denken geben. Wenn nicht in allernächster 
Zeit an die Gesetze für Wirtschaftswachstum 
und Integrationsreife ernstlich herangegangen 
wird, so ist für die Gesamtwirtschaft, die 
private und die staatliche, nicht nur mit 
keinem Wachstum mehr zu rechnen, sondern 
die Konkurrenzunfähigkeit auf dem ganzen 
Weltmarkt wird rascher, als man denkt, ein 
Heer von Arbeitslosen bringen. Damit bin 
ich beim Thema. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, möchte 
ich eingangs feststellen : Jeder sozial und 
normal denkende Mensch wird einsehen, daß 
man in Zeiten einer stetigen Geldentwertung 
der heute zu beschließenden Vorlage (363 der 

Beilagen), mit der die Sätze des Arbeits­
losenversicherungsgesetzes erhöht werden, 
seine Zustimmung gibt. Die fast ununter­
brochen gute Beschäftigungslage der letzten 
Jahre hat den Fonds für diese Mittel so 
füllen können, daß durch die Einzahlung 
arbeitsfähiger und arbeitswilliger Menschen 
die Dotierung von dieser Seite keine Schwierig­
keiten macht. Der Auszahlung an solche 
Menschen, die bedauerlicherweise aus be­
rechtigten Gründen keine Arbeit finden kön­
nen, steht also nichts im Wege. Aus dieser 
klaren Einsicht heraus wird auch meine 
Fraktion der Vorlage zustimmen. 

Es gibt eine zweite Frage : Welcher Schutz 
besteht gegen Mißbrauch, um zu verhindern, 
daß Unwürdige von den Geldern zehren, die 
fleißige und brave Arbeiter von ihrem Ver­
dienst in die Arbeitslosenkasse zahlen 1 Ich 
komme aus einem Bundesland, in dem Gott 
sei Dank jeder auch nur halbwegs einsatz­
fähige, arbeitswillige Mensch Arbeit finden 
kann, so er eben will. In einem Land, von 
dem gegen 7000 Grenzgänger im Ausland 
arbeiten und in dem einige tausend Fremd­
arbeiter Arbeit finden, kann es nur ganz 
außerordentlich bedauerns würdige Menschen 
geben, die keinen Arbeitsplatz finden. Diese 
zu unterstützen ist, wie bereits gesagt, eine 
selbstverständliche soziale Pflicht. 

In den östlichen Bundesgebieten kann man 
das Grenzgängertum nur schlecht beurteilen 
und verstehen. Man wendet ganz einfach 
ein : Bezahlt den Leuten bessere Löhne, dann 
bleiben sie im Lande ! Was den Grenzgänger 
verlockt, das ist wohl der Schweizer Lohn, 
aber deshalb, weil dieser nicht wie bei uns 
mit 65 Prozent Soziallasten belastet ist. 
Dazu kommt aber noch, daß der Grenz­
gänger in Österreich wohnt und billiger ißt 
oder sich das Essen von zu Hause mitnimmt. 
In der Schweiz müßte er für eine Wohnung 
ein Viertel bis ein Drittel seines Lohnes aus­
geben. Obendrein bezahlt ihm Österreich 
noch seine Kinderbeihilfe, obwohl er im 
Ausland arbeitet. 

Diese krassen Fälle, deren es sehr viele 
gibt, können noch grotesker sein. Ich denke 
zum Beispiel an einen Pensionisten, der 
um 50 oder meinetwegen um 100 S in einer 
Betriebswohnung einer Vorarlberger Firma 
wohnt, während drei seiner Kinder in der 
Schweiz arbeiten. Sie helfen der Schweizer 
Wirtschaft, die Konjunktur auszunützen, und 
wohnen dann bei ihrem Vater. Die Wohnungen 
sind also von diesen Leuten besetzt. Will 
ein Unternehmer Arbeiter aus inneröster­
reichischen Gebieten oder Fremdarbeiter be­
schäftigen, so muß zum Heim- oder Wohnungs­
bau geschritten werden. Ich fr&ge Sie : Sind 
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Dipl.-Ing. Hämmerle 

solche Belastungen der Preise am Export­
markt einkalkulierbar ? Fragt der Auslands­
kunde danach 1 Vom Export und von der 
Konkurrenzfähigkeit aber hängen Hundert­
tausende unserer Arbeitsplätze und die Steuer­
eingänge ab. 

auch beim nächsten Gesetz "Krankheit unter­
bricht Urlaub" notwendig sein. 

Meine Fraktion gibt, wie zuvor bereits 
erwähnt, der Vorlage die Zustimmung. (Beifall 
bei der () V P.) 

Präsident Wanner: Zum Wort hat sich der 
Herr Abgeordnete Flöttl gemeldet, Ich erteile 
es ihm. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein Bei­
spiel des Mißbrauches auf dem Gebiet der 
Arbeitslosenversicherung bringen. Es ist nicht 
konstruiert, ich kann es Ihnen belegen. Es Abgeordneter Flöttl (SPÖ) : Hohes Haus ! 
wird immer gejammert, daß die Saisonarbeit Meine Damen und Herren ! Meinem Herrn 
Arbeitslose schafft. Ein Hotel am Arlberg Vorredner möchte ich nur folgendes sagen : 
hat zur Wintersaison drei Jazzmusiker, aber Ich werde jetzt etwas aufzeigen, das wesent­
nicht etwa internationale Stars, eingestellt, lieh anders ist, als er es hier dargestellt hat. 
pro Mann sage und schreibe zu 10.000 S und Endlich ist es in der Sitzung des Arbeits­
freier Station. Das schließt aber nicht aus, daß ausschusses der Koalitionsparteien zu einer Eini­
einer bis 5 Uhr nachmittags - natürlich ohne gung über die Erhöhung der Unterstützungs­
Konzession - noch Bergführer oder Schi- sätze der Arbeitslosenversicherung gekommen. 
lehrer für Private sein kann. Dies nur neben- Die Unterstützungssätze der Arbeitslosenver­
bei. Nach vier Monaten, zu Saisonschluß,  sicherung sollen also ab 1 .  April erhöht werden. 
gehen diese Herren, selbstverständlich mit Seit vielen Jahren wurde diese Erhöhung von 
der höchsten Quote bei diesem Durchschnitts- den Gewerkschaften, aber ganz besonders von 
verdienst, stempeln. Ich frage mich : Können der Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter 
diese gottbegnadeten Jazztrommlerhände in sowie auch von den Land- und Forstarbeitern 
der Zwischensaison nicht etwas Vernünftiges gefordert, deren Mitglieder ja während der 
arbeiten ? I strengen Wintermonate sehr stark unter den 

Das gleiche gilt für Hotelbedienstete , die niedrigen Arbeitslosengeldern leiden. 
für eine sehr hohe Bezahlung und gute Trink- Immer wieder mußten wir als Gewerkschafter 
gelder arbeiten, Müssen diese Leute in der mit Befremden zur Kennntis nehmen, daß 
Zwischensaison müßig gehen oder "schwarz " die längst fällige Novelle zum Arbeitslosen­
arbeiten und das, was der Fleißige und Brave versicherungsgesetz aus unerfindlichen Grün­
einzahlt, herausziehen 1 den verschleppt wurde. Herr Abgeordneter 

In der Industrie ist das gleiche der Fall. 
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Die angeführten Beispiele sind nicht kon­
struiert, sondern sie sind alle zu belegen. 
Solche Fälle gehen in die Hunderte. Das zeigen 
die Fluktuationszahlen in unseren Betrieben, 
die bei 50 und 60 Prozent liegen. Also die 
halbe Belegschaft wechselt in einem Jahr. 
Da soll man noch Qualitätsware liefern können ! 

Diese Gedankengänge sind nicht unsozial . 
Sie sind gerecht und schützen den ehrlichen, 
braven, arbeitsamen Menschen. Diese viel­
leicht manchem etwas bitter erscheinenden 
Bemerkungen wollte ich hier vor aller Öffent­
lichkeit aussprechen, um bereits jetzt darauf 
aufmerksam zu machen, daß Kautelen, die 
vor Mißbrauch schützen, eingebaut werden 
sollten, falls es einmal zu einer Novellierung 
des Gesetzes kommen sollte. Da.sselbe wird 

o e Sei me r a s ze n a en, WIe lC sc on 
sagte, unverändert geblieben ist, nicht mehr 
aus, um den Lebensunterhalt der Bezieher 
dieses Arbeitslosengeldes und den ihrer Fa­
milien zu bestreiten. Aus allen Bundesländern 
kamen Delegierte der arbeitslosen Menschen 
zu uns in die Gewerkschaften, aber auch zu 
den Regierungsmitgliedern, und verlangten, 
daß diesem Notstand endlich ein Ende be­
reitet wird, Unsere Landessekretäre und die 
Sekretäre der Gewerkschaften mußten ihre 
ganze Persönlichkeit einsetzen, um die ge­
planten Demonstrationen, die bald stattge­
funden hätten, zu verhindern , Das ist die 
verantwortungsbewußte Aufgabe unserer Ge­
werkschaften. 

Das Arbeitslosengeld war bisher bei uns in 
Österreich außergewöhnlich niedrig. Es be-
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trug bei einem Arbeiter der höchsten Lohn­
klasse mit einem Wochenverdienst von über 
500 S nur 156 S. Dazu kamen noch die vor 
drei Monaten gewährten 10 S im Monat als 
Teuerungszuschlag und - wenn der Arbeits­
lose eine Familie hatte - noch 30 S für den 
ersten Angehörigen pro Woche und 22 S für 
den zweiten und jeden weiteren Angehörigen. 
Ein lediger Arbeitsloser, der als Berufstätiger 
im Monat über 2000 S verdiente, hat bis jetzt 
nur 634 S, 21 S Mietzinszuschuß und 30 S 
Wohnungsbeihilfe erhalten. Davon mußte er 
leben. Ein Verheirateter mit zwei Kindern 
erhielt 847 S und die staatliche Kinderbei­
hilfe. 

Winterzeit, die Zahl der Arbeitslosen immer 
größer wird und - ich muß auch das sagen -
zu einer volkswirtschaftlichen Gefahr werden 
kann. Dieser Widersinn ergibt sich daraus, 
daß man ohne Rücksicht auf die Zahl der Bau­
arbeiter, die zur Verfügung stehen, darauflos­
wirtschaftet. Ein Terminplan zur Koordi­
nierung der Baumaßnahmen würde der ge­
samten Bauwirtschaft von Nutzen sein. 

Die Bauunternehmer behaupten immer wie­
der, daß die Bauarbeiter im Winter gar nicht 
arbeiten wollen. Nun, meine Damen und 
Herren, nachdem ich Ihnen heute schon die 
Sätze der Arbeitslosenunterstützung genannt 
habe, hat sich, glaube ich, die Behauptung 

Ich glaube sagen zu können : Diese Sätze der Bauunternehmer von selbst erledigt. Bei 
haben auf keinen Fall mehr dem Internatio- uns in Österreich werden fast zwei Drittel 
nalen Übereinkommen NI'. 12 entsprochen. aller Bauten durch die öffentliche Hand ver­
Wohl hört man des öfteren - auch heute geben. Hier müßte nach einem Konzept ge­
haben wir das vom Herrn Abgeordneten arbeitet werden. 
Hämmerle gehört - :  Wer arbeiten will, Wir freuen uns, daß die Jahre alte Forde­
findet auch Arbeit. Allerdings haben diese rung der Gewerkschaften auf Erhöhung des 
Worte gerade in unserem Land im Winter äußerst niedrigen Arbeitslosengeldes nunmehr 
keine Gültigkeit, denn wir hatten im Jänner mit 1 .  April in Erfüllung geht. Ich sage : Spät, 
dieses Jahres 144.000 Arbeitslose - mit aber doch. Glauben Sie mir, meine Damen 
ihren Familienangehörigen waren es über und Herren, jedem Bauarbeiter wäre es 
300.000 Menschen (Abg. Rosa Jochmann : lieber, auch während des Winters arbeiten zu 
Mindestens !) -, die von dieser kargen Unter- können, als jedes Jahr zwei bis drei Monate 
stützung leben mußten. Von diesen 144.000 stempeln gehen zu müssen. Man komme nicht 
Arbeitslosen sind allein fast 60.000 arbeitslose mit dem Argument, der Bauarbeiter wolle 
Bauarbeiter . im Winter nicht arbeiten ! 

Sie sehen also, der Kern der Winterarbeits- Es gibt hier noch ein anderes Problem. 
losigkeit liegt bei den Bauarbeitern. Die Seit es eine Pensionsversicherung gibt, braucht 
Ursache dafür ist, daß die gesamte Bautätig- der Arbeiter doch die Beschäftigungszeiten ! 
keit zuwenig umsichtig geplant, die Bauter- Das gilt für alle Arbeitslosen, nicht nur für die 
mine nicht zweckentsprechend angesetzt sind Bauarbeiter. Er braucht Beschäftigungszeiten, 
und Winterbau- und Kälteschutzmaßnahmen denn sonst werden die Zeiten als neutrale 
- mit lobenswerter Ausnahme der Gemeinde I Zeiten gewertet, also bei der Pensionsbemes­
Wien und des Landes Salz burg - in einem zu sung nicht eingerechnet. Die vorzeitige Alters­
geringen Umfang angewendet werden. Leider pension, zu der 35 volle Versicherungsjahre 
bleibt der Großteil der Bauunternehmer in notwendig sind, erreichen daher die wenigsten 
unserem Lande konservativ. Sie sollten einmal Bauarbeiter in unserem Lande. 
in die nordischen Staaten, vor allem nach Wenn man als Laie an einer Exkursion 
Schweden fahren, das bestimmt strengere in ein fertiges Kraftwerk teilnimmt, wird man 
Winter hat als wir , wo man aber bereits seit immer wieder tief beeindruckt von der Schön­
Jahren mit großem Erfolg moderne Winter- heit des fertiggestellten Kraftwerkes, von der 
bautechniken anwendet. Mächtigkeit der Turbinen, von der Auto-

Immer wieder müssen wir hören, daß das matik des Schaltraumes, in dem Techniker 
Bauen im Winter zu teuer kommt. Aber er- sitzen, umgeben von blinkenden Lämpchen 
fahrene Bautechniker in unserem Lande sagen und zuckenden Zeigern , die die Arbeit dieses 
uns - wir haben das schon vor Jahren be- Kolosses kontrollieren und mit einem Druck 
wiesen -, daß die Mehrbelastungen durch auf die Tasten Riesenkräfte auslösen oder zum 
Kälteschutzmaßnahmen im Durchschnitt nur Stillstand bringen. Aber wer denkt schon 
3 bis 4 Prozent betragen. Daher bemühten bei so einer Besichtigung an das Ausmaß 
wir uns von der Gewerkschaft immer wieder, intensiver Arbeit 1 Der Besucher sieht das 
die durchgehende Jahresbeschäftigung zu er- Bauwerk, die Maschinen, ist begeistert von 
reichen. Immer wieder steigt in den Sommer- der Vollendung der Technik, doch er ahnt 
monaten die Zahl der Beschäftigten im Bau- nicht den Schweiß und die Strapazen, aber 
und Baunebengewerbe sprunghaft an, während auch nicht die Opfer, die der Bau des Kraft­
in der sogenannten toten Saison, also in der werkes erfordert. In schwindelnder Höhe oder 

44. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 80

www.parlament.gv.at



Nationalrat X. GP. - 44. Sitzung - 4. März 1964 2419 

Flöttl 
Tiefe, bei Tropenhitze oder in nasser Kälte, 
bei Staub und Regen arbeiten unter schwersten 
Bedingungen diese Kraftwerksbauarbeiter. Es 
ist also auf solchen Bauten keine "ruhige 
Hacken", wie der Wiener sagt. Sie erfordern 
konzentrierte Arbeit und schwere körperliche 
Anstrengungen. Die Betonberge, die so ein 
Kraftwerk verschlingt, die tausende Tonnen 
Eisen, die in den Flußboden gerammt werden 
müssen, oder die mächtigen Felsen, die vorerst 
gesprengt werden müssen - das alles bedeutet 
vor allem eine ständige Bedrohung der Ge­
sundheit und des Lebens der Arbeiter und 
der Ingenieure. Dazu kommt noch, daß diese 
Kraftwerksbauten sehr weit von jeder größeren 
Stadt entfernt sind, sodaß eine große Anzahl 
von Arbeitern und Angestellten wochenlang 
in behelfsmäßigen Unterkünften, fern von ihren 
Familien, leben müssen. 

Wir Gewerkschafter bemühen uns zwar 
immer wieder, die Lage unserer Arbeiter er­
träglicher zu gestalten. Das, was ich dar­
gelegt habe, ist aber nur ein ganz kleiner 
Ausschnitt aus den vielen Sparten, die es in 
der :Sauwirtschaft gibt. Da gibt es Hoch­
und Tiefbau, Straßenbau, Autobahnbau, 
Wohnbau und vieles andere. 

Meine Damen und Herren ! Dann aber 
kommt jährlich immer der Tag der Arbeits­
losigkeit, die drei bis vier Monate dauern 
kann, je nach der Härte des Winters. Das 
bedeutet, daß der Bauarbeiter trotz sonst 
harter Arbeit mit seiner Familie karg leben 
muß, seine Frau weiß oft nicht, wie sie mit den 
paar Schillingen auskommen soll. Das sind 
bittere Monate. Besonders hart trifft diese 
alle Jahre wiederkehrende Arbeitslosigkeit 
den jüngeren Bauarbeiter oder die Bauarbeiter 
in den mittleren Lebensjahren, die vielleicht 
eine Wohnung einzurichten oder für das Stu­
dium ihrer Kinder zu sorgen haben. Dies ist 
die Lebenslage der Bau- und Holzarbeiter 
sowie aller Saisonar beiter . 

Unter uns sitzt ein Kollege aus meinem 
Wahlkreis, dem Waldviertel, der bestätigen 
kann, daß dies der Grund dafür ist, warum 
die Bauarbeiter in andere Berufe abwandern. 
Selbst tüchtige Facharbeiter vom Bau gehen 
liebe'!" in einen Beruf, in dem sie eine durch­
gehende Jahresbeschäftigung haben, weil sie 
eines Tages eine Rente haben wollen. Ich 
kann Ihnen mitteilen, daß von unseren mehr 
als 1 50.000 Bauarbeitern keiner höher als bis 
65 Prozent in den Genuß der Pensionsversiche­
rung kommen kann, weil sie ja immer drei 
bis vier Monate arbeitslos sind. (Abg. Rosa 
Jochmann: Das ist die Wahrheit !) 

Hohes Haus ! Ich wollte darlegen, was 
Tatsache ist. Dem vorliegenden Bundes­
gesetz,  mit dem das Arbeitslosenversicherungs-

gesetz 1 958 neuerlich abgeändert wird, geben 
wir Sozialisten selbstverständlich unsere Zu­
stimmung. 

Ich möchte aber heute nicht schließen, 
ohne dem Herrn Sozialminister sowie seinen 
Beamten im Namen aller Saisonarbeiter, vor 
allem im Namen der Bau- und Holzarbeiter, 
zu danken. Ich möchte aber auch unserem 
Herrn Finanzminister danken, der auch dazu 
beigetragen hat, daß es zu diesem Entwurf 
gekommen ist. Ich möchte nochmals danken 
und sagen : Wir stimmen diesem Gesetz selbst­
verständlich zu. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Wallner: Zum Wort hat sich der 
Herr Abgeordnete Kindl gemeldet. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Kindl (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Ich wollte 
mich nicht zum Wort melden, aber ich mußte 
es, dem Zwange gehorchend, tun. Ich war der 
Meinung, daß die Erhöhung des Arbeitslosen­
geldes eine solche Selbstverständlichkeit ist, 
daß man keine scharfe Gangart einzuschlagen 
braucht, noch dazu, wo wir im Bericht lesen, 
daß im Jahre 1952 die Vertreter Österreichs 
bei der Internationalen Arbeitskonferenz der 
Auffassung zugestimmt haben, daß das Ar­
beitslosengeld 45 Prozent des Aktiveinkom­
mens ausmachen soll. Wir lesen aber in 
diesem Bericht, daß in Österreich das Arbeits­
losengeld für die letzten Lohngruppen nur 
mehr 28 Prozent ausmacht. 

Ich verstehe also wirklich nicht, wieso 
man hier von einer Überforderung spricht, 
wie es Herr Kollege Hämmerle getan hat. 
Er hat Vorarlberg als Muster genommen. 
Ich muß sagen : Vorarlberg ist für Österreich 
kein Musterbeispiel ! (Abg. Dr. J. Grube r :  
Es ist aber auch in Osterreich ! ) Ich möchte 
dem Niederösterreich gegenüberstellen, denn 
in Niederösterreich gibt es nicht nur eine 
strukturelle Arbeitslosigkeit, sondern auch 
eine gebiets mäßig bedingte. (Abg. Dr. J. 
Grub e r :  Aber, Herr Kollege Kindl, reden wird 
man über V orarlberg doch noch dürfen !) 

Herr Kollege Flöttl hat ausgeführt , daß von 
den derzeit 144.000 Arbeitslosen 60.000 aus 
der Bauwirtschaft stammen. Wir müssen uns 
fragen, woher die restlichen 80.000 kommen. 
Früher sagte man : Das ist das Gros der nicht 
Vermittlungsfähigen. Das sind eigentlich keine 
echten Arbeitslosen, es sind Berufsunfähige. 
Da wir heute auf Grund der Novellierung 
den Großteil dieser Menschen in die Berufs­
unfähigkeitsrente überführen, setzt sich diese 
Zahl von 80.000 Arbeitslosen aus gebiets­
mäßigen Arbeitslosen zusammen. 

Weil dieser Ton heute angeschlagen wurde, 
ist es notwendig, zu fragen : Wie sieht es in 
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Niederösterreich aus ? Dort wurden Betriebs­
gründungen in Gebieten sabotiert, in die Be­
triebe hingehört hätten. Wissen Sie, daß es in 
Niederösterreich mehr als 100.000 Pendler 
gibt, die bis zu ihrem Arbeitsplatz zwischen 
50 und 80 Kilometer zurücklegen müssen ? 
Ich weiß aus eigener Erfahrung, aus dem 
eigenen Betrieb, daß die Leute täglich über 
70 bis 80 Kilometer mit Autobussen zur Ar­
beitsstelle gebracht werden. Für diese Ar­
beiter gilt der Achtstundentag überhaupt 
nicht, sie kommen auf eine tägliche Arbeits­
zeit von 1 1  bis 12 Stunden. 

Ich muß offen sagen : Ich kenne ein klassi­
sches Beispiel, wo man in Niederösterreich 
aus rein parteipolitischen Gründen Betriebs­
gründungen in einem Notstandsgebiet sabo­
tiert hat. (Abg. Ma rwan- Schlo ss er :  Wo ?) 
Man hat alles getan, um zu verhindern, daß 
die Ansässigen Arbeit bekommen. Ich nenne 
Ihnen Wiener Neustadt, wo man ein Gros 

. geschulter Metallarbeiter hatte. Marwan­
Schlosser, du wirst mir recht geben, wenn ich 
sage, daß heute in Wiener Neustadt mit diesen 
Metallarbeitern nichts anzufangen ist, weil 
dort kein einschlägiger Betrieb vorhanden ist. 
Mein Kollege Dr. Kandutsch hat die über­
nahme der USIA-Betriebe angeführt. (Abg. 
Dr. Kumme r :  Wer hat sabotiert ?) Und wie 
sieht es mit den Rax-Werken aus 1 (Abg. 
. Prinke : Wer hat das sabotiert ?) 

Ich weiß, daß im Bezirk Wiener Neustadt 
große Anstrengungen gemacht wurden, um 
Betriebe hinzubekommen, aber mit der För­
derung, die man anderwärts gegeben hat, hat 
es dann ganz einfach nicht geklappt. (Abg. 
Gram:  Das ist doch ein Unsinn ! Du brauchst 
nur zu sagen, welcher Betrieb das ist 1 Gebt uns 
das Geld, dann fangen wir morgen an I) Lieber 
Gram ! Es waren Angebote von Privatfirmen 
da, es wurde verhandelt. Das sind doch keine 
leeren Behauptungen ! Es ist auch irgendwie 
widerspruchsvoll, auf der einen Seite immer 
wieder von der Hochkonjunktur und von zu­
wenig Arbeitskräften zu hören und auf der 
anderen Seite ganze Gebiete zu haben, in 
denen Arbeitslosigkeit herrscht . Wenn man 
dort hinkommt, sieht man, daß die anderen 
Wirtschaftszweige darunter leiden. Man sieht 
am Ausdruck, an der Bekleidung der Bevöl­
kerung, wo Notstandsgebiete sind. 

Zerbrechen wir uns wirklich den Kopf dar­
über, wie man in der heutigen Zeit nicht nur 
die strukturelle Arbeitslosigkeit beheben kann, 
sondern auch darüber, wie man N otstandsge biete 
beseitigt, um die Zahl der Arbeitslosen her­
unterzudrücken ! Für meine Fraktion ist es 
selbstverständlich, daß diese heutige Vorlage 
in Kraft treten muß, weil es wirklich nicht 
angeht, daß unsere Vertreter im Ausland immer 

wieder internationalen Abkommen beitreten 
und wir uns in Österreich Zeit lassen, sie 
durchzuführen. 

Abschließend möchte ich sagen : Die Bei­
tragsgrundlage wurde erhöht. Es zahlen also 
die Arbeit n e h m er,  damit belastet sind die 
Arbeitnehmer ; s i e  zahlen die höheren Bei­
träge. 

Ich fordere Sie dazu auf, mehr zu tun, 
um die bestehenden Notstandsgebiete - hier 
spreche ich als Niederösterreicher - zu 
sanieren. Es sei nochmals gesagt : Vorarlberg 
ist kein Musterbeispiel für das dichtbesiedelte 
niederösterreichische Gebiet. (Zwischenrufe bei 
der 0 V P.) Im übrigen freue ich mich als 
Sozialpolitiker , daß diese Vorlage heute Ge­
setz wird. (Beifall bei F pO und SPO.) 

Präsident Wallner: Zum Wort hat sich der 
Herr Abgeordnete Fritz gemeldet. Ich erteile 
es ihm . 

Abgeordneter Fritz (ÖVP) : Herr Präsident r 
Hohes Haus ! Ich nehme Ihre kostbare Zeit 
nur zwei bis drei Minuten in Anspruch. Ich 
möchte Ihnen an Hand eines völlig konkreten 
Beispieles nachweisen, daß die Auffassung 
über die Winterarbeitslosigkeit bei den Bau­
arbeitern durchaus geteilt ist, daß also in 
dieser Frage keineswegs eine völlige Mei­
nungsgleichheit besteht. (Abg. Flöt t l :  Zwi­
schen Bauarbeitern und Bauunternehmern !) 
Verzeihen Sie ! Ich spreche von den Bau­
arbeitern ! Unter den Bauarbeitern besteht 
nicht einhellig die gleiche Auffassung, wie sie 
von meinem Vor-Vorredner hier vertreten 
wurde. Sind wir ins klare gekommen � (Neuer­
licher Zwischenruf des Abg. Flöttl .) Vielen 
Dank. 

Ich wollte folgendes sagen : Ich war, als ich 
noch dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Graz 
angehörte, Vorsitzender des sogenannten über­
prüfungs- und Schlußabrechnungsausschusses 
für Bauarbeiten. Es wurden Winterarbeiten 
für Kanalbauten ausgeschrieben, die im De­
zember, Jänner und Februar hätten durch­
geführt werden sollen, und zwar mit Hilfe 
der Produktiven Arbeitslosenfürsorge, also mit 
sogenannten PAF-Mitteln, wenn Sie mir ge­
statten, daß ich diese Abkürzung gebrauche. 
Eine Firma bekam zwei Baulose von recht 
bedeutendem Ausmaß zugewiesen. Der Ar­
beitsbeginn war für den 10. Jänner festgesetzt. 
Die Firma hat nun alle ihre Arbeiter, die zu 
Weihnachten infolge des starken Frostes nicht 
mehr bei Außenarbeiten verwendet werden 
konnten, hievon verständigt, daß diese heiden 
Baulose ihr zugeschlagen wurden, und sie hat 
gebeten, daß sich die Arbeiter zum Arbeits­
beginn auf der Baustelle einfinden mögen. 
Ich darf Ihnen mitteilen, daß nicht ein einziger 
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erschienen ist. (Der P r ä  8 i d e n  t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Die Firma hat nun das Arbeitsamt Graz 
um Ersatzkräfte bemüht. Es sind aber keine 
oder nur solche zugewiesen worden, die so­
wohl zahlenmäßig als auch in bezug auf die 
Anforderungen, welche die Arbeit stellte , 
nicht genügten. Der Endeffekt war, daß die 
Firma nochmals ihre Arbeiter, die zur Arbeit 
nicht erschienen waren, aufgefordert hat, zu 
erscheinen, widrigenfalls sie das Nicht­
erscheinen dem Arbeitsamt bekanntgeben 
würde. Man ließ die Firma von seiten der 
Arbeiter wissen, daß sie gern auf die Arbeits­
losenunterstützung verzichten, daß sie nicht 
zur Arbeit erscheinen und zu Hause bleiben 
werden. 

Das tragische Ende bestand darin - natur­
gemäß kann man dem Arbeitnehmer die freie 
Entscheidung, ob er arbeiten will oder nicht, 
nicht verwehren, das ist zugegebenermaßen 
sein Recht -, daß die Stadtgemeinde Graz 
durch die Stadtbaudirektion den Bauunter­
nehmer belangte, weil die Arbeit nicht frist­
gerecht begonnen wurde, weshalb die Produk­
tive Arbeitslosenfürsorge ihre Zuschüsse ver­
sagte. Da aber eine vertragliche Verein­
barung bestand, war der Bauunternehmer 
haftbar, und er mußte die gesamte Produktive 
Arbeitslosenfürsorge, also jene Zuschüsse, die 
das Landesarbeitsamt Steiermark nicht lei­
stete, aus eigener Tasche bezahlen und den 
Schaden abgleichen. (Zwischenrufe bei der 
SpO.) Der Akt erliegt einerseits in der Stadt­
baudirektion Graz und andererseits im Landes­
arbeitsamt, die Aktenzahl ist bei mir zu er­
fragen. (N eu.erliche Zwischenrufe bei der S PO.) 
Ich glaube, mich damit genügend klar gefaßt 
zu haben und den Beweis antreten zu können. 
Daß ich die Akten nicht mithabe, das bitte 
ich tolerieren zu wollen. Jedenfalls beziehen 
Sie, bitte, in den Kreis Ihrer Überlegungen 
auch mit ein, daß nicht unbedingt und nicht 
immer jedermann gewillt ist, im Winter zu 
arbeiten, und daß auch Unterstützungen, die 
gewährt werden, nicht immer den Effekt 
zeitigen, den man eigentlich von ihnen er­
warten müßte. Das wollte ich Ihnen nur noch 
zu bedenken geben. (Beifall bei der (j V P.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Flöttl. Ich erteile es ihm. (Abg. 
Lola Solar : Er will ja gar nicht sprechen I) 
Entschuldigen Sie, das war hier falsch an­
gezeichnet. (Abg. Flö t t l :  Ich bitte trotzdem 
ums Wort I) Also bitte. 

Abgeordneter Flöttl (SPÖ) : Ich brauche auch 
nur ein paar Worte zu sagen . Herr Präsident ! 
Ich wollte ursprünglich dazu nicht sprechen, 
aber wenn ich schon die Gelegenheit habe, so 

will ich doch bemerken, daß mein Vorredner 
einen Vorfall angegeben hat, der sicherlich 
da oder dort stattgefunden haben kann. Ich 
möchte aber nur fragen, unter welchen Voraus­
setzungen ! Wenn die Arbeiter bei 20 Grad 
Kälte im Freien arbeiten sollen, dann muß der 
Unternehmer auch die Winterkleidung und 
alles Erforderliche bereitstellen, damit solche 
Arbeiten überhaupt durchgeführt werden kön­
nen. Das ist immer die Voraussetzung. Aber 
das ist jetzt nicht zu überprüfen. Ich möchte 
nur gesagt haben, daß das, was der Herr 
Kollege hier aufgezeigt hat, kein Gegenbeispiel 
ist . Er hat nur einen Fall angeführt, in dem 
einige Arbeiter die Winterarbeit abgelehnt 
haben. Wahrscheinlich . haben sie es ganz 
einfach deshalb getan, weil sie die warme 
Kleidung für die Kanalarbeiten nicht gehabt 
haben. So wird es in Wirklichkeit gewesen 
sein. (Beifall bei der SP(j. - Abg. K onir:  
Wollen wir erst die andere Seite hören !) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. Wir gelangen somit zur Ab­
stimmung. 

Bei der A bs t immung wird die Regierungs­
vorlage in zweiter und drit te r Lesung e in­
s t immig zum Beschluß erhoben. 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage 
(350 der Beilagen) : Bericht an den Nationalrat, 
betreffend das Übereinkommen (Nr. 117) über 
die grundlegenden Ziele und Normen der Sozial­
politik, die Empfehlung (Nr. 116), betreffend 
die Verkürzung der Arbeitszeit, und die 
Empfehlung (Nr. 117),  betreffend die berufliche 

Ausbildung (372 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen nunmehr zum 
4. Punkt der Tagesordnung : Übereinkommen 
über die grundlegenden Ziele und Normen der 
Sozialpolitik, Empfehlung, betreffend die Ver­
kürzung der Arbeitszeit, und Empfehlung, 
betreffend die berufliche Ausbildung. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Franz Pichler. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Franz PichIer : Hohes Haus ! 
Die Bundesregierung hat dem Nationalrat 
einen Bericht vorgelegt, der das Überein­
kommen Nr. 1 1 7  über die grundlegenden Ziele 
und Normen der Sozialpolitik, die Empfehlung 
Nr. 1 16, betreffend die Verkürzung der Arbeits­
zeit, und die Empfehlung Nr. 117, betreffend 
die berufliche Ausbildung, zum Gegenstand hat. 
Das genannte Übereinkommen und die beiden 
erwähnten Empfehlungen wurden auf der 
46. Tagung der Allgemeinen Konferenz der 
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Internationalen Arbeitsorganisation, die am 
6. Juni 1962 in Genf zusammentrat , angenom­
men. Nach Artikel 1 9  der Verfassung der 
Internationalen Arbeitsorganisation ist jeder 
Mitgliedstaat verpflichtet, die beschlossenen 
Übereinkommen und Empfehlungen den zu­
ständigen Stellen im Hinblick auf ihre Ver­
wirklichung durch die Gesetzgebung oder 
durch andere Maßnahmen vorzulegen. 

Das Übereinkommen Nr. 1 17 über die grund­
legenden Ziele und Normen der Sozialpolitik 
hat lediglich für Entwicklungsländer, keines­
wegs jedoch für Österreich praktische Be­
deutung. Zu einer Ratifikation dieses Über­
einkommens besteht daher für Österreich 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
durch mich den A n t r ag, der Nationalrat 
wolle den gegenständlichen Bericht der Bundes­
regierung zur Kenntnis nehmen. 

Ich stelle außerdem den Antrag, General­
und Spezialdebatte in einem abzuführen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter bean­
tragt, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. - Ein Einwand biegegen wird 
nicht erhoben. General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Kleiner. 
Ich erteile es ihm. 

keine Veranlassung. Abgeordneter Dr. Kleiner (SPÖ) : Herr 
Die Empfehlung Nr. 1 16 ,  betreffend die Ver- Präsident ! Hohes Haus ! Wir haben soeben 

kürzung der Arbeitszeit, bezeichnet die aus dem Munde des Herrn Berichterstatters 
40 Stunden-Woche als soziale Norm, die vernommen, daß der Ausschuß für soziale 
nötigenfalls etappenweise zu erreichen ist. Verwaltung dem Nationalrat empfiehlt, den 
Im Zeitpunkt einer Arbeitszeitverkürzung sol- Bericht der Bundesregierung zu dem Überein­
len die Löhne der Arbeitnehmer keinerlei kommen 117  und zu den beiden Empfehlun­
Minderung erfahren . Die Methoden für die gen 1 1 6  und 1 1 7  zur Kenntnis zu nehmen. Dem 
schrittweise Herabsetzung der Arbeitszeit müs- wird der Nationalrat sicherlich entsprechen, 
sen den innerstaatlichen Verhältnissen und aber er soll das nicht stillschweigend tun. 
Gepflogenheiten sowie den Verhältnissen in Daher möchte ich mir erlauben, über den 
jedem Wirtschaftszweig entsprechen. Für die Bericht der Bundesregierung und im besonde­
Arbeitnehmer in der Landwirtschaft sollen ren über die Empfehlungen 1 1 6  und 1 1 7  einige 
besondere Bestimmungen vorgesehen werden. Bemerkungen zu machen. 
Eine weitere Herabsetzung der N ormalarbeits- Der Bericht gibt bezüglich der Empfehlung 
zeit - die durch den Rahmenkollektivvertrag 116, die sich mit Fragen des Arbeitszeitrechtes 
vom Jahre 1959 mit 45 Wochenstunden fest- beschäftigt, ihren wesentlichen Inhalt wieder 
gesetzt wurde, in mehreren Branchen aber und erwähnt nur ganz kurz den Stand des 
bereits derzeit niedriger ist - wird wesentlich österreichischen Arbeitszeitrechts. Er stellt 
von der Entwicklung der wirtschaftlichen weiterhin ebenso kurz fest, daß vom Bundes­
und sozialen Verhältnisse in Österreich ab- ministerium für soziale Verwaltung schon im 
hängen. Jahre 1958 der Entwurf eines österreichischen 

Zur zweiten Empfehlung, der Empfehlung Arbeitszeitgesetzes eingebracht wurde und 
Nr. 1 1 7, betreffend die berufliche Ausbildung, daß sich auch aus den �tellungnahmen des 
wird festgestellt, daß sich die allgemeinen 1 5. Bundeskongresses des Österreichischen Ge­
Grundsätze der Empfehlung weitestgehend werkschaftsbundes ergeben habe, daß man 
mit dem in Österreich bestehenden differen- eine neuzeitliche gesetzliche Regelung des 
zierten System der beruflichen Ausbildung Arbeitszeitrechtes wünscht. 
decken. Zur Empf, hlung 117  gibt der Bericht der 

Die Bundesregierung hat in der Sitzung des Bundesregierung nur eine kurze Inhaltsangabe, 
Ministerrates vom 1 3 .  Jänner 1964 den Be- aber er ergeht sich in ziemlich breiten Aus­
schluß gefaßt, das Übereinkommen Nr. 1 17 führungen über das bestehende österreicrusche 
und die EmpL hlungen Nr. 1 1 6  und Nr. 1 1 7  Berufsausbildungswesen. 
zur Kenntnis zu nehmen. 

' 
Eine Erklärung, ob die eine oder die andere 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die Empfehlung angenommen werden soll, wird 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am in dem Bericht nicht abgegeben. Wie wir 

26. Feber 1964 in Verhandlung gezogen und eben vom Herrn Berichterstatter gehört haben, 
nach einer Debatte, an der sich außer dem ist man der Ansicht, daß die Gesetzeslage in 
Berichterstatter die Abgeordneten Czettel, Österreich bereits weitgehend den Empfehlun­
Horr, Altenburger und Dr. Kummer sowie der gen 1 1 6  und 1 1 7  entspricht. 
Bundesminister für soziale Verwaltung Mit dieser Formulierung kann man sich 
Proksch und Ausschußobmann Abgeord- weitgehend einverstanden erklären, nicht aber 
nete Rosa Weber beteiligten, beschlossen, dem mit der Meinung, daß wir auf diesen beiden 
Hohen Hause zu empfehlen, den Bericht der wichtigen Gebieten bereits eine befriedigende 
Bundesregierung zur Kenntnis zu nEhmen. Lösung aller Probleme und einen zufrieden-
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stellenden Rechtszustand haben. Offenbar 
herrscht die Meinung vor, daß die öster­
reichische Bundesgesetzgebung auf diesen bei­
den Gebieten alles getan hat, was zu tun war. 
Ich möchte mir jedoch die Feststellung erlau­
ben, daß das nicht der Fall ist. 

Es ist auch die Meinung weit verbreitet, 
daß wir keinerlei internationale Empfehlungen 
brauchen, weil sich das österreichische Sozial­
recht anerkanntermaßen auf einer Höhe be­
findet, die in der Welt beachtet und nach 
manchen Meinungen auch bewundert wird. 
Sicherlich dürfen wir auf den Stand unseres 
Sozialrechts mit einigem Stolz hinweisen, aber 
es ist schon nicht mehr so, daß es in allen 
Belangen mit vielen anderen Rechtsinstituten 
in der Welt hinsichtlich Modernität und Zweck­
mäßigkeit übereinstimmt. Gewiß, man muß 
nicht alle Empfehlungen internationaler Autori­
täten als das letzte aller Dinge ansehen, maß­
gebend sind die innerstaatlichen Rechts­
verhältnisse, mit denen solche Empfehlungen 
in Einklang zu bringen sind. 

Für den Bereich des Arbeitszeitrechtes ist 
für meine Begriffe die Empfehlung 116  zu­
mindest eine Erinnerung daran, daß wir 
gerade auf diesem Gebiet einen unzureichenden 
Rechtsstand haben. Die Rechtsquellen des 
Arbeitszeitrechtes, von Sonderregelungen ab­
gesehen, sind derzeit die aus der national­
sozialistischen Zeit übernommene Arbeits­
zeitordnung, deren Geltung im Sinne des 
Rechts-Überleitungsgesetzes zweifelhaft ist, und 
der Kollektivvertrag, der zwischen dem Ge­
werkschaftsbund und der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft abgeschlossen wurde. 
Ich habe schon die Meinung gehört, daß dieser 
Kollektivvertrag brauchbare Regelungen ge­
troffen hat. Das ist wohl richtig, aber man 
kann sich damit allein nicht zufriedengeben. 

Vor allem liegen zwei Rechtsgrundlagen vor, 
die in manchem voneinander wesentlich ab­
weichen : Nach den zwingenden Vorschriften 
der Arbeitszeitordnung gilt der Achtstunden­
tag mit der Ausnahme, daß infolge einer 
kriegswirtschaftlich3n Verordnung auch der 
Zehnstundentag zulässig ist. Dar Kollektiv­
vertrag sieht die 45 Stunden-Woche vor, und 
es war vielleicht zu Beginn des Inkrafttretens 
des Kollektivvertrags nicht immer ganz ein­
fach, die Bedingung der Nichtüberschreitung 
des achtstündigen Arbeitstages zu erfüllen, 
um bei einer Fünftagewoche auf die 45 Stun­
den pro Woche zu kommen. 

Ich bringe in Erinnerung, daß es vor Jahren 
einen ernsten Streit zwischen dem Verfas­
sungsgerichtshof und dem Verwaltungsgerichts­
hof über die Geltung der von mir schon 
erwähnten kriegswirtschaftlichen Ausnahme-

verordnung gegeben hat, einer Ausnahme­
verordnung, die den § 3 der Arbeitszeit­
ordnung für die Dauer des Krieges seiner 
Geltung beheben sollte ; es sollte auch eine 
zehnstündige Arbeitszeit allgemein zulässig 
sein. Der Verfassungsgerichtshof und der 
Verwaltungsgerichtshof waren verschiedener 
Meinung, ob diese Ausnahmeverordnung heute 
noch Geltung hat oder nicht. Der Verfassungs­
gerichtshof war und ist der Meinung, daß im 
Sinne des Rechts-Überleitungsgesetzes die mit 
dem Bestande eines demokratischen unab­
hängigen Österreich nicht in Einklang stehen­
den Bestimmungen der Arbeitszeitordnung 
keine Geltung mehr haben, weil das Rechts­
Überleitungsgesetz von sich aus schon die Auf­
hebung solcher Bestimmungen, die national­
sozialistisches Gedankengut enthalten, ver­
fügt. 

Dagegen ist der Verwaltungsgerichtshof der 
Meinung, daß es erst einer Kundmachung der 
Bundesregierung bedürfe, ob ein solches Ge­
setz aufgehoben ist oder nicht. Nach Meinung 
des Verwaltungsgerichtshofes wäre auch heute 
noch ein zehnstündiger Arbeitstag Rechtens. 

Meine Damen und Herren 1 Ich glaube nicht, 
daß Sie angesichts dieser Sachlage sagen 
können, daß wir einen klaren und befriedigen­
den Zustand auf dem Gebiete des Arbeitszeit­
rechtes haben. 

Das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung hat sich daher sehr bemüht, ein 
neues, zeitgemäßes österreichisches Arbeits­
zeitrecht zustande zu bringen, und hat letzt­
malig im Jahre 1958 einen Entwurf vorgelegt, 
der der Empfehlung 1 1 6  in maßgeblichen 
Punkten entsprochen hätte. Er hat nämlich 
die in dieser Empfehlung empfohlene - bitte 
diese Wiederholung zu entschuldigen - schritt­
weise Verkürzung der Arbeitszeiten vorge­
sehen. Diejenigen, die sich mit diesem Entwurf 
beschäftigt haben, werden sich erinnern, daß 
bis 1963 die Arbeitszeit auf Grund des Arbeits­
zeitgesetzes bis auf 40 Stunden herabgesetzt 
werden sollte. Dieser Entwurf ist nie auf den 
Tisch dieses Hauses gelangt, und wir können 
das nur bedauern. Wir können auf eine 
öffentlich-rechtliche Regelung des Arbeits­
zeitrechtes keineswegs verzichten. 

Wir als Gewerkschafter sind natürlich 
darüber glücklich, daß es dem Gewerkschafts­
bund gelungen ist, diesen Kollektivvertrag 
über die 45 Stunden-Woche zustande zu 
bringen, aber wir haben jetzt den Zustand, 
daß gesetzlich eine 48 Stunden-Woche vor­
gesehen ist, daß praktisch in weiten Be­
reichen unserer Wirtschaft die 45 Stunden­
Woche gilt und daß darüber hinaus in zahl­
reichen Betriebsvereinbarungen oder Sonder-
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kollektivverträgen weitgehend auch schon die 
40 Stunden-Woche verwirklicht ist. Dazu 
kommt, daß es noch eine ganze Reihe von 
Sonderbestimmungen gibt. Ich weise nur 
auf die Regelung der Sonntagsarbeit hin, 
auf die Regelung der Arbeitszeiten für be­
stimmte Personen, für Frauen, für Jugend­
liche und für bestimmte Berufe. 

Es gibt also viele Bestimmungsgründe dafür, 
daß wir ein neuzeitliches, den sozialpolitischen 
Erfordernissen entsprechendes Arbeitszeitge­
setz bekommen, und es ist angesichts der 
Behandlung des Berichtes der Bundesregie­
rung der Zeitpunkt geeignet, darauf hinzu­
weisen, daß eine solche Lösung ehebaldigst 
getroffen werden müßte. 

Zur Empfehlung 1 17 möchte ich feststellen, 
daß der Bericht der Bundesregierung sich 
mit dem Schulwesen auf Grund der neuen 
Schulgesetze beschäftigt und insbesondere auf 
das neunte Schuljahr mit dem polytechnischen 
Lehrgang hinweist, auf die Berufsberatung, 
auf das Ausbildungswesen in Lehrverhält­
nissen, die Förderung der Berufsausbildung 
im Bergbau, das berufsbildende Schulwesen 
und die Einrichtungen zur beruflichen Weiter­
bildung durch das Wirtschaftsförderungsinsti­
tut der Handelskammern, durch das Berufs­
förderungsinstitut des Gewerkschaftsbundes, 
durch die technisch-gewerbliche Abendschule 
der Arbeiterkammer ; es werden sogar die 
berufsbildenden Kurse der Volkshochschulen 
erwähnt. 

Das ist gewiß eine beachtliche Übersicht 
über den Stand solcher Einrichtungen, aber 
ich glaube, bei näherer Betrachtung der Dinge 
wird man zu dem Ergebnis kommen, daß 
keineswegs Grund zu Selbstgefälligkeit und 
Selbstzufriedenheit besteht ; denn auch auf 
diesem Gebiet ist vieles nicht mehr zeitgemäß, 
und es sind auch hier moderne Rechtsgrund­
lagen erforderlich. 

Ich bringe in Erinnerung, daß sich im 
besonderen die Arbeiterkammern schon sehr 
frühzeitig bemüht haben, ein Berufsaus­
bildungsgesetz auszuarbeiten, und wenn ich 
nicht irre, ist sogar in diesem Hause ein Initia­
tivantrag dieser Art gestellt worden, aber 
leider ist aus alledem nichts geworden. Und 
das bei dem Stand der Dinge, daß nämlich 
die Gewerbeordnung, die das Berufsausbil­
dungswesen weitgehend regelt, vielfach 
veraltet, nicht mehr zureichend ist, eine 
Fülle von Lehrberufen aufweist, die nicht 
mehr alle Anspruch auf Geltung haben ; 
außer den handwerksmäßigen Gewerben und 
den darin gegebenen Ausbildungsmöglichkeiten 
sind ja für Lehrlinge neue Ausbildungsstätten 
entstanden, für die entweder nur unzureichende 
oder gar keine Rechtsgrundlagen bestehen. 

Ich weise auf die Industrielehrlinge hin. 
Die Industrie konnte es sich natürlich nicht 
mehr leisten, auf die eigene Ausbildung 
von Lehrlingen zu verzichten, sie mußte eigene 
Lehr- und Ausbildungsmöglichkeiten schaffen 
und hat auch ausgezeichnete Einrichtungen 
dieser Art zustande gebracht. In unseren 
Großbetrieoen gibt es vorbildliche Lehrwerk­
stätten, und auch die Methoden der Lehrlings­
ausbildung sind dort vorbildlich ; aber sie 
stehen noch immer in Konflikt mit der Ge­
werbeordnung, mit der die Lehrverhältnisse 
dort nicht in Einklang gebracht werden konn­
ten. 

Um also überhaupt eine Regelung zunächst 
einmal zustande zu bringen, sind ursprünglich 
die Lehrlinge in Industriebetrieben nicht wie 
die handwerksmäßigen Lehrlinge von der 
Handelskammer, sondern bei den Gemeinden 
registriert worden, und ihre Lehrverträge 
wurden dort protokolliert. Schließlich ist 
man aber dann dazu übergegangen, auf 
Grund von Richtlinien, die die Industrie­
sektion der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft erlassen hat, die sogenannte Fach­
arbeiterprüfung einzuführen. Diese Fachar­
beiterprüfung hat aber auch keine gesetzliche 
Grundlage. Die Handelskammern stützen diese 
ihre Richtlinien auf die aus dem Jahre 1939 
stammende Satzung des Prüfungsamtes für 
die Industriefacharbeiterprüfung, und dieses 
Prüfungsamt hat wieder seine Rechtsgrund­
lage in einem Erlaß des Reichswirtschafts­
ministers vom 12.  Dezember 1938. Dieser 
Erlaß des Reichswirtschaftsministers enthält 
aber, wenn man sich seinen Wortlaut ver­
gegenwärtigt, ohne Zweifel nationalsozialisti­
sches Gedankengut. Es sind darin Zustän­
digkeiten für die "Hitlerjugend" ,  für den 
"Bund Deutscher Mädchen" enthalten. Natür­
lich wird das nicht mehr gebraucht, und es 
wird nicht mehr davon gesprochen, aber 
gewisse Bestimmungen aus diesem Erlaß 
werden heute noch von den Handelskammern 
angewendet. 

Außer den Industrielehrwerkstätten sind 
neue Ausbildungsstätten entstanden : die Lehr­
werkstätten der Energieversorgungsunter­
nehmungen, die Lehrwerkstätten der Öster­
reichischen Bundesbahnen, die Lehrwerk­
stätten der Post- und Telegraphendirektionen, 
die Lehrwerkstätten des Österreichischen Ge­
werkschaftsbundes und Lehrwerkstätten kari­
tativer Eimichtungen sowie solche, die von 
Flüchtlingsorganisationen geführt werden. 

Für einen Teil der Lehrlinge in solchen 
Ausbildungsstätten ist eine Gleichstellung mit 
den Lehrlingen nach der Gewerbeordnung 
durch sogenannte Gleichhaltungsverordnungen 
bewerkstelligt worden - also Gleichhaltung 
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mit den Lehrlingen, die in handwerksmäßigen 
Gewerben ausgebildet werden. Aber die Vor­
aussetzung dafür ist, daß diese Lehrlinge 
in solchen Verrichtungen unterwiesen werden, 
welche den Gegenstand handwerksmäßiger 
Gewerbe bilden, und die von Personen ge­
übt werden, die den Befähigungsnachweis 
in diesem Gewerbe besitzen. Für die Lehr­
werkstätten der Österreichischen Bundesbah­
nen ergibt sich, daß die Gleichhaltungsver­
ordnung nur insoweit anzuwenden ist, als 
in diesen Lehrwerkstätten Schlosser ausgebil­
det werden. Nun werden aber in den Lehr­
werkstätten der Bundesbahnen auch Tischler 
und Lehrlinge, die sich anderen Berufen zu­
wenden werden, ausgebildet. Sie haben eigent­
lich keinen gesetzlichen Anspruch auf irgend­
welche Prüfungen und auf Prüfungszeugnisse. 
Für die Post ergibt sich beispielsweise, daß 
die Ausbildung zum Fernmeldemonteur durch 
keinerlei Prüfungsverordnung oder gesetzliche 
Grundlagen geregelt ist, weil der Beruf des 
Fernmeldemonteurs kein Beruf in einem hand­
werklichen Gewerbe ist. 

Meine Damen und Herren ! Ich für meine 
Person möchte behaupten, daß in der Über­
zahl der gewerblichen Lehrwerkstätten die 
Ausbildung eine verhältnismäßig einseitige 
ist, aber wenn Sie berücksichtigen, daß, wie 
ich schon gesagt habe, eine große Zahl von 
Lehrberufen nach der Gewerbeordnung ver­
zeichnet ist, die als Lehrberufe kaum mehr 
in Frage kommen können, und wenn Sie nun 
dazu in Betracht ziehen, daß es eine lange 
Liste von Lehr- und Anlernberufen gibt, 
die in einem Verzeichnis auf Grund des 
gleichen Erlasses des Reichswirtschaftsmini­
sters, den ich schon erwähnt habe, aufscheinen, 
dann müssen Sie daraus ableiten, daß es 
dringend notwendig ist, auch hinsichtlich 
der Qualifizierung, der Feststellung von Lehr­
berufen eine Bereinigung und Ordnung vor­
zunehmen. 

Es zeigt sich also, daß auch auf dem Gebiete 
der Berufsausbildung sehr unbefriedigende 
Zustände herrschen, daß eine Regellosigkeit 
vorliegt und daß moderne Ausbildungsvor­
schriften und -institutionen absolut fehlen. 
Ich wiederhole, daß ich nicht der Meinung 
bin, daß es immer internationale Empfehlungen 
sein müssen, die man erst kennenlernen muß, 
um etwas Rechtes in unserem Lande zustande 
zu bringen, aber so wie die Dinge bei uns 
liegen, ist eine Bereinigung und Modernisierung 
des Berufsausbildungswesens absolut geboten 
und dringend nötig. Ich möchte die Hoffnung 
aussprechen, daß in der wahrscheinlich vor 
diesem Hause vor sich gehenden Regierungs­
erklärung Ankündigungen über eine Berei­
nigung dieser Dinge zu finden sein werden, 
daß die Inangriffnahme, die Herstellung eines 

modernen sozialpolitisch gerechtfertigten Be­
rufsausbildungswesens und eines ebenso sozial· 
politisch gerechtfertigten Arbeitszeitrechtes zu­
gesagt werden wird. (Beifall bei der SpO.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schluß­
wort. Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Bei der A bs ti mmun g wird der Bericht 
der Bundesregierung e ins ti mmig zur Kennt­
nis  genommen. 

5. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (287 der Beilagen) : 
Bundesverfassungsgesetz, mit dem Bestim­
mungen des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 über Staatsverträge abge­
ändert und ergänzt werden (373 der Beilagen) 

6. Punkt : Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (288 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz vom 
7. Dezember 1920 über das Bundesgesetzblatt 
neuerlich abgeändert wird (374 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 5 und 6 der heutigen Tagesordnung, 
über die ebenfalls beschlossen wurde, die 
Debatte unter einem abzuführen. Es sind dies : 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem Bestim­
mungen des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 über Staatsverträge abge­
ändert und ergänzt werden, und ein 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
vom 7. Dezember 1920 über das Bundesgesetz­
blatt neuerlich abgeändert wird. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Hauser. Ich ersuche 
ihn um seine Berichte. 

Berichterstatter Dr. Hauser : Ich darf namens 
des Verfassungsausschusses über die Regie­
rungsvorlage 287 der Beilagen, betreffend ein 
Bundesverfassungsgesetz, mit dem Bestim­
mungen der Bundesverfassung über S t a a t s­
v er t r ä g e  abgeändert und ergänzt werden, 
berichten. 

Der Verfassungsausschuß hat in seiner 
Sitzung vom 23. Jänner 1964 zur Vor beratung 
dieses Gesetzes einen Unterausschuß eingesetzt, 
dem die Abgeordneten Dr. Josef Gruber, 
Dr. Hauser, Dr. Piffl.-Percevic und Stohs 
von der Österreichischen Volkspartei, die Abge­
ordneten Mark, Dr. Migsch, Uhlir und Doktor 
Winter von der SPÖ und der Abgeordnete 
Dr. van Tongel von der Freiheitlichen Partei 
angehörten. 

Der Unterausschuß hat die Regierungsvor­
lage eingehend und gründlich beraten und dem 

183 
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Verfassungsausschuß einen umfassenden Be­
richt mit Abänderungsvorschlägen vorgelegt. 

Die Regierungsvorlage geht von der Er­
wägung aus, daß der sogenannte Grundsatz 
der generellen Transformation von Staats­
verträgen, der derzeit in unserer Bundesver­
fassung verankert ist, beibehalten werden 
soll, daß jedoch zur Vermeidung der damit 
verbundenen Nachteile die Möglichkeit ge­
schaffen werden soll, im Einzelfall zur soge­
nannten speziellen Transformation überzu­
gehen, das heißt also, völkerrechtliche Normen 
im inländischen Geltungsbereich durch be­
sondere Beschlüsse von Gesetzen oder Verord­
nungen erst zur Erfüllung zu bringen. In der 
Regierungsvorlage war zu diesem Zwecke 
in Artikel I Z. 3 vorgesehen, daß dem Bundes­
präsidenten das Recht eingeräumt wird, an­
läßlich des Abschlusses eines Staatsvertrages 
anzuordnen, "daß ein Staatsvertrag durch 
ErIassung von Gesetzen oder Verordnungen 
zu erfüllen ist". 

Der Ausschuß war nun der Auffassung, 
daß es der Stellung des Gesetzgebers nicht 
entspräche, wenn er durch eine zwar mit seiner 
Genehmigung getroffene Anordnung des Bun­
despräsidenten, somit eines Vollzugsorgans, 
zur Erlassung von Gesetzen verpflichtet werden 
könnte. Der Verfassungsausschuß schlägt dar­
um vor, daß der Ausschluß der sogenannten 
generellen Transformation hinsichtlich poli­
tischer oder gesetzändernder Staatsverträge, 
also solcher Staatsverträge, deren Inhalt einen 
Gesetzgebungsakt notwendig macht, um in 
die inländische staatliche Rechtsordnung trans­
formiert zu werden, dem Gesetzgeber allein 
vorbehalten werden soll. 

Der Vorschlag des Ausschusses zielt darum 
darauf ab, Z. 2 der Regierungsvorlage dahin 
zu ergänzen, daß dem Artikel 50 der Bundes­
verfassung ein neuer Absatz 2 eingefügt 
werde, in dem nun bestimmt wird, daß der 
Nationalrat anläßlich der Genehmigung eines 
Staatsvertrages beschließen kann, daß dieser 
Staatsvertrag durch Erlassung von Gesetzen 
zu erfüllen ist. 

Die in der Regierungsvorlage vorgeschlagene 
Ergänzung des Artikels 50 Abs. 1 der Bundes­
verfassung hätte damit zu entfallen. 

Der bisherige Artikel 50 Abs. 2 der Bundes­
verfassung hätte nach der vom Ausschuß vor­
geschlagenen Einfügung dann die Bezeich­
nung Absatz 3 zu erhalten. Außerdem wäre 
dafür vorzusorgen, daß auch Beschlüsse des 
Nationalrates, mit denen die generelle Trans­
formation verfassungsändernder Staatsver­
träge im Einzelfall ausgeschlossen wird, auch 
den qualifizierten Beschlußerfordernissen des 
Artikels 44 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz 
entsprechen müssen. Zu diesem Zweck wurden 

im ersten Absatz des jetzigen Artikels 50 
Abs. 3 der Bundesverfassung die Worte 
"und Abs. 2" eingefügt. Um klarzustellen, 
daß Beschlüsse des Nationalrates gemäß dem 
vorgeschlagenen neuen Artikel 50 Abs. 2 Bun­
des-Verfassungsgesetz auch dann keiner be­
sonderen Kennzeichnung bedürfen, wenn sie 
verfassungsändernde Staatsverträge betreffen, 
wurde durch eine Ergänzung des zweiten 
Satzes klargestellt, daß sich die Kennzeich­
nungspflicht nur auf die betreffenden Staats­
verträge selbst bezieht. 

Als Folge dieser vom Unterausschuß vorge­
schlagenen . Neufassung ist im Artikel 49 
Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz - das ist 
die Z. 1 der Regierungsvorlage der 
Klammerhinweis am Ende des letzten Satzes 
zu ändern. Weiters wäre das in der Regie­
rungsvorlage in Aussicht genommene Recht 
des Bundespräsidenten zum Ausschluß der 
generellen Transformation eines konkreten 
Staatsvertrages - Z. 3 der Regierungs­
vorlage - auf nicht unter Artikel 50 der 
Bundesverfassung fallende Staatsverträge, also 
auf solche Staatsverträge, deren Inhalt durch 
eine Verordnung in die innerstaatliche Rechts­
ordnung transformiert werden kann, einzu­
schränken. Endlich wäre auch noch Absatz 2 
des neuen Artikels 140 a Bundes-Verfassungs­
gesetz - das ist Z. 6 der Regierungsvor­
lage - entsprechend zu ergänzen. 

Im übrigen darf ich auf die Erläuternden 
Bemerkungen zur Regierungsvorlage ver­
weisen. 

Zur KlarsteIlung des normativen Gehaltes 
des Artikels 49 Abs. 1 Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung der Regierungsvorlage 
ist noch festzuhalten, daß im letzten Halbsatz 
die Worte "dies gilt jedoch nicht für Staats­
verträge, die durch Erlassung von Gesetzen 
zu erfüllen sind" sich nur auf den Geltungs­
beginn beziehen. Weiters wird festgehalten, 
daß auf Seite 4 der Erläuternden Bemerkungen 
ein Schreibfehler unterlaufen ist, es soll statt 
"statistischen Transformation" "etati­
stischen . . .  Transformation" heißen. 

Im Zuge der Beratungen hat der Verfas­
sungsausschuß beschlossen, dem Hohen Haus 
die beiden dem Ausschußbericht beigedruckten 
E n t s c hl i e ß u ngen zur Annahme zu emp­
fehlen. Die Entschließung Nr. 1 geht auf 
einen Antrag der Abgeordneten Stohs, Mark 
und Dr. van Tongel, die Entschließung Nr. 2 
auf einen Antrag der Abgeordneten Dr. van 
Tongel, Dr. Kummer und Mark zurück. 

Der Verfassungsausschuß hat den Gesetz­
entwurf in seiner Sitzung am 2. März 1964 
beraten und nach einer Debatte, in der außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Doktor 
Prader, Dr. Josef Gruber und Stohs sowie 
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der Ausschußobmann das Wort ergriffen, 
einstimmig angenommen. 

Ich darf namens des Verfassungsausschusses 
somit den A n t r a g stellen, der Nationalrat 
wolle 

1 .  dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (287 der Beilagen) mit den 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Ab­
änderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen ; 

2. die dem Ausschußbericht beigedruckten 
Entschließungen annehmen. 

Ich darf anschließend daran noch über die 
Regierungsvorlage 288 der Beilagen, betreffend 
das B un d e s g e s e t z  b l a t t, berichten. Der 
Verfassungsausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 23. Jänner 1964 zur Vorberatung der 
erwähnten Regierungsvorlage ebenfalls einen 
Unterausschuß eingesetzt, dem die Abge­
ordneten Dr. Josef Gruber, Dr. Hauser, 
Dr. Piffi-Percevic und Stohs von der ÖVP, 
die Abgeordneten Mark, Dr. Migsch, Uhlir 
und Dr. Winter namens der SPÖ und Dr. van 
Tongel für die Freiheitliche Partei angehörten. 

Der Unterausschuß hat die Regierungs­
vorlage, die mit dem gleichfalls im Ausschuß 
verhandelten Entwurf, betreffend das Bundes­
verfassungsgesetz, das vorhin erwähnt wurde 
(287 der Beilagen), im Zusammenhang steht, 
eingehend beraten und ebenfalls eine Reihe 
von Abänderungen vorgeschlagen. 

Die vorgeschlagene Änderung des § 2 
Abs. 1 lit. b des Bundesgesetzes über das 
Bundesgesetz blatt ist eine notwendige Folge 
des Änderungsvorschlages des Unterausschus­
ses zur Regierungsvorlage in 287 der Beilagen. 
Der Änderungsvorschlag zu § 2 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 
dient lediglich einer formellen Verbesserung. 

Ich darf hier ebenfalls auf die Erläuternden 
Bemerkungen zur Regierungsvorlage selbst 
verweisen. 

Der Verfassungsausschuß hat den Gesetz­
entwurf in seiner Sitzung am 2. März 1964 
beraten und nach einer Debatte, in der außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Dr. Prader, Dr. Josef Gruber und Stohs sowie 
der Ausschußobmann das Wort ergriffen, 
einstimmig angenommen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit durch 
mich den A n t r a g, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (288 der Beilagen) mit den dem Aus­
schußbericht angeschlossenen Abänderungen 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Bezüglich der von mir referierten Gesetze 
darf ich, falls Wortmeldungen vorliegen, den 
Antrag stellen, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter bean­
tragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem vorzunehmen. - Ein Einwand hie­
gegen wird nicht erhoben. General- und 
Spezialdebatte werden daher unter einem 
vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Migsch 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Migsch (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Es ist im menschlichen 
und im gesellschaftlichen Leben schon so : 
Große Dinge sind unscheinbar und tragen ein 
härenes Kleid. Es mag in Österreich viele 
geben, die in dem Problem, das heute hier 
geregelt wird, einen bloßen Juristenstreit 
erblicken. Es mag auch sehr viele geben, die 
aus Gläubigkeit an Integrationsbestrebungen,. 
an Europabestrebungen und dergleichen mehr 
die Regelung scheel anblicken. Ich persönlich 
bin auch überzeugt davon, daß die breite 
Öffentlichkeit der Journalistik von dieser 
Neuregelung wenig Notiz nehmen wird. Und 
dennoch, meine Damen und Herren, handelt 
es sich hier um ein staatsrechtliches Grund­
problem von größter und weittragender Be­
deutung. Hier handelt es sich in Wahrheit 
um die Wahrung der österreichischen Souverä­
nität, um die Wahrung echten demokratischen 
Parlamentarismus. 

Ich wurde auf diese Frage im Jahre 1958 
nach der völkerrechtlichen Genehmigung der 
Menschemechtskonvention aufmerksam ge­
macht. In der Folgezeit wurde ich insbeson­
dere durch viele Debatten und Artikel über 
Integrationsbestrebungen mißtrauisch. Ich 
konnte mich niemals von der Sorge befreien, 
wie leichtfertig viele Kräfte in Österreich 
mit der österreichischen Souveränität spielen 
und sie zu opfern bereit sind. Mancher mag 
sagen, ich sehe schwarz. Das mag sein, denn 
ich habe bewußt die Erste Republik erlebt, 
die Zeit, in der jede politische Kraft, die in 
diesem Lande lebendig war, nur mit einem 
Fuße - wie ich schon einmal in diesem Parla­
mente ausgeführt habe - zu diesem Staate 
stand und die Sehnsucht hinausging, über den 
Staat hinweg. 

Meine Damen und Herren ! Alle positiven 
Kr äfte haben sich 1 945 zu Österreich bekannt. 
Wir haben damals zum ersten Mal in unserer 
Geschichte unsere Sache auf uns selbst gestellt . 
Der Staatsvertrag als Frucht dieser Bestre­
bungen hat an dieser Situation auch nichts 
geändert, und er gewährt uns gar nicht, das. 
sei einmal deutlich ausgesprochen, auf irgend­
einem Wege die Flucht aus diesem Staate. 

Ich bin in diesen Jahren lange Zeit der 
Rufer in der Wüste gewesen. Aber die Fach­
wissenschaft hat sich mit diesem Problem 
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beschäftigt, und ein - Erkenntnis des Verfas­
sungsgerichtshofes aus dem Jahre 1961 hat 
klar und deutlich ausgesprochen, daß die 
generelle Transformation internationalen Rech­
tes in die österreichische Rechtsordnung dem 
Grunde nach verfassungswidrig ist. Worum 
handelt es sich bei diesem Problem � Wir 
wissen, daß Qualität sehr häufig in Quantität 
umzuschlagen fähig ist. Ich habe bereits in 
meiner Geschäftsordnungsrede im Jahre 1961 
darauf verwiesen, daß wir uns in einer Periode 
der Internationalisierung des Rechtes befinden. 
Das sieht in der Praxis so aus : Im Bundes­
gesetz.blatt 1962 finden Sie 115 internationale 
Abkommen und Verträge kundgemacht. Blät­
tern Sie 30 Jahre zurück : 1932 waren es 19. 

Es gibt heute kein Gebiet des menschlichen 
Lebens, auf dem nicht internationale Organe 
tätig sind, um eine Rechtsangleichung und 
gemeinsame Regeln zu erstellen. Ich möchte 
.ausdrücklich betonen : Ich und jeder von uns 
wird diesen Prozeß begrüßen und bej ahen, 
aber es kann doch nicht so sein, daß zwei, 
drei Delegierte, Beamte oder sonstige Ver­
treter - oft sind es nicht einmal Staats­
beamte -, auf einer internationalen Konferenz 
einen Vertrag entwerfen und dieser Vertrag 
durch bloße Ratifizierung schon österreichi­
sches Recht sein, in die österreichische Rechts­
ordnung eingehen soll. Denken Sie das durch ! 
Was ist da noch das österreichische Parlament ? 
Was bleibt hier in 10, -20 Jahren übrig ? 
Nichts ! Das bedeutet eine Entmachtung, eine 
Entrechtung des demokratischen Parlamen­
tarismus. Von Freiheit, von Demokratie nur 
zu reden, ist zuwenig. Es hat einen konkreten 
Inhalt, und diesen Inhalt haben wir zu wahren. 
Oder : Wo bleibt dann eine österreichische 
Souveränität, wo bleibt die österreichische 
Entscheidung, die Wahrung der Stellung und 
der Haltung der österreichischen Politik in 
dieser Zeit, wenn wir den Akt der Rechts­
schöpfung unabhängigen internationalen Or­
ganen überantworten � Wie können wir in 
einer solchen Zeit das, was wir beschlossen 
haben, die Neutralität, aufrechterhalten 1 
Wir sind dann, wenn diese Entwicklung 
weitergeht, nicht einmal ein halbsouveräner 
Staat, wir sind ein Glied irgendeiner Rechts­
gemeinschaft, genießen aber nicht die Vorteile 
dieser Rechtsgemeinschaft, denn die haben 
alle keine Souveränität. 

Meine Damen und Herren ! Wer wirklich 
zu diesem Lande, zu Österreich, steht, der 
muß es ablehnen, eine österreichische Souve­
ränität aufzugeben, ohne dafür die Souveräni­
tät eines hohen internationalen Ver bandes zu 
empfangen. Solange sich eine solche Souve­
ränität nicht entwickelt, haben wir an unserer 
österreichischen mit allen Mitteln festzuhalten. 

Die Frage, die wir hier lösen, beinhaltet dieses 
Problem. Ich sage es ganz offen : Ich bekenne 
mich so wie geradezu die Gesamtheit der 
österreichischen Rechtswissenschaft zur spe­
ziellen Transformation. Ich halte es mit 
unserer Verfalilsung für unvereinbar, daß durch _ 
einen bloßen Akt der völkerrechtlichen Akzep­
tierung ein Vertrag ohne eigenen gesetzes­
schöpferischen Akt in die österreichische 
Rechtsordnung eingeht. Ich räume aber ein, 
daß Österreich heute durch den Übergang zur 
speziellen Transformation sein völkerrecht­
liches Gesicht verlieren könnte. 

Im Unterausschuß haben wir eine Form 
gefunden, die meiner Meinung nach ganz 
ausgezeichnet ist. Wir halten, wie der Herr 
Berichterstatter wohl gesagt hat, an dem 
grundsätzlichen Gesichtspunkt der generellen 
Transformation fest, überantworten es aber 
in jedem einzelnen Fall dem Parlament, sein 
Recht zu wahren. In dem Augenblick ist das 
Bekenntnis zur generellen Transformation nur 
ein formeller Akt. Es hängt vom österreicbi­
sehen Parlament ab, was es aus der speziellen 
Transformation im konkreten Fall macht und 
gestaltet. Was hier erreicht wurde, ist die 
Wahrung der Rechte des österreich ischen 
Parlaments, die Wahrung der österreichischen 
Souveränität. Ich würde nur wünschen, daß 
nicht nur Sie, sondern auch die österreichischen 
Parlamentarier, die in 10 oder 20 Jahren 
hier in diesem Hause sitzen werden, recht 
häufig von dem Grundsatz der speziellen 
Transformation Gebrauch machen. 

Ich möchte aber meine Ausführungen nicht 
beenden, ohne allen jenen gedankt zu haben, 
die mitgeholfen haben, daß dieses Gesetzes­
werk heute über die Bühne des Parlaments 
gehen kann. Ich danke nicht nur dem Ver­
fassungsdienst und den Rechtsgelehrten, die 
daran mitgewirkt haben, sondern ich habe 
auch die Überzeugung, daß der Bundes­
regierung und dem Parlament, diesen beiden 
so vielgelästerten Institutionen, eine große 
Ehre zukommt, ein so großes Werk über die 
Bühne zu führen und heute zu beschließen. 
Ich danke, meine Damen und Herren. (Beifall 
bei der SptJ.) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Piffl.-Percevi6 gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Pifft·Percevic (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Um das Problem auszuloten, 
das uns heute hier beschäftigt, fand vor ge­
raumer Zeit im Bundeskanzleramt eine Enquete 
statt, an der ganz hervorragende Staats­
und Völkerrechtslehrer teilnahmen. Soweit 
wir ins Bild gesetzt sind, gelang diese Auslotung 
nicht vollends und jedenfalls nicht in voller 
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'Übereinstimmung. Es ergaben sich jedoch 
solche Ermittlungen und Feststellungen, die 
es ermöglichten, in dieser dringenden Frage 
eine Regierungsvorlage einzubringen. 

Ich schließe mich dem Dank, den bereits 
mein Vorredner an das Bundeskanzleramt 
gerichtet hat, von ganzem Herzen an. Die 
Regierungsvorlage ist sehr gewissenhaft aus­
gearbeitet und vor allem in den Erläuternden 
Bemerkungen ganz ausgezeichnet ausgestattet. 

Das Problem, das uns hier beschäftigt, 
ist aber doch nicht ganz dasjenige, das mein 
Vorredner gemeint hat ; ich komme darauf 
noch zu sprechen. Um das Problem, um 
das es sich wirklich handelt, richtig ermessen 
und erkennen zu können, ist es notwendig, 
den Anlaß für dieses sanierende und helfende 
Eingreifen kurz zu streifen. 

Der Anlaß waren Erkenntnisse des Ver­
fassungsgerichtshofes vom 27. Juni 1960 und 
vom 14. Oktober 1961 , die sich mit Artikel 6 
beziehungsweise mit Artikel 5 der Europäi­
schen Menschenrechtskonvention befaßten. 
Das Ergebnis dieser Befassung war die Fest­
stellung, daß zumindest hinsichtlich der ein­
zelnen Artikel, die in Verhandlung standen, 
die Konvention keinen Verfassungsrang habe. 
Daraus ergibt sich, daß sie insgesamt keinen 
Verfassungsrang besitzt. Zweitens sind zu­
mindest die in Untersuchung gezogenen Be­
stimmungen nicht unmittelbar anwendbares 
Recht, also nach dem Fachausdruck "non 
self executing" .  

Diese zwei Erkenntnisse des Verfassungs­
gerichtshofes haben uns - ich muß es ge­
stehen - in Schrecken versetzt (Abg. Dok­
tor Migs c h :  Mich nicht l Ich habe sie be­
grüßt I Das glaube ich, daß Sie in Schrecken 
versetzt wurden I), und z war deswegen, weil 
es sich um das Abgehen vom Grundsatz 
"in dubio pro libertate" handelt. Ich darf 
darauf hinweisen, daß es sich um die Men­
schenrechtskonvention handelte. Wenn nun 
der Verfassungsgerichtshof feststellt, daß diese 
Menschenrechtskonvention in Österreich noch 
gar nicht anwendbar ist, daß sie die öster­
reichischen Behörden noch gar nicht anwenden 
dürften, daß sie überdies keinen Verfassungs­
rang habe, so ist das ein Verstoß gegen den 
Grundsatz oder, um es milder zu sagen, ein 
Abgehen vom Grundsatz "in dubio pro liber­
tate". 

Der zweite besorgniserregende Punkt war 
das Abgehen des Verfassungsgerichtshofes von 
seiner sonst ständig geübten grundsätzlichen 
Haltung "in dubio pro legislatore", daß 
nämlich in Zweifelsfällen jene Auslegung einer 
Gesetzesstelle den Vorzug genießt, die mit 
der bestehenden Rechtsordnung in Einklang 
zu bringen ist. Nunmehr hat der Verfassungs-

gerichtshof mit seinen Erkenntnissen, indem 
er von diesem Grundsatz abging, festgestellt, 
daß die Menschenrechtskonvention nicht Ver­
fassungsrang hat, daß sie nicht " self executing" · 
ist. Er hat sich also eine Auslegung zurecht., 
gelegt, die mit der bestehenden Rechtsordnung 
nicht im Einklang steht. (Abg. Dr. M igsch:  
OOO f) Auf das Warum komme ich noch 
zu sprechen. 

Jedenfalls haben diese Erkenntnisse sofort 
eine allgemeine Kritik der Wissenschaftler 
und der Politiker ausgelöst. Ich erwähne 
von den wissenschaftlichen Kritikern etwa 
GoIson, Pfeifer, Janowsky, Ermacora und 
Hellbling. Ich möchte aber natürlich nicht 
verschweigen, daß sich das Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes in dieser Frage auf 
Winkler stützt (Abg. Dr. M igsch :  80 ist 
�s I), dem Marcic im Grundsätzlichen, im 
Formellen zwar beistimmt, der aber, weit 
darüber hinausgehend, nicht dabei stehen­
bleibt, sondern sich zu dem Satz bekennt, 
daß über dem Verfassungsrecht noch das 
Völkerrecht stehe und daß es ein Über­
Verfassungsrecht gibt. Ich will nur sagen, 
daß das Zustimmen Marcic' zur Auffassung 
Winklers in dem Fall nicht stehenblieb, 
sondern daß er weit darü ber hinausging 
und dem Völkerrecht einen höheren Rang 
als der Verfassung einräumte. 

Worin liegt nun die Bedenklichkeit und die 
besorgniserregende Wirkung dieser Erkennt­
nisse 1 

Sie liegt erstens in der Widersprüchlichkeit 
des Erkenntnisses selbst. Der Verfassungs­
gerichtshof erklärte nämlich, daß die Menschen­
rechtskonvention nur den Gesetzgeber binde, 
daß sie aber bestenfalls im Range eines ein­
fachen Gesetzes stehe ; das heißt also, eine 
Norm, die laut Verfassungsgerichtshofaus­
spruch im Range eines einfachen Gesetzes 
stebe, verpflichte angeblich den Verfassungs­
gesetzgeber, ein Verfassungsgesetz zu erlassen. 
Das ist doch wohl ein glatter Widerspruch. 
Ich habe mir schon erlaubt, in einem anderen 
Zusammenhang von dieser Stelle aus auf 
diesen Widerspruch hinzuweisen. 

Das zweite, was uns bedrohlich erschien, 
ist eben die Tatsache des Abgehens vom Grund­
satz "in dubio pro libertate" - im Zweifel 
zugunsten des größeren Rechtes. Die Men­
schenrechtskonvention ist ja eine Konvention, 
die Menschenrechte feststellt. Wenn ein 
Oberst gericht feststellt, daß diese Rechte in 
Österreich noch gar nicht anwendbar seien, 
so ist es erschreckend, daß man hier von dem 
sonst unsere rechtliche Auffassung in den 
westlichen Ländern beherrschenden Grund­
satz "in dubio pro libertate" abzugehen 
scheint. 
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Zum dritten spricht aus dem Erkenntnis 
eine ausgesprochene Parlamentsfeindlichkeit 
(Abg. Dr. Migsch :  Na und ? Wieso ? - Abg. 
Buchanek :  Ähnlich wie beim Verwaltungs­
gerichtshof ! ) , denn die Menschenrechtskon­
vention wurde hier in diesem Hause unter 
folgendem Prätexte beschlossen : Wir beschlie­
ßen jetzt eine Verfassungsbestimmung. Der 
Herr Präsident sagte : Ich stelle daher fest, 
daß mindestens die Hälfte der Mitglieder 
anwesend ist und daß minde�tens zwei Drittel 
der Anwesenden dieser Vorlage zugestim�t 
haben. Alle Worte, die Feststellung qualifi­
zierter Beschlußerfordernisse und die Willens­
kundgebung der Abgeordneten waren darauf 
abgestellt, daß eine Verfassungs bestimmung 
beschlossen werden soll. Das hat sich ja auch 
bei anderen Dingen ereignet, die wir heute 
sanieren müssen. Wollen Sie vielleicht, ver­
ehrter Herr Abgeordneter Migsch, bezweifeln, 
daß das Hohe Haus - ich war damals noch 
nicht hier - beim Staatsvertrag Verfassungs­
recht schaffen wollte ? Da spielte sich das 
gleiche ab . Der Präsident stellte fest : Wir 
wollen jetzt eine Verfassungsbestimmung be­
scbließen. Es ist die nötige Anzahl der Mit­
glieder anwesend, es ist das nötige Quorum 
bei der Abstimmung selbst gegeben. Der 
Verfassungsgerichtshof aber sagt : Nein ! Trotz­
dem ist das kein Verfassungsrecht, weil im 
Bundesgesetzblatt das Wörtchen " Verfas­
sungsbestimmung" fehlt. Das mag formal 
richtig sein, aber parlamentsfreundlich ist das 
wirklich nicht (Abg. Dr. Mi g s c  h :  Das ist sehr 
parlamentstreundlich ! ) , wenn der Verfassungs­
gerichtshof uns in den Arm fällt und sagt, daß 
das, was wir als Verfassungsgesetz beschlossen 
haben, bestenfalls den Rang eines einfachen 
Gesetzes hat. 

Zum vierten kann man wirklich nicht sagen, 
daß dieses Erkenntnis besonders völkerrechts­
freundlich ist. Dafür brauche ich keine 
Begründung anzuführen. 

Fünftens schließe ich mich hier einer Aus­
führung Ermacoras an, der es "integrations­
feindlich" nennt, daß eine Menschenrechts­
konvention, die die Grundlage eines vereinten 
Europas ist - denn ein vereintes Europa muß 
mit der Erkenntnis beginnen, daß alle Euro­
päer gleiche Grundrechte haben (Abg. Dr. 
Migsc h :  Die neue Form der Flucht aus Oster­
reich !) -, durch ein Erkenntnis des Ver­
fassungsgerichtshofes vom verfassungsrecht­
lichen Podest weggewischt wird, durch ein 
Erkenntnis des Inhaltes, die Konvention sei 
gar nicht anwendbar, die österreichischen 
Behörden dürften sie noch gar nicht anwen­
den ! Ein solcher Spruch ist zweifellos inte­
grationsfeindlich, nicht im Sinne einer Inte­
gration EWG oder EFTA, sondern überhaupt 
im Sinne einer europäischen Gemeinsamkeit. 

(Abg. Dr. M ig8ch:  Die neue Flucht aus Oster­
reich !) 

Schließlich darf ich noch darauf verweisen, 
daß wir damit in eine überaus peinliche 
Lage in Straßburg geraten sind. Denn die 
Straßburger internationale Behörde, also eine 
völkerrechtliche Instanz, der wir uns mit der 
Annahme der Menschenrechtskonvention 
unterstellt haben, hat erklärt : Was der Ver­
fassungsgerichtshof feststellt, ist für Straß­
burg nicht maßgebend. Er hat festgestellt, daß 
der österreichische Staatsbürger, ohne erst 
den österreichischen Instanzenzug durchlaufen 
zu haben, sofort zur Menschenrechtskommis­
sion nach Straßburg kommen darf. 

Meine Damen und Herren t Daß dem so 
ist, das haben wir ja anerkannt. Wir haben 
uns im vorvergangenen Jahr und im ver­
gangenen Jahr bereits zweimal mit Gesetzen 
auf dem Strafrechtsgebiet beschäftigt, um 
dieser Auffassung des Straßburger Gerichts­
hofes nachzukommen. Wir haben also durch 
unsere Gesetzesbeschlüsse zu erkennen gegeben, 
daß wir nicht der Meinung des Verfassungs­
gerichtshofes sind, sondern daß wir der Mei­
nung sind : Die Konvention ist anwendbares 
Recht, und wir müssen uns, damit wir vor 
Straßburg nicht fällig werden, raschest an­
passen. Das wurde dann auch in Straßburg 
entsprechend anerkannt. 

Meine Damen und Herren ! Wenn ich jetzt 
eine Kritik ausgesprochen und die pein­
lichen Konsequenzen des Erkenntnisses des 
Verfassungsgerichtshofes dargelegt habe, so 
möchte ich feststellen, daß diese "Urteils­
schelte",  um einen altdeutschen Ausdruck zu 
gebrauchen, bei uns nie zu einer Richter­
schelte überspitzt wurde. Wir sind davon 
überzeugt, daß die Richter, die dieses Erkennt­
nis gefällt haben, ehrenwerteste und gewissen­
hafteste Männer sind, die das, was ihnen nach 
ihrem Gewissen richtig erschien, in den Spruch 
hineingearbeitet haben. Wir haben uns also 
trotz der Peinlichkeit und trotz der Frei­
heitsfeindlichkeit dieses Erkenntnisses nicht 
dazu hinreißen lassen, etwa davon zu sprechen, 
daß Unwissenheit oder böser Wille diese 
Richter geleitet habe. 

Wir wollen also feststellen, daß wir den 
Spruch achten, die Richter achten, aber auch 
die nötigen Konsequenzen ziehen. 

Nun könnte etwa jemand sagen : Obwohl 
der Verfassungsgerichtshof, obwohl ein Höchst­
gericht gesprochen hat, ist es also doch mög­
lich, daß das Parlament regulierend und 
ändernd eingreift. Warum ist das nicht in 
anderen Zusammenhängen möglich gewesen 1 
Um solchen Fehlmeinungen entgegenzutreten, 
möchte ich klar sagen : Die Folgerungen, die 
wir ziehen, sind die, aberkannte Rechte neu 
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zu verbriefen, während das, was man im ver­
gangenen Sommer wollte, hieß, zuerkannte 
Rechte abzuerkennen. Wir befinden uns also 
ganz gen au in der gegenteiligen Situation wie 
im vergangenen Sommer. Wir treten hier 
an, um aberkannte Rechte, um die jedem 
Österreicher aberkannten Rechte, nämlich die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten im Sinne 
der Straßburger Konvention, nunmehr neuer­
lich zu bestätigen und unanfechtbar mit Ver­
fassungsrang auszustatten. 

Das gleiche Schicksal widerfährt ja nicht 
nur der Menschenrechtskonvention, es be­
trifft auch den österreichischen Staatsver­
trag, auf dem wir in Österreich unser Leben 
in Freiheit aufbauen. Das gleiche Schicksal 
widerfährt der Konvention zum Schutze von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten, dem 
Abkommen über die Internationale Entwick­
lungsorganisation und anderen Staatsverträgen 
mehr, die Sie im zweiten Teil der Regierungs­
vorlage namentlich aufgezählt finden. Es 
gilt nunmehr, sie von den Konsequenzen des 
Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes zu 
befreien und sie zu sanieren. 

Bei dieser Sanierungsnotwendigkeit ergaben 
sich naturgemäß Fragen, die überhaupt im 
Zusammenhang mit Staatsverträgen und ihrer 
Transformierung in innerstaatliches Recht auf­
geworfen werden. Vom Berichterstatter, in 
den Erläuternden Bemerkungen beziehungs­
weise von meinem Vorredner ist schon er­
wähnt worden, daß wir in Österreich derzeit 
die generelle Transformation von Staatsver­
trägen haben. Das heißt, der Staatsvertrag 
wird mit der Genehmigung, mit der Ratifltie­
rung so, wie er lautet, sofort innerstaatliches, 
österreichisches Recht. Zweifellos ist diese 
Methode völkerrechtsfreundlich, sie läßt aber 
auch in einer Anzahl von Fällen wichtige 
Probleme offen, Probleme, die, wie wir bisher 
feststellen konnten, eher vom Obersten Ge­
richtshof in der Richtung "self executing" 
ausgelegt wurden als vom Verfassungsge­
richtshof. Ich erwähne etwa das Erkenntnis 
des Obersten Gerichtshofes über die Selbst­
anwendbarkeit, die sofortige Anwendbarkeit 
des österreichischen Staatsvertrages bezüglich 
der Jugoslawien-Entschädigung. 

Im übrigen möchte ich aber noch bemerken, 
daß zumindest wir Juristen im Zusammen­
hang mit den Zweifeln des Verfassungsgerichts­
hofes, ob denn Staatsverträge "self executing" 
sein könnten, mit einem Augurenlächeln ge­
stehen müssen, daß sehr viele innerösterreichi­
sche, von uns beschlossene Gesetze Stellen 
enthalten, die ohne mühselige Judikatur, 
ohne Nachhilfe durch Erlässe und ähnliches 
mehr, kaum ausführbar sind. Das ist zum 
Beispiel dann der Fall, wenn von einer "an-

gemessenen Frist" und vielem anderen mehr 
die Rede ist. Unsere ganze innerösterreichische 
Rechtsordnung wimmelt von unbestimmten 
Gesetzesbegriffen. Trotzdem handelt es sich 
bei diesen gesetzlichen Bestimmungen um 
unmittelbar anwendbares Recht. 

In diesem Zusammenhang darf ich an die 
Regierungsvorlage 60 der Beilagen aus der 
vergangenen Gesetzgebungsperiode erinnern, 
die sich vornahm, gewisse Punkte der Menschen­
rechtskonvention auszuführen, weil sie tat. 
sächlich in einigen Fällen einer Ausführung 
bedurften ; in anderen Fällen wäre sie aller. 
dings, so will mir scheinen, unmittelbar voll­
ziehbar gewesen. 

Mit der heutigen Beschlußfassung werden 
die Menschenrechtskonvention und alle ge­
meinsam mit ihr im Artikel II der Regie­
rungsvorlage angeführten anderen Abkommen 
den Rang von Verfassungsbestimmungen er­
halten. 

Es ist nicht uninteressant, darauf zu ver­
weisen, daß das Recht, das aus der Menschen­
rechtskonvention spricht, kein Recht ist, 
das verliehen wird, sondern daß es sich um 
Rechte handelt, die festgestellt werden, etwa 
das Recht jedes Menschen auf das Leben, 
eine Bestimmung, die ich im Zusammenhang 
mit der in Ausarbeitung stehenden Straf­
rechtsneuordnung für bedeutsam halte, zumal 
bereits im Text der österreichischen Rechts­
ordnung vom Kind im Mutterleib die Rede 
ist. Daher tritt das Leben diese Kindes zwei­
felsfrei nunmehr auch unter den verfassungs­
rechtlichen Schutz der Menschenrechtskon­
vention. 

Ich erwähne weiter, daß wir uns mit diesem 
Beschlusse dazu bekennen, daß ein Verhaf­
teter Anspruch auf Aburteilung innerhalb 
einer angemessenen Frist oder auf Haftent­
lassung hat, eine Aussage, die eben gerade vom 
Verfassungsgerichtshof als noch nicht justizi­
abel, als noch nicht "self executing" bezeichnet 
wurde, obwohl der Begriff einer "angemessenen 
Frist" zwar nicht immer genau festzustellen 
ist, aber es gibt Ausmaße, die eindeutig nicht 
mehr angemessen sind. 

In diesem Zusammenhang möchte ich 
- gleichsam in Klammern - erwähnen, daß 
interessanterweise der englische und der fran­
zösische Text die maßge blichen Texte sind, 
denn die Menschenrechtskonvention kennt 
nur diese zwei Sprachen als authentische 
Textsprachen. Es wäre also hier notwendig, 
in diesen Fragen etwa die französische und die 
englische Bedeutung der Worte "raisonnable" 
beziehungsweise , ,reasona ble" festzuhalten. 
Dann wäre es in der Justizverwaltung sicher 
jetzt schon möglich, diese Bestimmung der 
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Menschenrechtskonvention tatsächlich zu prak­
tizieren. Es wird also Aufgabe der in Vor­
bereitung befindlichen Strafprozeßordnung sein, 
hier in kürzester Frist den Bestimmungen der 
Menschenrechtskonvention zu entsprechen und 
zweifelsfrei für jedermann entsprechende Fri­
sten klarzulegen. 

Meine Damen und Herren ! Ich erinnere 
Sie daran, daß vor wenigen Tagen im Fern­
sehen in der Sendung "Horizonte" das Schick­
sal von Untersuchungshäftlingen gezeigt wurde, 
welches in vieler Hinsicht schlechter ist als das 
der Strafgefangenen. Ohne mich zum Anwalt 
echter Verbrecher oder Missetäter machen 
zu wollen, glaube ich feststellen zu müssen, 
daß auf diesem Gebiete im Sinne der nun zu 
beschließenden, mit Verfassungsrang auszu­
stattenden Menschenrechtskonvention tatsäch-

- lieh nach dem Rechten zu sehen ist. 
Schließlich darf ich erwähnen, daß die Men­

schenrechtskonvention mit dem Verfassungs­
rang, den wir ihr nun zweifelsfrei verleihen 
wollen, auch eine Bestimmung über die Mei­
nungs- und Pressefreiheit enthält, eine Er­
wähnung, die bestimmt nicht ganz unzeit­
gemäß zu sein scheint. In dem diesbezüglichen 
Artikel der Menschenrechtskonvention, dem 
wir Verfassungsrang zu geben beabsichtigen, 
heißt es : 

"Jedermann hat Anspruch auf freie Mei­
nungsäußerung. Dieses Recht schließt die 
Freiheit der Meinung und die Freiheit zum 
Empfang und zur Mitteilung von Nachrichten 
oder Ideen ohne Eingriffe öffentlicher Behörden 
und ohne Rücksicht aufLandesgrenzen ein . . . .  " 

"Da die Ausübung dieser Freiheiten Pflichten 
und Verantwortung mit sich bringt, kann sie 
bestimmten, vom Gesetz vorgesehenen Form­
vorschriften, Bedingungen, Einschränkungen 
oder Strafdrohungen unterworfen werden, wie 
sie in einer demokratischen Gesellschaft im 
Interesse . . .  des Schutzes des guten Rufes 
oder der Rechte anderer unentbehrlich sind, 
um die Verbreitung von vertraulichen Nach­
richten zu verhindern ' "  ", 

Es heißt also : " . . .  um die Verbreitung von 
vertraulichen Nachrichten zu verhindern". 
Ich weiß nicht, ob man bei einer Konfrontation 
der in den letzten W o ehen und Monaten statt­
gefundenen Beschlagnahmen mit dieser Be­
stimmung wirklich zu dem Ergebnis kommen 
kann, daß hier im Sinne dieser Menschenrechts­
konvention vorgegangen wurde. Meine Damen 
und Herren.! Diese Sache wird geprüft werden 
müssen. (Zwischenrufe des Abg. Dr. van Ton­
ge l.) 

Nun komme ich zu der Frage, die mein 
Vorredner aufgeworfen hat. Ich darf jetzt, 
ohne zu witzeln - bitte, mir den etwas 
burschikosen Ausdruck zu gestatten .,...-, fest-

stellen : Sie haben sich "transformatorisch" 
dort gekratzt, wo es Sie "integrationsängstlich" 
juckt. (Abg. Dr. M igs c h :  Und Sie sind ein 
Ständestaatler ! Ihnen ist eine solche Entwick­
lung recht, hier das Parlament auszuschalten !  
Sie reden nur von Osterreich ! ) 

Nein, darum geht es nicht. Es geht uns bei 
dieser Gesetzesvorlage nur darum, ob ein 
völkerrechtlicher Vertrag sofort in Österreich 
wirksam wird oder ob er uns verpflichtet, voll 
und ganz im Sinne dieses Vertrages den TeE; 
in österreischiche Worte zu kleiden, in eine 
österreichlsche Gesetzessprache zu kleiden. 
(Abg. Dr. Migsch : Entscheidend ist der 
Rechtsschöpfungsakt, der hier folgt ! Das ist 
das Entscheidende und steht hier zur Debatte !) 
Das Anliegen, das Sie haben, Herr Kollege 
Migsch, steht hier gar nicht zur Debatte. Das 
Anliegen, das Sie haben, ist, ob wir überhaupt 
Völkerrechtsverträge eingehen müssen. ( Zwi­
schenruf des Abg. 8uchanek. - Abg. Dr. J. 
Gruber:  Suchanek, laß den Mark reden !) 

Ja, um das geht es Ihnen, aber nicht um 
die Frage der generellen oder der speziellen 
Transformation. Denn auch im Falle der 
speziellen Transformation, Herr Abgeord­
neter Dr. Migsch, sind wir doch verpflichtet, 
voll und ganz den Inhalt des bereits völker­
rechtlich abgeschlossenen Vertrages auszu­
führen. Wenn wir also Angst haben, daß uns 
irgendein völkerrechtlicher Vertrag innere 
Schwierigkeiten machen könnte, dann können 
wir dem nicht damit begegnen, daß wir sagen, 
wir unterschreiben ihn, aber wir transformie­
ren ihn speziell, sondern wir können dem nur 
dadurch ausweichen, daß wir ihn gar nicht 
abschließen. (Abg. Dr. Migsch : Warum 
reden Sie nicht von der A U88chaltung des Parla­
ments ?) 

Aber die Frage, die jetzt in der Regierungs­
vorlage behandelt wird und die uns im gegen­
wärtigen Augenblick allein beschäftigt, ist 
die, daß neuerlich die Möglichkeit geschaffen 
werden soll, nicht nur Staatsverträge absolut 
in ihrem vollen und ganzen Wortlaut, also 
zum Beispiel im englischen und französischen 
Wortlaut, bereits in die österreichische Rechts­
ordnung einzufügen, sondern daß wir die 
Möglichkeit haben sollen, beispielsweise diesen 
in englischer Sprache gehaltenen Vertrag 
mit einem deutschen Text in die innerstaat­
liche Rechtsordnung hinüberzuführen. 

Um diese und um ähnliche Fragen handelt 
es sich. Ich wiederhole noch einmal : Das 
Problem, das Ihnen, Herr Abgeordneter 
Dr. Migsch, am Herzen liegt, zu dem ich 
jetzt gar nicht Stellung nehme und wes­
wegen ich Sie gar nicht irgendwie angreife 
oder mit Ihnen irgendwie in eine Kontroverse 
kommen will, ist mit dieser Regierungsvorlage 
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nicht angeschnitten, nicht angepackt. Die 
Angst, die Sie haben, daß durch internationale 
Verträge die Souveränität des österreichischen 
Parlamentes geschmälert werden könnte, wird 
mit dieser Regierungsvorlage nicht tangiert 
und nicht behandelt. Die Frage : Schließen 
wir Staatsverträge ab oder nicht ? , das ist 
Ihre Frage. Wir beschäftigen uns aber mit 
der Frage : Wenn wir einen Staatsvertrag 
abgeschlossen haben - soll er ohne textliche 
Änderung bereits österreichisches Recht sein 
oder soll er in österreichische Worte umge­
gossen werden � (Abg. Dr. Migs c h :  Durch 
einen parlamentarischen Akt l) Wir sind aber, 
weIlll wir einmal einen Staatsvertrag abge­
schlossen haben, nicht in der Lage, uns von 
dem, wozu wir uns dort verpflichtet haben, 
nun mit österreichischen Gesetzen wegzu­
schleichen. Das ist unmöglich ! Wir haben 
die völkerrechtliche Pflicht, den Staatsver­
trag, den wir abschließen, voll und ganz 
durchzuführen, ihn entweder generell, ohne 
weitere Übersetzung in die österreichische 
Rechtssprache, oder materiell vollinhaltlich mit 
Hilfe der österreichischen Rechtssprache, mit 
Anwendung der entsprechenden österreichi­
sehen Termini technici, zu erfüllen. 

Wir haben mit dieser Regierungsvorlage 
einen Mittelweg gewählt. Während wir bisher 
auf dem Standpunkt der generellen Trans­
formation standen, daß also ein Staatsvertrag 
nicht erst eines österreichischen Ausführungs­
gesetzes bedürfe, eröffnen wir nunmehr die 
Möglichkeit, in besonderen vom Parlament 
zu beschließenden Fällen eben auch die 
spezielle Transformation vorzunehmen. 

In den Fällen, in denen wir uns hiezu ent­
schließen, erwächst dem Parlament eine 
erhöhte Anforderung an das parlamen­
tarische Ethos, eine erhöhte Verantwortung 
vor der Völkerrechtsgemeinschaft, eine erhöhte 
Verantwortung vor dem Individuum, dem in 
einem solchen Staatsvertrage Rechte zuge­
billigt werden. Es wird notwendig sein, auf 
Interpretationsgenauigkeit zu achten, damit 
voll und ganz die Völkerrechtsnorm in die 
österreichische Staatsrechtsnorm umgegossen 
werde. In der Materie selbst werden wir 
auch dann keine Änderungen vornehmen 
können. Der von der Regierungsvorlage ge­
wählte Mittelweg ist zweifellos zu begrüßen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich aber 
zum Abschluß noch folgendes erwähnen : 
Wir beschäftigen uns jetzt mit der Sanierung 
von Rechtsvorschriften, die im Wege des 
Völkerrechtes an uns herantreten. Wir werden 
uns in Kürze notwendigerweise mit der Sanie­
rung von Rechten beschäftigen müssen, die 
auf Landesebene entstanden sind, die aber 
ebenfalls durch ein Erkenntnis des Verfas-

sungsgerichtshofes nunmehr in Zweifel stehen. 
(Abg. Ozernetz : HotJentlich nicht mit rück­
wirkenden Gesetzen /) Ich bitte das Hohe 
Haus, jetzt schon die Bereitwilligkeit zu 
zeigen, daß wir diese Sanierung so, wie wir 
sie den Staatsverträgen gegenüber nunmehr 
beschließen, auch hinsichtlich der Landes­
gesetzgebung alsbald beschließen. Es ist für die 
Landesgesetzgebung ausgeschlossen, sich aus 
dieser dem Erkenntnis des Verfassungsge­
richtshofes entspringenden Konsequenz gleich­
sam am eigenen Zopf herauszuziehen, und 
es ist eine Pflicht des Verfassungsgesetz­
gebers - zumal die Misere durch eine vom 
Verfassungsgerichtshof gerügte Praxis auf 
Bundesebene entstanden ist -, daß er, der 
Verfassungsgesetzgeber des Bundes, das hel­
fende und sanierende Wort spreche. 

Ich hoffe, daß wir in Kürze mit einer solchen 
Sanierung der Landesgesetze . . .  (Abg. Ozer­
netz : Mit rückwirkenden Gesetzen ?) Nein ! 
Nicht mit rückwirkenden Gesetzen ! Es handelt 
sich um die Frage, daß wir ab heute Gesetze 
in Kraft setzen, die leider nach der Meinung 
des Verfassungsgerichtshofes bisher nicht als 
entsprechend verfassungsmäßig gesichert gel­
ten. Wir beschließen sie nicht rückwirkend, 
sondern ab dem Tag unseres Beschlusses 
sollen sie den Rang von unanfechtbaren 
Landesgesetzen haben. So, glaube ich, wird 
die Konstruktion sein. Im übrigen geht 
nicht einmal die Menschenrechtskonvention 
so weit, rückwirkende Gesetze grundsätzlich 
auszuschließen. Rückwirkende Gesetz.e sind 
überall dort gerechtfertigt, wo sie den Staats­
bürgern Rechte zuteilen .  Sie sind dort nicht 
gerechtfertigt, wo sie den Staatsbürgern rück­
wirkend Rechte aberkennen. Darin unter­
scheiden wir uns ! (Bravo /-Rufe bei der O VP.) 
Somit danke ich Ihnen, Herr Abgeordneter 
Czernetz, daß Sie mir das Stichwort für die 
richtige Klarstellung gegeben haben (Abg. 
Dr. Migs c h :  Hoch Habsburg ! Und gegen 
das Parlament !) : Rückwirkende Gesetze gibt 
es nur dort, wo dem Staatsbürger Rechte 
zugebilligt werden, Rechte, die er zu haben 
glaubt, die vom Verfassungsgerichtshof be­
zweifelt werden, aber nunmehr fixiert und 
sanktioniert werden. Rückwirkende Gesetze 
sind dort grundsätzlich und immer abzu­
lehnen, wo einem Staatsbürger Rechte rück­
wirkend genommen werden sollen. 

Ich glaube, mit dieser sehr deutlichen Klar­
legung des Rechtsstandpunktes der Öster­
reichischen Volkspartei schließen zu können. 
Wir werden der Gesetzesvorlage mit großer 
Genugtuung unsere Zustimmung erteilen. (An­
haltender Bei/all bei der O v  P.) 

Präsjdent: Zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Ur. van Tongel. Ich erteile 
es ihm. 
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Abgeordneter Dr. van Tonge] (FPÖ) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Zu 
den letzten Worten meines Vorredners darf 
ich nur schlicht sagen : Man wird sehen . . . 
(Heiterkeit. - Abg. Dr. J. Gruber :  Fast zu 
schlicht !) Kein zusätzlicher Kommentar ! Wir 
werden sehen ! 

Meine Damen und Herren ! Meine beiden 
Vorredner haben die Problematik der zur 
Beratung stehenden Vorlage bereits beleuchtet. 
Beide haben Treffliches und Richtiges aus­
geführt. Ich möchte aber doch heute namens 
meiner Fraktion zu einer Frage Ausführungen 
machen, die von meinem unmittelbaren Vor­
redner, Herrn Kollegen Dr. Piffl-Percevic, 
behandelt wurde, nämlich zur Frage der 
Menschenrechtskonvention. Es ist nicht so, 
wie es jetzt geklungen hat, daß an dem Nicht­
zustandekommen der Anpassung der öster­
reichischen Rechtsordnung an die Europäische 
Menschenrechtskonvention, die bekanntlich 
von diesem Hohen Haus beschlossen wurde, 
die auch von Österreich ratifiziert wurde, 
etwa der Spruch des Verfassungsgerichtshofes 
auf Grund der Auffassungen verschiedener 
österreichischer Völkerrechtslehrer schuld­
tragend wäre, sondern schuld an der Nicht­
anpassung der österreichischen Rechtsordnung 
an die Menschenrechtskonvention, die wir hier 
beschlossen haben und mit der wir uns in der 
Öffentlichkeit sehr wichtig gemacht haben, 
bis die blamablen Vorfälle bei der Anrufung 
von Straßburg passiert sind, die uns gezwungen 
haben, im Blitztempo unter Verzicht auf alle 
möglichen Fristen unsere Strafprozeßordnung 
plötzlich anzupassen, war ein Streit der beiden 
großen Parteien dieses Hohen Hauses. ( Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Kranzlmayr.) 

Wir haben im Jahre 1960 in einem Unter­
ausschuß des Verfassungsausschusses begon­
nen - Herr Dr. Kranzlmayr, Sie erinnern 
sich daran, Sie waren dabei -, diese Anpassung 
an die Menschenrechtskonvention durchzu­
führen. Herr Abgeordneter Dr. Prader, Herr 
Abgeordneter Dr. Kummer und auch eine Reihe 
von Kollegen von der Sozialistischen Partei 
haben sich sehr darum bemüht. Wir sind 
sogar darangegangen, nicht nur in Verfassungs­
gesetzen, sondern sogar in einfachen Gesetzen 
notwendige Adaptierungen auf Grund der 
Menschenrechtskonvention vorzubereiten, bis 
auf einmal zwischen beiden Koalitionsparteien 
ein völlig unverständlicher und nur für spezielle 
Kenner österreichischer Verhältnisse einiger­
maßen verständlicher Streit darüber entbrannt 
ist, ob nicht etwa durch diese Anpassung an 
die Menschenrechtskonvention präjudizielle 
Feststellungen hinsichtlich familienrechtlicher 
Bestimmungen entstehen könnten, die dann 
weitere Konsequenzen auslösen würden. Dieser 
Streit innerhalb der Koalition, zwischen ÖVP 

und SPÖ, hat es verhindert, daß bis heute in 
dieser Angelegenheit der Menschenrechtskon­
vention auch nur das Geringste geschehen ist. 

Meine Damen und Herren ! Zu diesem Zeit­
punkt war von all den Dingen, von denen 
mein Herr Vorredner eben gesprochen hat, 
noch gar keine Rede. Erst viel später sind 
einige Rechtslehrer zu Wort gekommen, und 
dann erflossen die Erkenntnisse des Verfas­
sungsgerichtshofes, welche die Causa ausgelöst 
haben, die uns heute zu dieser Gesetzesvorlage 
zwingt. 

Das muß hier festgestellt werden. Schuld 
ist also nicht der Verfassungsgerichtshof, 
obwohl ich sagen muß, daß ich sein Erkenntnis 
sehr bedauert habe - wir dürfen ja in diesem 
Hohen Haus auch an Höchstgerichten Kritik 
üben -, weil UDS dieses Erkenntnis inter­
national bloßgestellt hat. Es hat an und für 
sicb lang genug gedauert, bis wir heute dazu­
kommen, diese Bestimmungen der Bundesver­
fassung zu sanieren. 

Ich stimme mit Herrn Abgeordneten Dok­
tor Migsch darin überein, daß es das aus­
scbließliche Recht des Parlaments ist, generelle 
Rechtsnormen zu setzen, und daß nicht durch 
eine an die Exekutive erteilte generelle Er­
mächtigung, Staatsverträge abzuschließen, die­
ses ausschließliche Recht des souveränen 
Parlaments beeinträchtigt werden darf. Das 
muß ein Axiom sein, und das ist auch ganz 
klar. Ich darf mich den anerkennenden Worten 
beider Vorredner über die Arbeiten im Unter­
ausschuß - ich muß das schon so sagen, 
wir haben ja alle dort mitgewirkt - insofern 
anschließen, als ich glaube, daß es dem Unter­
ausschuß und dann auch dem Verfassungsaus­
schuß gelungen ist, eine Lösung zu finden, die 
allen Anforderungen entspricht. Wir haben 
auch eine Bestimmung der Regierungsvorlage, 
die etwas unklar und kompliziert war, gestri­
chen und eine klare Formulierung gefunden, 
wie sich der Vorgang bei der Beschlußfassung 
über Staatsverträge in Zukunft abspielen soll. 

Meine Damen und Herren ! Wegen der 
Kürze der Zeit ist es aber nicht möglich 
gewesen, im Verfassungsausschuß ein anderes 
Problem zu klären, das im Zusammenhang 
mit der heute hier zu behandelnden Novelle 
zur Bundesverfassung aufgetaucht ist. Wir 
fügen heute in den Text der Verfassungs­
urkunde einen neuen Artikel 140 a ein. In 
diesem Artikel 140 a wird dem Verfassungs­
gerichtshof das Recht gegeben, über die 
Rechtswidrigkeit von Staatsverträgen zu judi­
zieren. 

Ich habe mir nun namens meiner Fraktion 
den Vorschlag erlaubt, den Kreis der antrags­
berechtigten Stellen, die den Verlassungs-
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gerichtshof anrufen können - sie sind bekannt· 
lieh taxativ aufgezählt -, bei der Prüfung 
der Rechtswidrigkeit von Staatsverträgen da­
hin gehend zu erweitern, daß man dem N  ational­
rat als Körperschaft oder auch einer Minder­
heit von etwa 20 Abgeordneten das Recht gibt, 
in diesem speziellen Fall den Verfassungsge­
richtshof anzurufen. 

Der Verfassungsdienst des Bundeskanzler­
amtes hat geltend gemacht - wir haben uns 
dann einvernehmlich seiner Auffassung ange­
schlossen -, daß wir mit diesem neuen Artikel 
140 a verfassungsrechtliches Neuland betreten 
und daher abwarten sollen, wie sich die neue 
Befugnis des Verfassungsgerichtshofes, auch 
über die Rechtswidrigkeit von Staatsverträgen 
zu j udizieren, in der Pra:x!is bewähren wird. 
Wir haben also dieses Problem einschließlich 
des Antragsrechtes einer Minderheit, das in 
den Verfassungen verschiedener demokrati­
scher Staaten verankert ist, zurückgestellt. 

Eine Reihe von internationalen Abmachun­
gen Österreichs ist dem Parlament nicht 
vorgelegt worden. Ich darf auch auf das 
Beispiel des Beitritts Österreichs zur Organi­
sation der Vereinten Nationen hinweisen : 
Obwohl die Satzung der Vereinten Nationen 
vorsieht, daß der Sicherheitsrat, ein Organ, 
in dem Österreich in der Regel nicht einmal 
vertreten ist, berechtigt sein soll, auch für 
Österreich sehr schwerwiegende und völker­
rechtlich unmittelbar verbindliche Beschlüsse 
zu fassen, wurde hierüber in der Volksver­
tretung hinweggegangen. 

Es gibt noch einen anderen sehr wesent- · 
lichen Staatsvertrag, den ich aus Gründen 
der Außenpolitik hier nicht nenne - ich 
habe ihn im Ausschuß genannt -, der niemals 
dem Nationalrat zur Genehmigung vorge­
legt wurde. Es muß aber doch irgendeine 
Möglichkeit für das Parlament geben, sein 
Recht zu reklamieren. 

Ein weiterer Gedankengang : Gemäß Ar­
Einen weiteren Punkt konnten wir ebenfalls tikel 8 Bundes-Verfassungsgesetz ist die deut­

nicht durchsetzen, aber wir haben wenigstens sehe Sprache die Staatssprache unserer Repu­
erreicht, daß die Frage in die Entschließung, blik. Dies bedeutet, daß staatliche Organe 
die Ihnen, meine Damen und Herren, als für Österreich verbindliche Erklärungen grund­
Entschließung 2 vorliegt, aufgenommen wurde sätzlich nur in deutscher Sprache abgeben 
und in Zukunft nicht außer acht gelassen können. Auf Grund dieser Bestimmung der 
werden soll, nämlich folgendes Problem : Was Bundesverfassung kann demnach ein Staats­
geschieht, wenn die Regierung einen Staats- vertrag von den nach der Bundesverfassung 
vertrag abschließt, der nach den Bestimmun- dazu berufenen Organen für Österreich nur 
gen unserer Verfassung der Genehmigung durch in deutscher Sprache abgeschlossen werden. 
das Parlament bedarf, die Regierung diesen Jeder Staatsvertrag, an dem Österreich be­
Vertrag aber aus jetzt nicht zu untersuchen- teiligt ist, müßte daher zumindest auch eine 
den Gründen dem Parlament einfach nicht deutsche authentische Fassung haben. Ich 
vorlegt � Ich habe vorgeschlagen, dem Natio- darf einschalten, daß der Staatsvertrag von 
nalrat oder einer Minderheit des Nationalrates Wien vom 15. Mai 1 955 vier authentische 
das Recht zu geben, den Verfassungsgerichts- Fassungen hat. Es ist also diesem Erfordernis 
hof anzurufen, damit er die Frage prüft, ob Rechnung getragen worden, denn er hat eine 
dieser Staatsvertrag der Genehmigung durch deutsche Fassung und weiters eine englische, 
den Nationalrat bedarf. Wir haben dann im eine französische und eine russische Fassung. 
Unteraussc�uß . d ie g�meinsa.me .Formel gefu.n- I Es gibt aber eine Reihe von internationalen 
den, d�ß WIr dIe 

. 
RegIerung m eI�er Entschlie- Abmachungen, die Österreich abgeschlossen 

ßun? emladen, �Iese �rage zu.prufen und dem hat, die nur in französischer und englischer 
N�tlOnalrat daruber �men �eTl�ht zu erstatten. Sprache abgefaßt sind und von denen von 
Die F.rage. ste

.
ht somIt weIterhm zur Debatte, einer österreichischen Stelle später eine deut­

und SIe WIrd m �en ko�menden Wochen 
.
und sche Übersetzung besorgt wurde, bei der aber 

Monaten zu prüfen sem, sobald uns dieser nicht feststeht ob sie eine authentische Über­
Bericht vorliegt. setzung im Sinne der vertragschließenden 

Meine Damen und Herren ! Es ist selbst- Teile ist. 
verständlich, daß dieses Problem gerade aus Tatsache ist jedoch, daß praktisch alle 
der vom Herrn Abgeordneten Dr. Migsch multilateralen Abkommen und eine ganze Reihe 
aufgezeigten Sicht von entscheidender Be· von bilateralen Verträgen, die Österreich ab­
deutung ist, denn wenn ich die Souveränität geschlossen hat oder denen es beigetreten ist, 
des Parlaments ausdrücklich unterstreiche keine verbindliche deutsche Fassung haben. 
und sage, nur das Parlament hat das Recht, Dessenungeachtet wird jeder Staatsver­
über diese Dinge zu entscheiden, muß ich trag, der nicht zumindest auch in deutscher 
eine Prozedur für den Fall vorsehen, daß Sprache abgeschlossen wurde, zu verfassungs­
etwas geschieht, wodurch das Parlament be- rechtlichen Schwierigkeiten Anlaß geben. Der 
wußt oder unbewußt, durch Zufall oder gar Verfassungsgerichtshof hat die Norm aufge­
in böser Absicht ausgeschaltet wird. stellt, daß eine Rechtsnorm nur dann Geltung 
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haben kann, wenn ihr Inhalt der Öffentlichkeit 
in klarer und erschöpfender Weise zur Kenntnis 
gebracht wurde. Eine Rechtsnorm, die in 
einer fremden Sprache erlassen wurde, wird 
daher, da die breite Öffentlichkeit den Inhalt 
einer solchen Norm schon aus sprachlichen 
Gründen nicht zu erfassen vermag, niemals 
in verfassungsrechtlich einwandfreier Weise 
Geltung erlangen können. 

Die übliche Beisetzung einer Übersetzung 
anläßlich der ;Kundmachung einer nicht in 
deutscher Sprache abgefaßten Norm vermag 
diesen Mangel nicht zu beheben, weil einer 
solchen übersetzung keine Rechtsverbind­
lichkeit zukommt. Ein Staatsvertrag, der in 
einer anderen als der deutschen Sprache 
abgeschlossen wurde, würde daher, da er für 
die breite Öffentlichkeit unverständlich ist 
und ihm somit, wie ich eben dargelegt habe, 
ein normativer Charakter für den innerstaat­
lichen Bereich nicht zukommt, um auch im 
Bereich der österreichischen nationalen Rechts­
ordnung wirksam zu werden, eines speziellen 
Transformationsaktes bedürfen, mit dem der 
Inhalt dieses in einer fremden Sprache abge­
schlossenen Vertrages in deutscher Sprache 
rechtsverbindlich erlassen und kundgemacht 
wird, also nicht nur durch Beisetzung einer 
übersetzung allein. 

Meine Damen und Herren ! Diese An­
merkungen mußten gemacht werden. Ich 
weiß, daß die Zeit außerordentlich fortge­
schritten ist, und möchte daher Ihre ge­
schätzte Aufmerksamkeit nicht weiter in 
Anspruch nehmen. Ich möchte nur fest­
stellen, daß die Fassung des Absatzes 2 des 
Artikels 50 nunmehr lautet : "Anläßlich der 
Genehmigung eines unter Abs. 1 fallenden 
Staatsvertrages kann der Nationalrat be­
schließen, daß dieser Staatsvertrag durch 
Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist. " 
Diese Fassung hat der Unterausschuß vorge­
schlagen ; sie ist einfach, klar sowie e:x:peditiv 
und wird es ermöglichen, das aufgeworfene 
Problem zu lösen. 

Ich darf, da jetzt alle Voraussetzungen 
für eine Anpassung unserer Rechtsordnung 
an die Europäische Menschenrechtskonven­
tion gegeben und durch die heutige Novelle 
zur Bundesverfassung die letzten Ausreden 
weggefallen sind, der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß wir endlich die internationale 
Blamage beenden und jetzt darangehen, unsere 
innerstaatliche Rechtsordnung den von diesem 
Parlament vor vielen Jahren beschlossenen, 
rechtlich und auch humanitär hochwichtigen 
Bestimmungen der Europäischen Menschen­
rechtskonvention anzupassen. Wenn die heu­
tige Debatte dazu ein Anlaß war, dann war sie 
nicht vergeblich. 

Ich darf noch erklären, daß meine Fraktion 
der Vorlage selbstverständlich zustimmen wird. 
(Beifall bei der F pO.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. - Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung, die 
ich über jeden der beiden Gesetzentwürfe 
getrennt vornehmen werde. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung 
über den Entwurf eines Bundesverfassungs­
gesetzes, mit dem Bestimmungen des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
über Staatsverträge abgeändert und ergänzt 
werden. 

Da es -ich bei dem vorliegenden Gesetzent­
wurf um ein Bundesverfassungsgesetz handelt, 
stelle ich die gemäß § 61 Abs. 2 des Geschäfts­
ordnungsgesetzes erforderliche Anwesenheit der 
Hälfte der Mitglieder des Hauses fest. 

Bei der getrennt durchgeführten A bstim­
mung  wird zunächst die Abänderung und Er­
gänzung von Bestimmungen des Bundes- Ver­
fas8ungsgesetzes mit den vom A U8schuß 
be8chlos8enen Abänderungen in zwe i te r und 
dri t ter  Lesung e ins t immig  - daher mit 
der für eine Verfassungsbestimmung erforder­
lichen Zweidrittelmehrheit - zum Bes chluß 
erhoben. 

Die beiden A u8schußentschließunge n  
werden e ins timmig angenommen. 

Sodann wird die neuerliche Abänderung des 
Bundesgesetzes 'Über das Bundesgesetzblatt mit 
den vom A U88Chuß beschlossenen Abänderungen 
in zwei ter  und drit ter  Lesung e ins t immig  
zum Beschluß erhoben. 

7. Punkt : Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft über die Regie­
rungsvorlage (329 der Beilagen) : Bundesge­
setz über die Regelung und Sicherung des 
Schiffsverkehrs auf der Donau, dem Inn und 

der March (375 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 7. Punkt der 
Tagesordnung : Regelung und Sicherung des 
Schiffsverkehrs auf der Donau, dem Inn und 
der March. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Libal. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Libal : Hohes Haus ! Die 
Regierungsvorlage 329 der Beilagen hat die 
Regelung und Sicherung des Schiffsverkehrs 
auf der Donau, dem Inn und der March zum 
Inhalt. Diese Regierungsvorlage ist notwendig 
geworden auf Grund von Beschlüssen der 
Donaukommission im Jahre 1961 und der 
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Konvention über die Regelung der Schiffahrt 
auf der Donau. Es wird darin empfohlen, auf 
der ganzen Länge der Donau internationale 
Schiffahrtszeichen einzuführen. Um dem Be­
schluß der Donaukommission nachzukommen 
und zugleich den Interessen der Schiffahrt zu 
dienen, für die das neue, einheitliche System 
der Schiffahrtszeichen einen wesentlichen Fort­
schritt im Hinblick auf die Sicherheit, Ordnung 
und Flüssigkeit des Verkehrs darstellt, ist ein 
Gesetz im Sinne des vorliegenden Entwurfes 
notwendig, in dem auch andere Empfehlungen 
der Donaukommission und der ECE berück­
sichtigt wurden. 

Der Abschnitt I der Regierungsvorlage 
bringt in 12 Paragraphen die notwendigen 
Vorschriften über den Geltungsbereich, die 
Regelung des Verkehrs, die Reinhaltung der 
Gewässer, die Schiffahrtszeichen sowie die Or­
gane der Schiffahrtspolizei, ihre Befugnisse 
und so weiter zum Ausdruck. Es ist allerdings 
unumgänglich, bei dieser Gelegenheit die 
gesetzlichen Vorschriften, soweit sie mit den 
im Gesetzentwurf enthaltenen Grundsätzen 
über die Regelung des Schiffsverkehrs in 
Widerspruch stehen, zu beseitigen. 

Es werden daher im Abschnitt II §§ 13, 14 
und 15 die notwendigen Änderungen des Bin­
nenschiffahrtsverwaltungsgesetzes, der Schiff­
fahrtspolizeiordnung und der Flußschiffahrts­
verordnung angeführt. Der § 16  zählt die 
außer Kraft zu setzenden Rechtsvorschriften, 
die auf Grund des neuen Gesetzes hinfällig 
werden , auf; es sind dies 37 an der Zahl. 

Im Abschnitt III sinddie Strafbestimmungen 
enthalten. 

Der Anhang zeigt die bildliehe Darstellung 
der neuen internationalen Schiffahrtszeichen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft hat in seiner Sitzung am 3. Fe­
bruar 1964 die Vorlage zur Beratung gestellt 
und beschlossen, einen Unterausschuß zur 
Behandlung verschiedener Details einzusetzen. 
In der Sitzung des Unterausschusses am 2. März 
1964 wurde die Vorlage beraten und beschlos­
sen, in § 10 zwei Absätze hinzuzufügen, und 
zwar die Absätze d) und e), die für die Klar­
stellung in diesem Paragraphen als notwendig 
erachtet wurden. Des weiteren wurde im § 18 
die Streichung der Wörter "Inkrafttreten 
und" sowie des Absatzes 1 beantragt, und 
außerdem wurden diverse Druckfehlerberich­
tigungen vorgeschlagen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Cerny, Nim­
mervoll und Dr. J osef Gru ber. 

Der Unterausschuß beschloß dann einstim­
mig, dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft die Annahme mit den vorge-

sehenen Abänderungen beziehungsweise Er­
gänzungen zu empfehlen. Der Ausschuß für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft hat in 
seiner Sitzung am 2. März 1964 den Bericht des 
Unterausschusses zur Kenntnis genommen und 
dann ebenfalls die Vorlage, wie vom Unter­
ausschuß vorgeschlagen, einstimmig angenom­
men. 

Ich stelle sobin namens des Ausschusses für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft den A n­
t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
samt Anhang (329 der Beilagen) mit den 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Ab­
änderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, stelle ich 
den Antrag, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A bsti mmung wird der Gesetzent­
wurf samt Anhang mit den vom A U8schuß 
beschlossenen Abänderungen in zwei t er  und 
drit te r Lesung einst immig zum Beschluß 
erhoben. 

8. Punkt: Bericht und Antrag des Ausschusses 
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, betref­
fend den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Postgesetz geändert wird (376 der 

Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 8. Punkt der 
Tagesordnung : Bundesgesetz, mit dem das 
Postgesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Zingler. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Zingler : Hohes Haus ! Ich 
habe den Bericht und Antrag des Ausschusses 
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, be­
treffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Postgesetz geändert wird, zu 
erstatten. 

Dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft wurde in der Sitzung des 
Nationalrates vom 22. Jänner 1964 die Regie­
rungsvorlage 335 der Beilagen, betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Postgesetz geän­
dert wird, zugewiesen . 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft hat in seiner Sitzung am 3. Feber 
1964 nach einer Debatte, in der außer dem 
Berichterstatter Obmannstellvertreter Abge­
ordneter Mayr und der Bundes­
minister für Verkehr und Elektrizitätswirt­
schaft Probst das Wort ergriffen, zur weiteren 
Beratung der Regierungsvorlage einen neun­
gliedrigen Unterausschuß eingesetzt, dem von 
der Österreichischen Volkspartei die Abge-
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ordneten Dr. Fiedler, Dr. Kranzlmayr, Krot­
tendorfer und Marberger, von der Sozialisti­
schen Partei Österreichs die Abgeordneten 
Ing. Scheibengraf, Suchanek, Thalhammer und 
Zingler und von der Freiheitlichen Partei 
Österreichs der Abgeordnete Dr. Kos ange­
hörten. 

Der Unterausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seiner Sitzung am 2 .  März 1964 beraten. 
Die Beratung im Unterausschuß hat ergeben, 
daß wegen der Vordringlichkeit der gesetzlichen 
Verankerung der Gebührenfreiheit für Blinden­
sendungen die Bestimmungen des § 27 aus der 
Regierungsvorlage herausgegriffen werden sol­
len. Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft hat daher in seiner Sitzung am 
2. März 1964, auf deren Tagesordnung die 
Regierungsvorlage 335 der Beilagen stand, 
beschlossen, den gegenständlichen Gesetzent­
wurf als selbständigen Antrag gemäß § 1 9  
Abs. 1 des Geschäftsordnungsgesetzes dem 
Hohen Haus vorzulegen. 

Durch die Beschlußfassung des N ational­
rates über den vorliegenden Gesetzentwurf ist 
die Regierungsvorlage 335 der Beilagen nicht 
als erledigt anzusehen ; die Beratungen des 
Unterausschusses bzw. des Ausschusses für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft über die 
Regierungsvorlage werden fortgesetzt. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft hat am 2. März 1964 den 
diesem Bericht als Antrag des Ausschusses 
beigedruckten Gesetzentwurf einstimmig an­
genommen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft stellt somit den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle dem dem Bericht ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, stelle ich 
den Antrag, General- und Spezialdebatte in 
einem abzuführen. 

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A bs timm ung wird der Gesetzentwurf 
in der Fassung des Aus8chußbe1 ichtes in 
z wei te r und drit ter  Lesung e ins t immig 
zum Beschluß erhoben. 

9. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bundes­
ministeriums für Finanzen gEmäß Z. 5 des 
Allgemeinen Teiles des Systemisierungsplanes 
der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des 
Bundes für das Jahr 1963 (Anlage V zum 
Bundesfinanzgesetz 1963) (367 der Beilagen) 

der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des 
Bundes für das Jahr 1963. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Machunze. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Machunze : Hohes Haus ! 
Das Bundesministerium für Finanzen gibt 
einen Bericht über die Überschreitung des Syste­
misierungsplanes der Kraft-,  Luft- und Wasser­
fahrzeuge des Bundes für das Jahr 1963. 
Im Jahre 1963 wurde über den Systemisie­
rungsplan hinaus die Anschaffung eines Trak­
tors für die Hochschule für Bodenkultur und 
eines Fahrzeuges für das Bundesamt für 
Zivilluftfahrt für betriebliche Zwecke ge­
nehmigt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Bericht am 2 1 .  Februar 1964 behandelt, und 
ich stelle in seinem Namen den Ant r a g, das 
Hohe Haus wolle den Bericht zur Kenntnis 
nehmen. 

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A bs t immung wird der Bericht 
des Bundesministeriums für Finanzen e in­
s t immig zur Kenntnis  genommen. 

10. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bundes­
ministeriums für Finanzen, betreffend Ver­
fügungen über bewegliches Bundesvermögen 
im Zeitabschnitt vom 1. Juli 1963 bis 30. Sep-

tember 1963 (368 der Beilagen) 

11. Punkt : Berichte des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Berichte des Bundes­
ministeriums für Finanzen, betreffend Ver­
äußerung von unbeweglichem Bundeseigen­
tum im zweiten und dritten Vierteljahr 1963 

(366 und 369 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 10 und 1 1  der heutigen Tagesord­
nung, über die ebenfalls beschlossen wurde, 
die Debatte unter einem abzuführen. Es 
sind dies : 

Bericht, betreffend Verfügungen über be­
wegliches Bundesvermögen im Zeitabschnitt 
vom 1 .  Juli 1963 bis 30. September 1963, 
und 

Berichte, betreffend Veräußerung von un­
beweglichem Bundeseigenturn im zweiten und 
dritten Vierteljahr 1963. 

Zu beiden Punkten ist der Herr Abgeordnete 
Machunze Berichterstatter . Ich ersuche ihn 
um seine Berichte. 

Berichterstatter Machunze : Hohes Haus ! 
Präsident : Wir gelangen zum 9. Punkt Das Bundesministerium für Finanzen teilte 

der Tagesordnung : Bericht gemäß Z. 5 des gemäß Artikel IX Abs. 3 des Bundesfinanz­
Allgemeinen Teiles des Systemisierungsplanes gesetzes für das Jahr 1963 mit, daß im Zeit-
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abschnitt vom L Juli 1 963 bis 30. September 
1 963 die Verfügung getroffen wurde, bei der 
Schönbrunn-Film, Ernest Müller, Wien, auf 
eine Regreßforderung in der Höhe von 
1 ,444.800 S zu verzichten. Gleichzeitig damit 
wurde nach dem Ausfuhrförderungsverfahren 
die Forderung des Exporteurs an den aus­
ländischen Abnehmer, der sich im Ausgleich 
befindet, erworben. Bisher sind aus dieser 
Forderung rund 145.000 S eingegangen. Der 
endgültige Ausfall für den Bund wird erst 
nach Abwicklung des Ausgleichs bekannt 
sein, dürfte allerdings nicht unter 500.000 S 
liegen. 

Diesen Bericht behandelte der Finanz- und 
Budgetausschuß in seiner Sitzung am 2 1 .  Fe­
bruar. Ich stelle den A n t r a g, das Hohe 
Haus wolle den Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Das Bundesministerium für Finanzen er­
stattete gemäß Artikel VI des Bundesfinanzge­
setzes 1 962 bzw. Artikel VIII des Bundesfinanz­
gesetzes 1963 eine Meldung an den Nationalrat 
über V er ä u ß er u n g e n  v o n  u n b e w e gl i c h e m  
B u n d e s e i g e n t u m  im zweiten Vierteljahr 
1963. Im Berichtszeitraum wurden Verkäufe 
im Werte von 1 ,217.034 S ,  Grundtäusche 
im Werte von 2,398. 740,50 S und Belastungen 
von unbeweglichem Bundeseigentum mit Bau­
rechten in der Höhe von 1 ,330.560 S durch­
geführt. Die Gesamtsumme der Verkäufe, 
Grundtäusche und Belastungen erreicht eine 
Höhe von 4,946.334,50 S.  

Diesen Bericht behandelte der Finanz­
und Budgetausschuß gleichfalls in seiner Sit­
zung vom 2 1 .  Februar, und ich stelle daher 
namens des Ausschusses den A n t r a g� auch 
diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Im dritten Vierteljahr 1963 erfolgten Grund­
verkäufe im Werte von 5,413 .951 ,50 S, un­
entgeltliche Grundabtretungen im Werte von 
207,35 S, Grundtäusche im Werte von 
1 ,008.096,50 S sowie Belastungen von un­
beweglichem Bundeseigentum in der Höhe 
von 1 ,461 .583,12 S. Insgesamt wurden im 
dritten Vierteljahr 1 963 Grundverkäufe, Grund­
abtretungen, Grundtäusche und Belastungen 
von unbeweglichem Bundeseigentum in einer 
Gesamthöhe von 7,883.838,47 S durchge-
führt. " 

Diesen Bericht behandelte der Finanz- und 
Budgetausschuß ebenfalls in seiner Sitzung 
vom 2 1 .  Februar. Ich stelle daher den A n­
t r a g, das Hohe Haus wolle auch diesen Be­
richt zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte über die drei 
Berichte in einem durchzuführen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter be­
antragt, General- und Spezialdebatte in einem 

durchzuführen. - Ein Einwand dagegen 
wird nicht erhoben. General- und Spezial­
debatte werden daher unter einem vorge­
nommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Broesigke. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPÖ) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! In Anbe­
tracht der fortgeschrittenen Zeit werde ich 
mich bemühen, die Gründe für die Ablehnung 
des Punktes 10 der Tagesordnung durch meine 
Fraktion in einigen wenigen Sätzen zum Aus­
druck zu bringen..Es handelt sich um einen Vor­
gang nach dem Ausfuhrförderungsgesetz. Die 
Schönbrunn-Film, Ernest Müller, Wien, war 
der Exporteur, der Bund hat nach den Be­
stimmungen des Ausfuhrförderungsgesetzes die 
Haftung für den Export übernommen. (Prä­
sident Dipl.-Ing. Waldbrunner übernimmt 
den Vorsitz.) 

Soweit ist die Angelegenheit in Ordnung 
und durch die Bestimmungen des Ausfuhr­
förderungsgesetzes gedeckt. In der Folge 
wurde aber die Forderung notleidend, und der 
Bund wurde daher zur Haftung herangezogen. 
Auch das ergibt sich in klarer Weise aus dem 
Sachverhalt. Damit sind wir aber bereits 
an der Grenze des gesetzlich Gedeckten 
angelangt, denn nachdem nunmehr der Bund 
die Forderung bezahlt hatte, hatte er natür­
lich eine Regreßforderung gegen den Expor­
teur. Nach dem vorliegenden Bericht hat 
der Bund nun auf diese Regreßforderung ver­
zichtet und eine völlig wertlose Forderung 
gegen den im Ausgleich befindlichen, sich 
im Ausland aufhaltenden dortigen Importeur 
erworben. Das ist weder durch das Aus­
fuhrförderungsgesetz noch durch das Bundes­
finanzgesetz 1963 gedeckt. In keiner Be­
stimmung der Ausfuhrförderungsgesetze wird 
gesagt, daß der Bund auf solche Regreß­
forderungen Verzicht leisten könne. 

Wenn das Bundesfinanzgesetz 1963, das 
hier zitiert wird, in Artikel IX sagt, daß der 
Finanzminister zu bestimmten Verfügungen 
über bewegliches Vermögen berechtigt ist, 
so meint das Gesetz natürlich damit nicht, 
daß der Finanzminister berechtigt ist, einer 
inländischen Firma in einem solchen Fall 
ein Geschenk zu machen. Denn in Anbe­
tracht der Uneinbringlichkeit der Forderung 
im Ausland ist es ein reines Geschenk, das 
in diesem Falle der Schönbrunn-Film in 
Höhe von rund 1,5 Millionen Schilling ge­
macht wurde. Das hat weder mit Export­
förderung etwas zu tun, noch gibt es gesetzliche 
Bestimmungen, die zu einem solchen Ge­
schenk berechtigen würden. 
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Dr. Broesigke 

Aus diesem Grunde nehmen wir diesen 
Bericht nicht zur Kenntnis. (Beifall bei der 
FP().) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. - Der Herr Berichterstatter 
verzichtet auf ein Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung, 
die ich über jeden der beiden Tagesordnungs­
punkte getrennt vornehme. 

Bei der A bs ti mmung werden der 
Bericht des Bundesministeriums für Finan­

zen, betreUend Verfügungen iiher bewegliches 
Bundesvermögen im Zeitabschnitt vom 1. Juli 
1963 bis 30. September 1963, mit Mehrhei t  
und die 

Berichte des Bundesministeriums für Finan­
zen, betreUend Veräußerung von unbeweglichem 
Bundeseigentum im zweiten und dritten V iertel­
jahr 1963, einstimmig 

zur Kenntnis  genommen. 

12. Punkt : Berichte des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Berichte des Bundes­
ministeriums für Finanzen über Kreditüber­
schreitungen für die Zeit vom 1. Mai bis 30. Juni 
und vom 1. Juli bis 30. September 1963 (370 und 

347 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir ge­
langen nunmehr zum 12. Punkt der Tages­
ordnung : Berichte des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Berichte des Bundes­
ministeriums für Finanzen über Kreditüber­
schreitungen für die Zeit vom 1 .  Mai bis 
30. Juni 1963 und vom l .  Juli bis 30. Septem­
ber 1963. 

Berichterstatter ist wieder Herr Abgeordne­
ter Machunze, den ich um seine Berichte bitte. 

Berichterstatter Machunze : Hohes Haus ! 
Dem Finanz- und Budgetausschuß wurden 
die beiden Berichte des Bundesministeriums 
für Finanzen über Kreditüberschreitungen für 
die Zeit vom l .  Mai bis 30. Juni 1 963 und für 
die Zeit vom l .  Juli bis 30. September 1963 
zugewiesen. 

Auf Grund des geltenden Haushaltsrechtes 
kam der Finanz- und Budgetausschuß zur 
überzeugung, daß er für die Behandlung 
dieser beiden Berichte sachlich nicht zu­
ständig sei. Um diese Frage aber gründlich 
zu erörtern, wurde zur Behandlung des Pro­
blems ein eigener Unterausschuß eingesetzt, 
der gleichfalls zur Auffassung kam, daß die 
beiden Berichte dem Hauptausschuß zur 
weiteren Behandlung zuzuleiten seien. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in 
seiner Sitzung vom 21.  Februar 1 964 den 
Bericht des Unterausschusses zur Kenntnis 

genommen. Ich stelle daher den A ntr ag,  
beide Berichte dem: Hauptausschuß des Natio­
nalrates zur Behandlung zuzuweisen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen 
daher sofort zur A b s t i m mu ng. 

loh bitte jene Damen und Herren, die der 
in beiden Ausschußberichten zum Ausdruck 
gebrachten einhelligen Meinung zustimmen, 
daß die zwei Berichte des Bundesministeriums 
für Finanzen an den Nationalrat über Kredit­
überschreitungen samt einer Ergänzung vom 
Hauptausschuß zu behandeln sind, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
e i n st i m mi g  angenommen. 

13. Punkt : Wahl der Vertreter Österreichs 
in der Beratenden Versammlung des Europa­

rates 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir ge­
langen nunmehr zum letzten Punkt der Tages­
ordnung : Wahl der Vertreter Österreichs 
in der Beratenden Versammlung des Europa­
rates. 

Österreich entsendet sechs Mitglieder und 
sechs Ersatzmitglieder . Der Nationalrat ent­
sendet hievon fünf Mitglieder und vier Er­
satzmitglieder , der Bundesrat ein Mitglied 
und zwei Ersatzmitglieder . 

Es ist mir nun für das kommende Jahr, 
beginnend ab März 1964, folgender W a h l­
v o r s c h l ag für die vom Nationalrat zu ent­
sendenden Mitglieder und Ersatzmitglieder 
zugegangen : 

als Mitglieder die Abgeordneten Czernetz, 
Mark, Stürgkh, Dr. Toncic-Sorinj und Dr . Win­
ter ; 

als Ersatzmitglieder die Abgeordneten Frau 
Dr. Hertha Firnberg, Dr. Kos, Dr. Kranzl­
mayr und Dr. Dipl.-Ing. Ludwig Weiß. 

Falls kein Einwand erhoben wird, sehe ich 
von einer Wahl mittels Stimmzettel ab und 
lasse durch Erheben von den Sitzen ab­
stimmen. - Ein Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte daher jene Frauen und Herren, 
die dem von mir soeben bekanntgegebenen 
Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu ,erheben. - Danke, er 
ist e i n s t i m m i g  a n g e n o m m e n. 

Lehnt einer der Gewählten die Wahl ab 1 -
Dies ist nicht der Fall. Die genannten Abge­
ordneten erscheinen daher gewählt. 

Die Tagesordnung ist e r s c h ö p ft. 
Die n ä c h s t e  Sitzung wird auf schrift­

lichem Wege einberufen werden. Sie findet vor­
aussichtlich am Mittwoch, den 18. März, 
statt. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s en.  

SchlUß der Sitzung : 19 Uhr 5 Minuten 

österreichis<:he Staatsdruckerei. TJ74 64 
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